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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/244: Halbwertzeit - und doch für's Militär ... (IPPNW)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

IPPNW (Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkriegs/Ärzte in
sozialer Verantwortung)

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

SOFA (Sofortiger Atomaustieg) Münster

Gemeinsame Pressemitteilung vom 22.01.2020

RWE und EON vor Einstieg in militärische Urananreicherung?

Pentagon zeigt Interesse an Urenco-Uran: US-Bericht sieht Kostenvorteile
für US-Militär



Das US-Verteidigungsministerium hat aus Kosten- und Zeitgründen Interesse
an wesentlich höher angereichertem Uran des auch in Gronau tätigen
Urananreicherers Urenco für neue militärische Modulreaktoren bekundet. Das
meldet das US-Magazin Physics Today in seiner Januar-Ausgabe unter Berufung
auf einen Bericht des Pentagons von 2018. Der deutsch-niederländisch-
britische Urananreicherer Urenco hatte letztes Jahr angekündigt, in der
firmeneigenen Urananreicherungsanlage in New Mexico/USA Kapazitäten für
eine Vervierfachung des bisherigen Urananreicherungsgrads von ca. 5 % auf
bis zu 19,75 % Uran 235 aufzubauen.

Dem US-Verteidigungsministerium habe man laut Physics Today mitgeteilt, das
sog. HALEU (high assay low-enriched uranium) bereits in fünf bis sieben
Jahren bei Investitionskosten von rund 300-500 Mio. Euro liefern zu können.
Der US-Konkurrent Centrus Energy müsste wesentlich mehr investieren und
hätte eine längere Bauzeit vor sich. Urenco betreibt in Gronau/Westfalen
die einzige deutsche Urananreicherungsanlage und gehört zu einem Drittel
den Energiekonzernen RWE und EON. Derzeit geht rund die Hälfte des in
Gronau angereicherten Urans in die USA.

Anti-Atomkraft-Initiativen und Umweltverbände zeigen sich über diese
Gedankenspiele des US-Verteidigungsministeriums und die anscheinende
Aufgeschlossenheit des Urananreicherers Urenco entsetzt: "Bislang galt für
die Urananreicherung bei Urenco in Gronau und an den Standorten in den
Niederlanden, Großbritannien und den USA eine strikte Zivilklausel. Wird
diese von den Aufsicht führenden Regierungen in Berlin, Den Haag und London
nun aufgeweicht, indem sie behaupten, die Zivilklausel stelle kein
Hindernis für die Belieferung von militärisch genutzten Reaktoren dar? Und
bedeutet dies, dass RWE und EON als Anteilseigner von Urenco nunmehr auch
in die militärische Urananreicherung einsteigen? Wir fordern von der
Bundesregierung sowie von RWE und EON umfassende Aufklärung und den
sofortigen Stopp aller Pläne zur Aufweichung der Zivilklausel bei der
Urananreicherung," erklärte Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen.

Atompolitische Sicherheitsbarrieren werden durchbrochen

"Urenco wird in den USA schon seit Jahren mit der Belieferung von Reaktoren
in Zusammenhang gebracht, die Tritium für den Einsatz in Atomwaffen
herstellen. Eine Erhöhung des Urananreicherungsgrads auf 19,75 % ist ein
klares Indiz dafür, dass die Grenzen zwischen ziviler und militärischer
Urananreicherung aufgeweicht werden. Wie kann die Bundesregierung einen
derart dramatischen Kursschwenk bei Urenco billigen? Wie kam es überhaupt
zu den Gesprächen mit dem Pentagon? Die aktuellen Gefahren der
Urananreicherung schätze ich aus friedenspolitischer Sicht als sehr hoch
ein - nicht nur im Iran, sondern auch beim Urananreicherer Urenco. Das Ende
des Atomzeitalters muss jetzt beginnen. Der Beitritt zum
Atomwaffenverbotsvertrag und das Ende der zivilen Nutzung der Atomkraft
gehören zusammen," forderte Dr. Angelika Claussen von der Ärzteorganisation
und Friedensnobelpreisträgerin IPPNW.

Zentrifugenfirma in Jülich und Urananreicherungsanlage Gronau
beteiligt? 

Auch die deutschen Standorte zur Urananreicherung und
Zentrifugenherstellung werden direkt und indirekt von der Vervierfachung
des Urananreicherungsgrads betroffen sein. In Jülich befindet sich bei ETC
das technologische Zentrum der Zentrifugenherstellung für Urenco und die
französische Partnerfirma Orano. Und von Urenco in Gronau angereichertes
Uran kann womöglich in der US-Anreicherungsanlage in New Mexico ebenfalls
zu HALEU weiter angereichert werden.

Vor dem Hintergrund der jetzt bekanntgewordenen Gespräche zwischen Pentagon
und Urenco erscheint auch der Besuch des Berliner
Wirtschaftsstaatssekretärs Andreas Feicht (CDU) zu Jahresbeginn in der
Urananreicherungsanlage in Gronau in neuem Licht: Laut einem Medienbericht
in den Westfälischen Nachrichten sprach Feicht mit der Führung von Urenco
und ETC auch über "Entwicklungen in den Vereinigten Staaten und Russland".

Die Initiativen und Verbände rufen aufgrund der sich dramatisch
verschärfenden sicherheitspolitischen Entwicklung rund um die
Urananreicherung auch in diesem Jahr zu einem Ostermarsch an der
Urananreicherungsanlage Gronau auf. Bereits am 2. Februar findet um 14 Uhr
ein Sonntagsspaziergang an der Urananreicherungsanlage Gronau statt.


Hintergrund:

Urenco Ltd. gehört zu je einem Drittel dem britischen und dem
niederländischen Staat. Das deutsche Drittel gehört zu gleichen Teilen RWE
und EON. Die Bundesregierung beaufsichtigt Urenco zusammen mit der
britischen und niederländischen Regierung in einem "Gemeinsamen Ausschuss".
Urenco verfügt über ca. 30% Anteil auf dem Weltmarkt für angereichertes
Uran. Die deutsche Urananreicherungsanlage in Gronau ist immer noch vom
Atomausstieg ausgenommen, beliefert aber z. B. die hochumstrittenen
Pannenreaktoren in Belgien.

ETC (Enrichment Technology Company) ist eine gemeinsame Tochter von Urenco
und Orano (ex-Areva) zur Entwicklung und zum Bau von Urananreicherungs-
Zentrifugen sowie ganzer Urananreicherungsanlagen. Die deutsche
Niederlassung in Jülich ist für Forschung, Entwicklung und Teile der
Zentrifugen-Fertigung zuständig.


Verwendete Dokumente:

https://physicstoday.scitation.org/doi/10.1063/PT.3.4385

https://www.wn.de/Muensterland/Kreis-Borken/Gronau/4084767-Informationsaustausch-vor-Ort-Staatssekretaer-besucht-Urencourenco.com/news/detail/urenco-usa-inc.-announces-next-step-haleu-activities

https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Atomwaffen/IPPNW-Information_Zivil-militaerische-Nutzung_2019.pdf

Weitere Infos:

www.ippnw.de, www.bbu-online.de, www.sofa-ms.de, www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 22. Januar 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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KOHLEALARM/690: Klimakampf und Kohlefront - Perpetomobile ... (BEE)


Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. - 21.01.2020

Statement von Dr. Simone Peter, Präsidentin Bundesverband Erneuerbare
Energie, zum Vorwurf ehemaliger Mitglieder der Kohlekommission, die
Bundesregierung habe ihr Wort gebrochen.



Berlin - "Der beschlossene Ausstiegsplan für Braun- und Steinkohlekraftwerke
ist teuer erkauft. Die Entschädigungszahlungen für die Betreiber der
umweltschädlichen Kraftwerke wären in Erneuerbaren Energien,
Power-to-X-Anwendungen und anderen zukunftsgewandten Technologien
wesentlich besser investiert gewesen. Der vorgezeichnete Ausstiegspfad ist
außerdem zu langsam. Der Europäischen Emissionshandel fällt nicht vom
Himmel: Es ist schon lange erkennbar, dass die zunehmende Verteuerung der
CO2-Zertifikate im Rahmen des ETS keinen wirtschaftlichen Weiterbetrieb der
Kohlemeiler bis 2035 zulassen. Dieser Tatsache gilt es sich zu stellen. Wir
brauchen jetzt Investitionen in kostengünstige Erneuerbare Energien und
verlässliche Ausbaupfade für das von der Bundesregierung beschlossene Ziel
von 65 % Erneuerbare Energien im Stromsektor bis 2030 sowie die
kurzfristige Beseitigung der Deckel bei Photovoltaik, Offshore-Wind und
flexibilisierter Biomasse. Auch neue Hürden, wie pauschale
Abstandsregelungen bei der Windkraft, müssen vermieden werde, sonst droht
eine Ökostromlücke in der Stromversorgung. Da zudem wichtige Forderungen
der zivilgesellschaftlichen Akteure, wie dem Stopp des Abrisses weiterer
Dörfer und Siedlungen im Umfeld der Braunkohletagebaue nicht gewährleistet
zu sein scheint, ist es nachvollziehbar, dass sich nun Protest gegen den
Beschluss der Bundesregierung bildet", kommentiert Dr. Simone Peter,
Präsidentin Bundesverband Erneuerbare Energie.


Hintergrund:

Mitte Januar hatten sich Bund, Kohleländer und Vertreter der
Zivilgesellschaft in der sogenannten Kohlekommission auf einen Plan für den
Kohleausstieg geeinigt. Nach Ansicht einiger Vertreter der Kommission habe
die Regierung diesen Kompromiss "klar und sehr einseitig verlassen". Sie
sehen im nun verabschiedeten Ausstiegsplan eine "Aufkündigung" des
Kompromisses, wie aus einem Schreiben an Kanzlerin Angela Merkel
hervorgeht. Die Bundesregierung habe sich demnach nicht an wichtige Punkte
des Kompromisses gehalten.

Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland bündelt der
BEE die Interessen von 55 Verbänden, Organisationen und Unternehmen mit
30.000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5.000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der Bundesverband
Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der Bundesverband Deutscher
Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese Weise 316.000 Arbeitsplätze und
mehr als 3 Millionen Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent
Erneuerbare Energie in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

E-Mail: presse@bee-ev.de

Telefon: 030 2758170 - 16, Fax: 030 2758170 - 20

Internet: www.bee-ev.de
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KOHLEALARM/689: Klimakampf und Kohlefront - es reicht einfach nicht ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 21. Januar 2020

Bundesregierung gefährdet mit Kohle-Politik gesellschaftlichen
Frieden



Anlässlich der heutigen Stellungnahme der ehemaligen Mitglieder der
Kommission Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung (KWSB), erklärt Olaf
Bandt, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Aus unserer gesellschaftlichen Verantwortung heraus haben wir in der
Kohle-Kommission mitverhandelt und den Minimalkonsens schweren Herzens
mitgetragen: mit dem Ziel einer klimapolitischen Verbesserung und eines
sozialverträglichen Strukturwandels. Die Bundesregierung hat diesen
Kompromiss einseitig aufgekündigt und setzt damit den gesellschaftlichen
Frieden aufs Spiel. Sie verschiebt die drängenden Abschaltungen auf den
spätestmöglichen Zeitpunkt, Datteln 4 soll ans Netz gehen, an 
Kraftwerks-Betreiber sollen unnötige hohe Entschädigungen fließen und im Bundesgesetz
soll zementiert werden, dass auch heute noch Dörfer der Kohle geopfert
werden.

Das ist eine schallende Ohrfeige für alle Menschen, die bereit waren
gesellschaftliche Kompromisse einzugehen. So verschärft die Bundesregierung
erneut den gesellschaftlichen Streit und handelt gegen nationale und
internationale selbst gesetzte Klimaziele. Wir werden dieses
klimapolitische Versagen nicht akzeptieren. Wir werden den
gesellschaftlichen Protest zum Kraftwerk Datteln fortsetzen und in die
Dörfer tragen. Wir werden für einen klimaverträglichen Kohleausstieg bis
spätestens 2030 kämpfen."


Hintergrund:

Bis 2025 setzt die Bundesregierung laut aktuell bekanntem Entwurf des
Kohleausstiegsgesetzes nur auf Freiwilligkeit der Kraftwerksbetreiber.
Melden sich nicht genug für Abschaltungen, gehen weniger Gigawatt vom Netz
als geplant. Ein ordnungsrechtlicher Pfad, der dies regeln würde, ist erst
ab 2025 vorgesehen. Der Steinkohleausstieg 2038 kann lediglich um zwei
Jahre vorgezogen werden, Braunkohle gar nicht. Um die Klimaziele zu
erreichen, bleibt aber nur ein frühestmöglicher Ausstieg: bis 2030.

Das Kohleausstiegsgesetz geht zurück auf den Abschlussbericht der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (Kohlekommission)
vom Januar 2019. Die Kommission bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie aus Anwohnenden
der Kohlereviere.


Die Stellungnahme der Kommission Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung ist zu finden unter: 

www.bund.net/kohlekommission-stellungnahme
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MELDUNG/111: Alles wird immer schneller? Neues Projekt "Schreibweisen der Gegenwart" (idw)


Universität Greifswald - 21.01.2020

Alles wird immer schneller? Neues Projekt "Schreibweisen der
Gegenwart"



In einem literaturwissenschaftlichen Forschungsprojekt an der
Universität Greifswald werden Zeitkonzepte der digitalen Gesellschaft
untersucht. Dabei werden zeitdiagnostische und literarische Texte
analysiert und vor dem Hintergrund medien- und kulturwissenschaftlicher
Zeitreflexion aufeinander bezogen. Das Projekt startete zu Jahresbeginn
2020 und trägt den Titel "Schreibweisen der Gegenwart. Zeitreflexion und
literarische Verfahren nach der Digitalisierung". Es wird für drei Jahre
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) mit insgesamt rund 470.000
Euro gefördert.

Facebook, Twitter und WhatsApp sind aus dem täglichen Leben nicht mehr
wegzudenken. Sie haben die Art und Weise verändert, wie wir schreiben und
kommunizieren. In populärwissenschaftlichen Zeitdiagnosen wird in diesem
Zusammenhang häufig die These vertreten, dass die Digitalisierung mit
Beschleunigung und einer Fixierung auf die Gegenwart verbunden sei. Diese
Veränderung der Zeitwahrnehmung wird als bedrohlich empfunden: Zukunft und
Vergangenheit würden entwertet, Gegenwart würde für unser Erleben zentral.

Das Forschungsprojekt reagiert auf diese neue, bislang nicht erforschte
Fokussierung auf Gegenwart in populärwissenschaftlichen Zeitdiagnosen und
ergänzt sie durch die Betrachtung literarischer Texte. Im Fokus stehen
Texte, die seit Mitte der 2000er Jahre und damit genau in dem Zeitraum
erschienen sind, in dem die oben genannten Apps ihre zentrale Stellung im
täglichen Leben erlangten. Zu denken ist an Zeitdiagnosen wie Hans Ulrich
Gumbrechts Unsere breite Gegenwart (2011) oder Manfred Spitzers Digitale
Demenz (2012) genauso wie an die literarischen Bücher und Tweets der
"Online-Omi" Renate Bergmann (seit 2013) oder die Romane von Terézia Mora
oder Sibylle Berg. Das Projekt fragt auf diese Weise nach Wechselwirkungen
von Zeitreflexion und literarischen Verfahren unter den Bedingungen der
Digitalisierung: Welchen Einfluss haben literarische Verfahren auf
verschiedene Formen des Nachdenkens über Zeit? Inwiefern sind sie selbst
als eine Form der Zeitreflexion zu verstehen?

Ziel des Projekts ist eine Bestandsaufnahme und Analyse der Schreibweisen,
mit denen unter den Bedingungen der Digitalisierung Gegenwart reflektiert
wird. Im Blick auf ihre je spezifischen "Schreibweisen der Gegenwart"
sollen zeitdiagnostische und literarische Texte erstmals im Zusammenhang
untersucht und vor dem Hintergrund medien- und kulturwissenschaftlicher
Zeitreflexion aufeinander bezogen werden. Mit den Ergebnissen kann das
Projekt auf diese Weise einen innovativen Beitrag zur
Gegenwartsliteraturwissenschaft leisten und zugleich der
Gegenwartsdiagnostik neue Perspektiven eröffnen. Zur Ergänzung von
herkömmlichen literaturwissenschaftlichen Methoden wird im Projekt mit
neuen digitalen Methoden gearbeitet. Diese Methoden erlauben die
computergestützte Analyse von Zeitkonzepten in großen Textmengen - ob in
Romanen, Sachbüchern oder Twitter-Texten.

Das Forschungsprojekt wird von Prof. Dr. Eckhard Schumacher, Inhaber des
Lehrstuhls für Neuere deutsche Literatur und Literaturtheorie, geleitet.
Der Fokus seiner Forschung richtete sich schon in den vergangenen Jahren
auf die Erforschung von Gegenwartsliteratur und -kultur. Im Rahmen des
Forschungsprojekts wird er von Dr. des. Elias Kreuzmair, dessen
Forschungsschwerpunkte ebenfalls im Bereich der Digitalisierung und der
Gegenwartsliteratur liegen, und Magdalena Pflock, M. A., unterstützt. Mit
Workshops und einer Konferenz tritt das Projekt in Austausch mit der
Fachöffentlichkeit, über ein Weblog und den Twitter-Account @ggw_hgw
(http://twitter.com/ggw_hgw) soll aber auch eine weitere Öffentlichkeit
von seiner Arbeit profitieren. Zudem werden Studierende über
Lehrveranstaltungen in die Arbeit des Projekts eingebunden. Für die
Workshops und die Konferenz besteht eine Kooperation mit dem Alfried Krupp
Wissenschaftskolleg Greifswald.


Weitere Informationen

DFG-Projekt "Schreibweisen der Gegenwart. Zeitreflexion und literarische
Verfahren nach der Digitalisierung":

http://germanistik.uni-greifswald.de/schreibweisen

"Schreibweisen der Gegenwart" auf Twitter: @ggw_hgw

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald, 21.01.2020
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LESUNG/4416: Stuttgart - Swetlana Alexijewitsch, Sergej Newski, Der Ton der Erinnerung, 04.02.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2020

Dienstag, 04.02.20 / 19.30 Uhr

Swetlana Alexijewitsch, Sergej Newski

Der Ton der Erinnerung

Lesung und Gespräch

Miron Hakenbeck (Moderation)

Katharina Hauter (Deutsche Lesung)

Stine Marie Fischer (Gesang)

Stefan Schreiber (Klavier)



Es scheint mir, dass die Erinnerung an Vergangenes erst vollständig
wäre, wenn sie auch den Ton, die Stimme umfasste. (Swetlana
Alexijewitsch)

Die belorussische Nobelpreisträgerin für Literatur, Swetlana
Alexijewitsch, misst dem Klang des erinnernden Sprechens einen großen
Stellenwert bei. In ihrer selbstgeschaffenen Gattung des "Romans der
Stimmen" fängt sie die historischen Erfahrungen einer Epoche über
unzählige Stimmen Einzelner ein und überführt sie in polyphone
Literatur. Der Komponist Sergej Newski hat einige dieser Stimmen nun
vertont. Sein im Auftrag der Staatsoper Stuttgart entstandenes Werk
"Secondhand-Zeit" nach Texten von Swetlana Alexijewitsch wird am 2.
Februar in der Stuttgarter Oper uraufgeführt - als Teil eines
ungewöhnlichen Opernprojekts unter dem Titel "Boris". Hier wird
Newskis Neukomposition mit Modest Mussorgskis Musikdrama "Boris
Godunow" zu einer Inszenierung verzahnt: Sechs unheroische
Lebenserinnerungen aus Alexijewitschs "Secondhand-Zeit. Leben auf den
Trümmern des Sozialismus" stehen dabei Mussorgskis großem
historischen Narrativ des tragischen Zaren Godunow gegenüber.

Zwei Tage nach der Premiere laden wir Sergej Newski und Swetlana
Alexijewitsch ins Literaturhaus ein, um mit Miron Hakenbeck,
Dramaturg der Staatsoper Stuttgart, ins Gespräch zu kommen: Auf
welche Weise können Literatur und Musiktheater die Gespenster der
Vergangenheit beherbergen und wie lässt sich der Weg dieser Stimmen
vom Moment ihres Erzählens über das Schreiben bis auf die Opernbühne
nachzeichnen?

In Zusammenarbeit mit der Staatsoper Stuttgart

 Eintritt (Euro): 12,- / 10,- / 6,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4415: Stuttgart - Nico Bleutge, Christian Schärf, Reiselyrik an ausgewählten Beispielen, 03.02.20


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2020

Montag, 03.02.20 / 11.00 Uhr

Außer Haus! Hospitalhof / Büchsenstraße 33, 70174 Stuttgart

Nico Bleutge, Christian Schärf

Reiselyrik

Sternchenthemen

Gespräch

Anja Brockert (Moderation)



Das Reisen ist in der Literatur schon immer präsent. Doch jede Epoche
bietet eine neue Form der künstlerischen Verarbeitung. Bis ins 19.
Jahrhundert hinein waren die Reisenden oft zu Fuß unterwegs,
Privilegierte mit der Kutsche oder dem Schiff. Mit der Erfindung der
Eisenbahn war es vermehrt auch der breiten Bevölkerung möglich,
längere Distanzen in kürzerer Zeit zu überwinden, und Reisen dienten
auch der Erholung.

Die Lyrik jeder Epoche spiegelt diese Wahrnehmung wider: Die Romantik
stellte den Wanderer mit seinen Erfahrungen in den Fokus, der aus
beruflichen Gründen, zur Bildung oder aus Abenteuerlust auf Reisen
ging. Die Verbreitung der modernen Verkehrsmittel Auto und Flugzeug
brachte Themen wie Entfremdung, Oberflächlichkeit und
Schnelllebigkeit in die Reiselyrik.

An diesem Vormittag stellt der Lyriker Nico Bleutge eigene Gedichte
vor und erkundet zusammen mit dem an der Universität Hildesheim
lehrenden Literaturwissenschaftler Prof. Dr. Christian Schärf
ausgewählte Beispiele der Reiselyrik - vom "Sturm und Drang" bis
heute.

In Kooperation mit SWR2 Wissen

Gefördert durch: Ministerium für Kultus, Jugend und Sport
Baden-Württemberg

Eintritt (Euro): 10,- / 8,- / 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4414: Stuttgart - Lavinia Braniste, Julia Lauter, Homing - auf der Suche nach Zuhause, 10.02.20


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2020

Montag, 10.02.20 / 19.30 Uhr

Lavinia Braniste, Julia Lauter

Was hat Heimat mit Zuhause zu tun?

Schreiben über das Leben in einem Europa der Migration

Homing-Auf der Suche nach Zuhause

Lesung und Gespräch

ma Staicut (Übersetzung)



Was ist der Unterschied zwischen Heimat und Zuhause? Diese Begriffe,
die häufig viel gefühlt und wenig erklärt werden, taumeln irgendwo
zwischen Kitsch und Politik. In einem Europa der offenen Grenzen und
der erstarkenden Nationalismen ist eine tiefere Auseinandersetzung
mit ihnen jedoch unausweichlich. Die rumänische Schriftstellerin
Lavinia Braniste nähert sich in ihrem Roman "Null Komma Irgendwas"
dieser Herausforderung, indem sie die Geschichte einer jungen Frau
erzählt, die in ihrer Heimat geblieben und doch entwurzelt ist,
begleitet von einer elementaren Sehnsucht nach Nähe und Ankommen,
einer Suchbewegung, der sich auch die Ausstellung im Literaturhaus
HOMING verschrieben hat. HOMING ist ein Projekt deutsch-rumänischer
Künstler*innen, die seit Frühjahr 2019 in beiden Ländern zur Frage
recherchiert haben, was Zuhause ausmacht. Ihre Antworten zeigen sie
in Fotos, Filmen und Briefen, ob als Märchen, Collage oder
Installation.

In Kooperation mit: Casa Artelor Timisoara, MISC Timisoara und dem
Haus der Heimat des Landes Baden-Württemberg, gefördert durch die
Baden-Württemberg Stiftung

 Eintritt (Euro): 10,- / 8,- / 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VERLAG/165: Freier Zugang zu wissenschaftlicher Literatur (idw)


Universität Bielefeld - 21.01.2020

Freier Zugang zu wissenschaftlicher Literatur



Freier Zugang zu wissenschaftlicher Literatur - die Open Library
Community stellt erneut alle Neuerscheinungen aus dem Fachbereich
Politikwissenschaft des transcript Verlages im Open Access bereit. 47
Open-Access-Förderer öffnen den Zugang zur zweiten vollständigen Open-
Access-Fachkollektion.

Bielefeld. Das Open-Access-Modell des Bielefelder Wissenschaftsverlages
transcript war erneut erfolgreich. Ein Netzwerk aus 47 Förderern
finanziert zum zweiten Mal die Open-Access-Bereitstellung aller
Neuerscheinungen aus dem Programmbereich Politik und trägt damit zur
Verstetigung eines transparenten und wirtschaftlich tragbaren
Open-Access-Publikationsmodells bei.

Der Verlag dankt der eindrucksvollen Gemeinschaft von Förderern, die das
Open-Access-Kooperations-Modell unterstützt haben. Allen voran dem
Fachinformationsdienst (FID) Politikwissenschaft POLLUX Staats- und
Universitätsbibliothek Bremen, der sich mit einem Zuschuss von 25% der
Gesamtkosten erneut als Hauptsponsor verpflichtet hat. »Unser Ziel ist die
optimale Literaturversorgung der Fachcommunity, dies gelingt besonders gut
mit Open Access. Der transcript Verlag bietet mit seinem Paket ein
transparentes Open-Access-Modell für das wissenschaftliche Publizieren
politikwissenschaftlicher Beiträge, an dem wir uns gerne beteiligen«, sagt
Maria Elisabeth Müller vom FID und Direktorin der Staats- und
Universitätsbibliothek Bremen.

Die zwecks Kostendeckelung und Planungssicherheit vorgegebene
Mindestteilnehmerzahl von 30 Einrichtungen wurde deutlich überschritten,
wodurch eine eindrucksvolle Kostensenkung erreicht wurde: So betragen die
Kosten pro Einrichtung nur noch rund 76 Euro pro Publikation. Sie liegen
damit im Rahmen dessen, was für konventionelle E-Books als Lizenz gezahlt
wird und deutlich unter den durchschnittlich üblichen
Book-Processing-Charges für eine Einrichtung. Vollsponsoren erhalten
zusätzlich ein kostenloses Printexemplar der geförderten Bücher, wodurch
weitere Erwerbungskosten entfallen. Um allen Open-Access-Unterstützern eine
Teilnahme zu ermöglichen, gibt es neben dem vollen Sponsoring zwei weitere
Preisstufen: Das Sponsoring Light (38 Euro pro Publikation) und das neue
Mikrosponsoring (13,64 Euro pro Publikation). »Jede Teilnahme hat dazu
beigetragen, dass die Vorteile von Open Access für einen relativ geringen
Betrag für den Einzelnen allen Mitgliedern des Wissenschaftsbetriebs
zugutekommen.«, sagt Stefanie Hanneken, Vertriebsleitung eContent,
transcript Verlag.


Über das Projekt

Das Open-Access-Modell folgt dem Erwerbsmodell »E-Book-Paket«. Statt des
Erwerbs einer Campuslizenz mit den bekannten Begrenzungen der
Nutzungsmöglichkeiten wird die Open-Access-Bereitstellung einer Frontlist
finanziert und steht damit allen Wissenschaftsakteuren zur Verfügung. Der
Verlag ermittelt das benötigte Budget für die Herstellung und
Bereitstellung der Titel und legt eine Mindestteilnehmerzahl fest, wodurch
ein maximaler Rechnungsbetrag bestimmt wird. Bei Überschreiten der
Mindestteilnehmerzahl sinkt der zu zahlende Betrag für jeden Teilnehmer.
Eine Teilnahme ist in drei verschiedenen Preisstufen möglich. Die
Sponsoren werden im Impressum des Buchs (gedruckt und digital), auf der
Verlagswebsite sowie in den Metadaten als Förderer ausgewiesen.

Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.transcript-verlag.de/open-library-politikwissenschaft

Über den transcript Programmbereich Politik

Die transcript Politikwissenschaft setzt sich aus den Forschungsfeldern
»Internationale und Europäische Politik und Globalisierung«, »Parteien«,
»Soziale Bewegungen und Zivilgesellschaft«, »Policy« und »Politische
Theorie« zusammen. Zu den Highlights der 2019er Frontlist gehörte u.a. das
von Judith Vey, Johanna Leinius und Ingmar Hagemann herausgegebene
»Handbuch Poststrukturalistische Perspektiven auf soziale Bewegungen.
Ansätze, Methoden und Forschungspraxis« und der Band »Europa erneuern!
Eine realistische Vision für das 21. Jahrhundert« von Ulrike Liebert. Alle
Bücher der Open Library 2019 finden Sie u.a. auf der Plattform OAPEN sowie
über die Verlagswebsite: 

https://www.transcript-verlag.de/open-access/politikwissenschaft/?f=12320

Die 22 Bücher umfassende Titelliste 2020 enthält Werke wie den Sammelband
»Making Democracy«, ein innovativer Ansatz für die politische Bildung,
mit Beiträgen zu Freiheit, Gleichheit und Solidarität im Alltag,
herausgegeben von Elke Rajal, Oliver Marchart, Nora Landkammer und Carina
Maier sowie das von Steven Engler, Julia Janik und Matthias Wolf
herausgegebene Buch »Energiewende und Megatrends«, über den Einfluss
gesellschaftlicher Großentwicklungen auf die Energiewende. Der Band
verdeutlicht die Komplexität der energiepolitischen Herausforderungen,
indem die Zusammenhänge mit grundlegenden Entwicklungen wie Globalisierung
und Digitalisierung aufgezeigt werden.

Die Projektpartner

Die »transcript Open Library Politikwissenschaft« ist ein
gemeinschaftliches Projekt des transcript Verlages und des Nationalen
Open-Access-Kontaktpunkts OA2020-DE. Es wird durch die Infrastruktur von
Knowledge Unlatched sowie der Mitarbeit der Bibliothekslieferanten Dietmar
Dreier Wissenschaftliche Versandbuchhandlung GmbH, Missing Link
Versandbuchhandlung eG und der Schweitzer Fachinformation unterstützt. Die
»transcript Open Library Community« besteht aus dem FID
Politikwissenschaft als Hauptsponsor, 42 Vollzahler_innen sowie zwei
Beteiligungen im Rahmen des »Sponsoring Light« und zwei weiteren im Rahmen
des »Mikro-Sponsorings«.

Über den Fachinformationsdienst (FID) Politikwissenschaft (POLLUX)
Der FID Politikwissenschaft wird geleitet von Frau Maria Elisabeth Müller
von der Staats- und Universitätsbibliothek Bremen und Herrn Dr. Philipp
Mayr vom GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften. Der FID wird
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert und optimiert
nachhaltig die Literaturversorgung und die Informationsinfrastruktur im
Bereich der Politikwissenschaft in Deutschland. POLLUX unterstützt damit
die überregionale politikwissenschaftliche Forschung. Durch die
regelmäßige und kontinuierliche Rückkopplung aller wesentlichen Maßnahmen
und Ziele von POLLUX mit der wissenschaftlichen Fachcommunity ist
sichergestellt, dass der konkrete Bedarf der Fachcommunity zielgerichtet
gedeckt wird.

Über Knowledge Unlatched

KU bietet jedem Leser weltweit freien Zugang zu wissenschaftlichen
Inhalten. Die Online-Plattform ermöglicht es Bibliotheken weltweit, ihre
Unterstützung für Open-Access-Modelle führender Verlage und neuer
Initiativen zugunsten von Open Access zu zentralisieren.


Weitere Informationen unter:

https://www.transcript-verlag.de/open-library-politikwissenschaft

https://www.transcript-verlag.de/open-access/politikwissenschaft/?f=12320

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution56

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bielefeld, 21.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





LATEINAMERIKA/116: Memorandum der Gesellschaft für bedrohte Völker zum Brumadinho-Dammbruch 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 22. Januar 2020

GfbV-Memorandum zum Brumadinho-Dammbruch (25.1.)

Der TÜV geht, das Gift bleibt



Am 25. Januar vergangenen Jahres brach der Damm des Auffangbeckens B1
der Eisenerzmiene Córrego do Feijão nahe Brumadinho im
brasilianischen Bundesstaat Minas Gerais. Eine Schlammlawine von
zwölf Metern Höhe ergoss sich mit einer Geschwindigkeit von anfangs
120 Stundenkilometern kilometerweit abwärts ins Tal. 272 Menschen
starben am selben Tag, weitere 21 werden bis heute vermisst. Zum
ersten Jahrestag dieser vermeidbaren Katastrophe veröffentlicht die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) ein Memorandum, das die
Auswirkungen des Dammbruchs auf indigene Gemeinschaften beleuchtet.

Die Pataxó Hã-Hã-Hãe leben flussabwärts, 22
Kilometer entfernt von der Mine. In ihrem Dorf Naô Yohã direkt am
Fluss Paraopeba leben etwa 150 Personen. "Der Fluss war ihre
Existenzquelle", berichtet Regina Sonk, GfbV-Referentin für indigene
Völker. "Seit dem Dammbruch ist er mit Schwermetallen verseucht und
biologisch tot." Der Paraopeba sei die einzige Trinkwasserquelle der
Pataxó gewesen und damit auch die Grundlage für Land- und
Viehwirtschaft. "Das alles ist nicht mehr möglich. Für ihr
alltägliches Überleben sind sie seitdem auf Wasser- und Essensspenden
angewiesen. Die gesundheitlichen Langzeitfolgen sind unkalkulierbar
und ein wichtiger Bestandteil ihrer Identität bis auf weiteres
verloren", so Sonk.

Noch wenige Monate zuvor hatte das Prüfunternehmen TÜV Süd dem
brasilianischen Bergbaugiganten Vale die Sicherheit des
Auffangbeckens bescheinigt. Inzwischen hat er sämtliche
Sicherheitszertifikate für brasilianische Minen zurückgezogen und
will vorerst keine weiteren ausstellen. Am gestrigen Dienstag wurde
bekannt, dass eine brasilianische Staatsanwaltschaft gegen 16
Personen Anklage wegen Mordes erhoben hat, darunter auch Vales
ehemaligen CEO Fabio Schvartsman. Wie viele der Beschuldigten zum
Bergbaukonzern Vale und wie viele zum TÜV Süd gehören, ist noch nicht
bekannt. Auch bei der Staatsanwaltschaft München ist ein Verfahren
gegen TÜV Süd anhängig: wegen fahrlässiger Herbeiführung einer
Überschwemmung, fahrlässiger Tötung, Bestechung sowie verletzter
Aufsichtspflichten.

Vale ist der größte Eisenerzproduzent der Welt. Knapp 56 Prozent des
nach Deutschland importierten Eisenerzes stammen aus Brasilien.
"Deutsche Unternehmen haben also von einem Produzenten gekauft, der
fahrlässig bei der Sicherheit gespart hat", kritisiert Sonk. Im Juli
2019 wurde Vale von einem brasilianischen Gericht zu Schadenersatz in
Milliardenhöhe verurteilt. Die genaue Schadenshöhe lässt sich bisher
nicht beziffern. Das Gericht ließ daher umgerechnet 2,6 Milliarden
Euro Firmenkapital einfrieren.

"Indigene sind durch ihre naturnahe Lebensweise besonders von
Umweltzerstörung gefährdet und gleichzeitig rechtlich besonders
schlecht geschützt", erklärt Sonk. Die hochbelasteten Gewässer des
Paraopeba bedrohten die gesamte Existenz der Pataxó. "Dennoch wollen
sie ihr Land nicht aufgeben und kämpfen national wie international
für Entschädigung und die Rettung der Gewässer auf ihren
Territorien."


Das Memorandum kann hier herunterladen:

https://www.gfbv.de/fileadmin/redaktion/Publikationen_Dokumente/2020/Memorandum_Die_Patax%C3%B3_ein_Jahr_nach_dem_Dammbruch_von_Brumadinho.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Januar 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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LESUNG/6589: Frankfurt - Norbert Scheuer, Winterbienen, 17.02.2020


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2020

Mo 17.02., 19.30 h

Norbert Scheuer: Winterbienen

Moderation: Torsten Hoffmann (Universität Stuttgart)



Gefahr und Rettung

Norbert Scheuer zählt schon lange zu den ganz großen und verehrten
Erzählern unserer Gegenwart. Mit dem tagebuchartigen Roman
"Winterbienen" aus dem Verlag C.H. Beck hat er sich wiederum die
Eifel, seine Heimat, als Schauplatz ausgesucht. Es sind die letzten
Kriegsjahre: Egidius Arimond, ein frühzeitig aus dem Schuldienst
entlassener Latein- und Geschichtslehrer, schwebt wegen seiner
Frauengeschichten, seiner Epilepsie, aber vor allem wegen seiner
waghalsigen Versuche, Juden in präparierten Bienenstöcken ins
besetzte Belgien zu retten, in höchster Gefahr. Seine Situation wird
nahezu ausweglos, als er keine Medikamente mehr bekommt, ein
Verhältnis mit der Frau des Kreisleiters beginnt und schließlich bei
der Gestapo denunziert wird. Das Gespräch mit dem Autor führt der
Literaturwissenschaftler Torsten Hoffmann (Universität Stuttgart).

Ein Abend in Kooperation mit dem Journal Frankfurt.

Eintritt 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1290: Berlin - Brown Bag Lunch, Unbekannte Briefe von Irmgard Keun, 27.02.2020


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2020

Do 27.2., 12:30 Uhr

Brown Bag Lunch

Unbekannte Briefe von Irmgard Keun

Mit Matthias Meitzel und Matthias Weichelt

7 EUR / erm. 4 EUR



»Ich werde aber nach wie vor von panischem Schrecken erfasst, wenn
ich irgendwie festgelegt werden soll«

Mit ihren Romanen »Gilgi - eine von uns« und »Das kunstseidene
Mädchen« wurde Irmgard Keun am Ende der Weimarer Republik zur
Bestsellerautorin. Sie porträtierte berufstätige neue Frauen, die
unabhängig sein und sich ins Leben stürzen wollten. Doch 1933 endete
die so vielversprechende Karriere Keuns, die Bücher galten den Nazis
als »Asphaltliteratur «. 1936 ging sie nach Holland ins Exil. Dass
sie 1940 mit gefälschten Papieren nach Deutschland zurückkehrte und
verarmt und vergessen in Köln lebte, war bekannt, über ihr Schicksal
bis zum Ende des Krieges wusste man hingegen so gut wie nichts. Im
Nachlass von Walter Kempowski sind nun zwei Briefe aus dieser Zeit
aufgetaucht, die der Archivar Matthias Meitzel im Gespräch mit
Matthias Weichelt, dem Chefredakteur der Zeitschrift »Sinn und Form«,
erstmals vorstellt.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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AUSSICHTEN/8871: Und morgen, den 23. Januar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 23.01.2020 bis zum 24.01.2020 +++






[image: Jean-Luc 8871 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Frühe Sonnenstrahlen,

etwas später trüber,

füll'n sich Pfützenschalen,

Jean-Luc hüpft darüber.
















Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





KONZERT/322: Stuttgart - Familienkonzert »Das Experiment« in der Staatsgalerie, 26.01.2020


Staatsgalerie Stuttgart

Familienkonzert

»Das Experiment«

26. Januar 2020, 10.30 Uhr - 12.00 Uhr

Staatsgalerie Stuttgart



Die Staatsgalerie veranstaltet zusammen mit dem SWR Symphonieorchester am
Sonntag, 26.1.2020 um 10.30 Uhr ein Familienkonzert unter dem Motto »Das
Experiment« für die ganze Familie mit Kindern ab 5 Jahren. Gemeinsam
verbringen Kinder und Eltern den Vormittag mit Musik von Ludwig van
Beethoven und Kunst aus der Sammlung der Staatsgalerie.

Mit den Musikerinnen und Musikern experimentieren kleine und große
Zuhörerinnen und Zuhörer mit Ludwig van Beethovens »Zwölf Variationen« über
ein Thema aus Händels Oratorium »Judas Maccabäus«. Zu hören ist ein Oktett,
also acht Mitglieder und Freunde des SWR Symphonieorchesters.

Anschließend geht es durch das Museum auf eine interaktive Entdeckertour.
Was haben der Komponist Beethoven und die Künstler Joseph Beuys und Banksy
gemeinsam? Sie alle waren Rebellen und zeigten Dinge, neue Dinge. Bei der
Museumserkundung nach dem Konzert gilt es diese Kunstrebellen näher
kennenzulernen. Jeder darf ein eigenes Kunstexperiment machen.




Sonntag, 26. Januar 2020, 10.30 Uhr bis 12.00 Uhr

»Von Klängen und Farben - Das Experiment«

Ab 5 Jahren, Kinder in Begleitung ihrer Eltern

Staatsgalerie Stuttgart, Vortragssaal und Sammlung

Konrad-Adenauer-Straße 30-32

70173 Stuttgart

Eintritt: 7 Euro Kinder, Schüler und Studierende; 10 Euro Erwachsene

Tickets sind erhältlich an der Museumskasse oder online:

https://shop.staatsgalerie.de/korona/?date=25.01.2020



Eine Veranstaltung des SWR Symphonieorchesters mit der Staatsgalerie
Stuttgart im Rahmen der ARD-Woche der Musik. Mit freundlicher Unterstützung
des Vereins der Freunde und Förderer des SWR Symphonieorchesters Stuttgart
e. V.

Öffnungszeiten der Staatsgalerie:

10.00-17.00 Uhr

Do Abendöffnung bis 20.00 Uhr, Mo geschlossen

Sonderöffnungen für angemeldete Einzelbesucher und Gruppen

Di-So von 9.00-10.00 Uhr und von 17.00-19.00 Uhr (außer donnerstags)

 * 

Quelle:

Staatsgalerie Stuttgart

Konrad-Adenauer-Str. 30 - 32, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/470 40 0, Telefax: 0711/236 99 83

E-Mail: info@staatsgalerie.de

Internet: www.staatsgalerie.de
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THEATER/1462: Hamburg - "Auf die Plätze!", Hamburger Kindertheater Treffen 2020, 14.-23.2.2020


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

"Auf die Plätze!" - Hamburger Kindertheater Treffen 2020

14. - 23. Februar 2020



Im Rahmen dieses Festivals zeigen die freien Hamburger Kindertheater
vom 14. bis 23. Februar 2020 ihre aktuellen Inszenierungen. Das
Kindertheater Treffen wird veranstaltet von ahap e.V. (Arbeitskreis
Hamburger Puppen- und Figurentheater) und kitsz e.V. (Freie Hamburger
Kindertheaterszene) in Zusammenarbeit mit dem FUNDUS THEATER. Weitere
Spielstätten sind in diesem Jahr das HoheLuftschiff und das Hamburger
Puppentheater.

Kindertheater kann die weite Welt UND das ganz Nahe zeigen, es kann
 klüger machen UND Spaß machen, es kann den jungen Menschen UND
 natürlich auch den erwachsenen Begleitpersonen gefallen...



Geht das alles zusammen? Ja, das geht! Das Hamburger Kindertheater
 Treffen beweist es jedes Jahr aufs Neue. Es zeigt uns aktuelle
 Themen altersgerecht umgesetzt, getanzte Figuren aus Kinderträumen,
 geistreiches Gruseltheater, brillant in Szene gesetzte
 Kinderliteratur und märchenhaft abenteuerliche Geschichten. Das
 Erstaunliche ist: Viele dieser großartigen Produktionen, die uns
 mit Fantasie, Klugheit und Witz becircen, lassen sich in einem
 kleinen Koffer verstauen -denn Kindertheatergruppen haben meist
 keine feste Bühne, sondern zeigen ihre Kunst an den
 unterschiedlichsten Orten. Das Hamburger Kindertheater Treffen ist
 daher eine wichtige Plattform für die Sichtbarkeit und den
 Austausch der Freien Hamburger Kindertheater. 

 Carsten Brosda

 Senator für Kultur und Medien der Freien und Hansestadt Hamburg



Das Festival wird gefördert durch die Behörde für Kultur und Medien
der Freien und Hansestadt Hamburg. Das Festivalprogramm ist mit 14
ganz unterschiedlichen Produktionen der Hamburger Schauspiel- und
Figurentheater bestückt, mit einem Theaterangebot für Kinder ab 3
Jahren bis hin zu Jugendlichen.

Die Vergrößerung des Festivals hebt Dörte Kiehn (ahap e.V.) hervor:
"Dank einer höheren Förderung in diesem Jahr können wir noch mehr die
gesamte Bandbreite der freien Szene abbilden. Neben den zusätzlichen
Spielstätten wird auch ein Klassenzimmerstück der Theatergruppe Die
AZUBIS in einer Schule gespielt."

Nicht nur das Publikum kann die ganze Vielfalt der professionellen
Kindertheater im Festival erleben, auch die Theatergruppen treffen
sich im kollegialen Kreis, um sich in Inszenierungsgesprächen
auszutauschen. Und die Besucher haben die Möglichkeit mit den
Theatermachern im Festivalcafé in direkten Kontakt zu treten. Und zum
Abschluss des Festivals wird mit allen die Wahlparty des
Kinderwahlbüros, ein Projekt des PROFUND Kindertheater e.V., im FUNDUS
THEATER gefeiert, passend zur Hamburger Bürgerschaftswahl am 23.
Februar 2020.

Mittlerweile Tradition hat folgender Programmpunkt beim Hamburger
Kindertheater Treffen: Schüler*innen der Ida-Ehre-Schule schreiben
gemeinsam mit dem Kulturjournalisten Sören Ingwersen Theaterkritiken.
Außerdem freut sich Katrin Lowitz (kitsz e.V.) über die neue
Medienpartnerschaft mit den Ohrlotsen: "Im Rahmen dieser Initiative
des Stadtteil- und Kulturzentrums MOTTE e.V. werden Kinder und
Jugendliche Radiobeiträge zum Festival produzieren."

Auch eine Neuerung im Programm: Nach der Vorstellung "Herr Kaiser" -
eine Koproduktion von Klabauter Theater und Theater Brekkekekex am
Samstag, 22. Februar 2020, folgt um 16 Uhr das Publikumsgespräch
"Perspektivwechsel im Kindertheater" mit Dorothee de Place und Susanne
Tod zum Thema Inklusion. - Also "Auf die Plätze!" und unbedingt Karten
reservieren oder buchen - das gesamte Programm unter:

www.hamburger-kindertheater.de

Tickets erhältlich beim jeweiligen Veranstaltungsort!

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





TREFF/775: Stuttgart - »Tiepolo und seine Welt«, Studientag und Podiumsgespräch, 25.01.2020


Staatsgalerie Stuttgart

»Tiepolo und seine Welt«: Studientag und Podiumsgespräch

25. Januar 2020, 13.00 Uhr - 17.00 Uhr

Staatsgalerie Stuttgart



Die Staatsgalerie veranstaltet zur Ausstellung »Tiepolo - Der beste Maler
Venedigs« am Samstag, 25.1.2020, 13.00-17.00 Uhr unter dem Motto »Tiepolo
und seine Welt« einen Studientag mit Podiumsgespräch mit renommierten
Forschern und dem Künstler Christoph Brech.

Beim Studientag »Tiepolo und seine Welt« vermitteln renommierte Forscher
aus der Kunst- und Musikgeschichte in ihren Vorträgen neue Perspektiven auf
Tiepolos Leben und Arbeiten.

Tiepolos Malerei eröffnet Bildräume voller Licht und Farbe. Doch in welchen
Welten bewegte sich der Künstler selbst? Die fantasievollen Bilderfindungen
des Künstlers werden ebenso beleuchtet wie die Musik, die ihn in Venedig
und Würzburg begleitete. Ein weiterer Beitrag deckt die Spuren Tiepolos in
Deutschland auf, die bis nach Schloss Ludwigsburg reichen.

Im abschließenden Künstlergespräch, das Prof. Dr. Christiane Lange,
Direktorin der Staatsgalerie, mit Christoph Brech führt, geht es um die
Frage nach der Modernität Tiepolos: Was können uns seine Bilder heute noch
sagen?

Hierzu die Kuratorin der Ausstellung, Dr. Annette Hojer: »Mit seinen
farbenprächtigen Inszenierungen war Tiepolo einer der gefragtesten Maler
Europas. Seine Bilder fordern einen neuen Blick auf die Kunst des Barock.«


Sonntag, 25. Januar 2020, 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr

»Tiepolo und seine Welt«:

Studientag und Podiumsgespräch

Staatsgalerie Stuttgart, Vortragssaal

Konrad-Adenauer-Straße 30-32

70173 Stuttgart

Eintritt zu den Vorträgen frei - Ausstellung kostenpflichtig

Bitte melden Sie sich im Webshop an, um ein kostenloses Ticket zu buchen.

https://shop.staatsgalerie.de/korona/?date=25.01.2020


Programm:

13.00 - 13.30 Uhr

Begrüßung (Prof. Dr. Christiane Lange, Direktorin Staatsgalerie)

13.15 - 14.00 Uhr

Prof. Dr. Roland Kanz (Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn)

Gruß aus der Küche: Pasticcio und Capriccio bei Tiepolo

14.00 - 14.30 Uhr

Dr. Doris Blaich (SWR2 Musik, Stuttgart)

Im Affekt. Leidenschaften in der Musik von Tiepolos Zeitgenossen

14.30 - 15.15 Uhr

Prof. Dr. Stephan Hoppe und PD Dr. Matteo Burioni

(Ludwig-Maximilians-Universität München)

Tiepolo und die Deckenmalerei

15.15 - 16.00 Uhr

Kaffeepause

16.00 - 17.00 Uhr

Künstlergespräch

Prof. Dr. Christiane Lange und Christoph Brech

Barockmalerei und Videokunst - Was sagen uns Tiepolos Bilder heute?

Die Veranstaltung findet in Kooperation mit dem SWR2, dem Italienischen
Kulturinstitut Stuttgart und dem Akademieprojekt Corpus der barocken
Deckenmalerei in Deutschland (CbDD) statt.

 * 

Quelle:

Staatsgalerie Stuttgart

Konrad-Adenauer-Str. 30 - 32, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/470 40 0, Telefax: 0711/236 99 83

E-Mail: info@staatsgalerie.de

Internet: www.staatsgalerie.de
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ARBEITERSTIMME/389: Die EU - Beiträge zu einer linken Strategie


Arbeiterstimme Nr. 205 - Herbst 2019

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Die EU - Beiträge zu einer linken Strategie



Bei den linken Parteien und Bewegungen in Europa kann man 3
grundsätzlich verschiedene Positionen zur EU finden:

• Orientierung auf Reform der EU

• Plan A und B

• (Lef Exitt = Linker Austritt)

Die häufigste Position ist die Forderung nach einer Reform der EU. Der
Änderungsbedarf wird vor allem bei der Neoliberalisierung,
Militarisierung und dem Demokratiedefizit gesehen. Die geforderten
Änderungen sind grundlegend. Ihre Realisierung würde eine wesentliche
Umgestaltung der EU bedeuten. Sie sind nicht mit den Reformvorschlägen
zu verwechseln, wie sie von Politikern wie Macron gemacht werden, die
nicht auf eine Umgestaltung, sondern auf eine verbesserte
Funktionalität der bestehenden EU abzielen.

Die Forderung nach einem Umbau der EU, "für ein anderes Europa"
wird von vielen Mitgliedern der "Europäischen Linken" z. B.
auch von der Partei Die Linke vertreten. Unter Berücksichtigung des
vorhandenen Kräfteverhältnis dürfte es in absehbarer Zeit eher um die
Sichtbarmachung der eigenen Positionen gehen, als um die reale
Durchsetzung dieser Forderungen.

Den Kontrapunkt zur Reformstrategie setzen die Anhänger eines Lexit
(Left Exit, Linker Austritt). Sie teilen mit den Reformern weitgehend
die inhaltliche Kritik an der EU. Insofern besteht Konsens. Aber sie
halten die Strukturen der EU und/oder des Euro für von Grund auf
neoliberal und für nicht reformierbar. Sie rufen dazu auf, die
Illusion der Reformierbarkeit der EU aufzugeben und sich prinzipiell
für einen Austritt aus der EU mit einer linken Begründung einzusetzen.
Nur so könne wieder Spielraum für eine linke Politik gewonnen werden.
Auch diese Position hat eine relevante Anhängerschaft, oft als
Minderheit in reformorientierten Parteien. Von den größeren
Organisationen vertritt in Deutschland die DKP diesen Standpunkt,
sonst etwa auch die KKE und die portugiesischen Kommunisten (PCP).

Eine Zwischenposition stellt in gewisser Hinsicht die Strategie von La
France Insoumise dar, die sie "Plan A und Plan B" nennen.

Eine Regierung von La France Insoumise würde zuerst in Verhandlungen
mit den anderen EU Mitgliedern treten, um eine Änderung der EU Politik
(im Sinne von weg vom Neoliberalismus) zu erreichen. Das wäre Plan A.

Sollte Plan A scheitern, wären auf nationaler Basis einseitig Schritte
in der Sozial- und Wirtschaftspolitik einzuleiten, die die
neoliberalen EU-Regeln bewusst missachten und bis zum Austritt aus dem
Euro und eventuell auch aus der EU führen könnten (Plan B). Nach ihrer
Einschätzung würde der Austritt eines großen und zentralen Landes wie
Frankreich (besser wäre natürlich ein koordiniertes Vorgehen von
mehreren Ländern) ein erhebliches Drohpotential darstellen, das die
anderen Länder zum Einlenken bei Plan A bewegen könnte. Das setzt
voraus, dass man gegebenenfalls bereit und darauf vorbereitet ist Plan
B durchzuziehen. Eine erkennbar leere Drohung wäre natürlich
wirkungslos.

Diese Strategie wurde aufgrund der Erfahrungen mit den
Auseinandersetzungen EU-Griechenland erarbeitet. La France Insoumise
wirft Syriza vor, nicht genügend vorbereitet gewesen zu sein bzw. im
entscheidenden Augenblick Verrat geübt zu haben und hat deswegen auch
den Ausschluss von Syriza aus der "Europäischen Linken"
verlangt. Inzwischen haben sich Podemos in Spanien und der Bloco de
Esquerda in Portugal dieser Strategie angeschlossen. Diese drei
Organisationen bilden auch den Kern der neuen politische Allianz
"Maintenant le Peuple" bzw. "Now the People", "jetzt das
Volk".

Die Basis für eine Strategie ist die Einschätzung des Stellenwerts der
EU für die vergangene und zukünftige Entwicklung, ökonomisch und
gesellschaftlich. Dabei stellt sich die Frage:

Ist die EU die Folge einer notwendige Entwicklung im Kapitalismus?


Ohne Zweifel kommt die EU den Bedürfnissen des Kapitals, und
insbesondere international konkurrenzfähigen Kapitalien wie sie z.B.
in Deutschland gehäuft vorhanden sind, entgegen. Das Kapital und seine
Vertretungen haben dementsprechend immer für die Zusammenarbeit in der
EU, ihre Erweiterung und Vertiefung plädiert. Seine Interesse sind ja
auch gut bedient worden. Ist die EU aber die Folge einer notwendigen
Entwicklung?

Der Kapitalismus hat allgemein die Tendenz sich auszudehnen und dabei
Beschränkungen, die sich einer Ausdehnung entgegenstellen zu
überwinden. Eine Art von Beschränkung stellen dabei Staatsgrenzen dar.
Staatsgrenzen sind aber für das Kapital widersprüchliche
Beschränkungen. Denn das Eingrenzende und damit Hemmende ist nur die
eine Seite, die andere Seite liegt darin dass Staaten
(mit-)verantwortlich sind, geeignete Bedingung für die kapitalistische
Entwicklung im Inneren zu schaffen. Dies geschieht durch die
Bereitstellung von Infrastruktur und durch die Errichtung einer
Rechtsordnung und ihre Durchsetzung mit dem Gewaltmonopol des Staates.
Des weiteren kann ein Staat auch die Interessenvertretung nach Außen
gegenüber anderen Staaten übernehmen. Die Kapitalisten sind und waren
immer (das lässt sich historisch zeigen) auf einen in ihrem Sinne gut
funktionierenden Staatswesen angewiesen. Diese, sehr verkürzt
dargestellten, Verhältnisse fanden in der Epoche der Nationalstaaten
ihren typischen historischen Ausdruck.

Aber Staatsgrenzen sind eben auch einengende Grenzen für das Kapital.
Der Kolonialismus war z.B. ein historischer Weg solche Grenzen zu
überwinden. Es wäre falsch, die Epoche der Nationalstaaten jetzt
einfach für überwunden zu erklären und die entsprechenden Triebkräfte
für nicht mehr existent. Aber offensichtlich ist, dass die feindliche
bis kriegerische Konkurrenz von Nationalstaaten, auch im Kapitalismus
und im ureigenen Interesse des Kapitals, nicht die einzige Möglichkeit
eines Zusammenwirkens von kapitalistischen Ländern ist. Für den
(West-) europäischen Raum waren dabei neben der speziellen
weltpolitischen Situation nach dem 2. Weltkrieg auch folgenden Fakten
wesentlich. Die traditionellen Nationalstaaten sind eher klein (oder
mittelgroß), bieten also nur einen engen Heimmarkt, und in ihnen
konzentrieren sich viele hochentwickelte Kapitale, die nach einem
größeren Markt als ihren nationalen Heimmarkt verlangen. Der sich mit
der EWG, EG und EU herausbildenden gemeinsame Wirtschaftsraum
entsprach und entspricht diesem Interessen nach größeren Märkten. Die
supranationale EG/EU trat ergänzend und variierend an die Seite der
Nationalstaaten. Es bildete sich neben den traditionellen Marktebenen
lokal, regional, national, global, die neue Ebene EU-europäisch
heraus, zwischen national und global. Der Unterschied zwischen
national und global besteht in der staatlichen Einbettung des
nationalen Marktes (Rechtssystem, Gewaltmonopol des Staates,
Zusammenfassung des politischen Willens), während der globale Markt
keine solche Vereinheitlichung aufweist. Mit dem gemeinsamen
europäischen Markt hat sich nach und nach auf supranationaler Ebene
ein staatsähnliches Gebilde mit eigenen Institutionen und einer immer
weiter fortschreitenden einheitlichen Verrechtlichung herausgebildet.

Es gibt Kapitale, die hauptsächlich global ausgerichtet sind, und
welche die den europäischen Raum (eher) nicht überschreiten und
selbstverständlich sind auch Interessenskonflikte zwischen diesen
Gruppen möglich. Aber im Allgemeinen haben auch die global
ausgerichteten Kapitale ein Interesse an der Ausdehnung ihres
Heimmarktes hier im Sinne von national auf europäisch zu verstehen.
Nebenbei bemerkt, auch auf globaler Ebene macht sich das Bedürfnis
nach einheitlichen Regelungen immer stärker bemerkbar, was sich in den
Freihandelsverträgen (realisiert oder nicht realisiert) wie TPP, TTIP,
CETA usw. sichtbar wurde. Die Besonderheit beim europäischen Projekt
liegt im Ausmaß der Vergemeinschaftung und in der auf Dauerhaftigkeit
hin konzipierten Regelungen und Institutionen. Keine Fall zu Fall
Regelung, sondern eine Rechtsordnung, keine ad hoc Kommissionen,
sondern staatsähnliche Organe.

Die Entstehung der EU entspricht einer inneren Logik des Kapitalismus.
Ist deshalb die EU notwendig? Bis zu einem gewissen Grad ja, aber
sicher nicht in exakt der Form in der sie historisch entstanden ist.
Das für das Kapital dienliche Ausmaß an Vereinheitlichung hätte auch
in einer anderen Art und Weise erreicht werden können. Es soll mit
dieser Feststellung auch nicht gesagt werden, dass analoge
Entwicklungen weltweit für alle anderen Nationalstaaten zu erwarten
sind. Die Bedingungen, sowohl innerhalb der Staaten, als auch
bezüglich der Beziehungen zu anderen Staaten, sind sehr
unterschiedlich. Eine schematische Verallgemeinerung ist nicht
sinnvoll.

Die Gründer und Propagandisten haben auf die Friedenssehnsucht und
Hoffnungen, die mit der Idee eines vereinigten Europas verknüpft waren
zurückgegriffen. Gleichzeitig eröffnete nach der Zeit des extremen
Nationalismus, die Aussicht auf gleichberechtigte Zusammenarbeit eine
freundliche Perspektive. Es ist auch unbestritten, europäische
Einigung ist einem aggressiven Nationalismus vorzuziehen. Man kann das
europäische Projekt als eine Variante eines kapitalistischen
Internationalismus beschreiben. Klar ist, dass das etwas anderes ist
als der linke Internationalismus. Aber auch ein kapitalistischer
Internationalismus kommt nicht umhin, den Menschen und Verhältnissen
in anderen Ländern erst einmal positiv und freundlich zu begegnen.
Aggressive Hetze gegen Ausländer, Fremde etc. ist kontraproduktiv.
Deshalb ist es nicht unverständlich, wenn in "fortschrittlichen
Kreisen" eine positive Beurteilung des europäischen Projekts
überwiegt. Aber man darf nicht übersehen welche Grenzen diesem Projekt
von Anfang an gesetzt waren (Antikommunismus) und welche Grenzen, auf
Betreiben der herrschenden Klassen, heute damit verbunden sind
(Neoliberalismus).

Festzuhalten ist, den verschiedenen staatlichen Ebenen,
kommunal/regional, nationalstaatlich und supranational (EU) kann nicht
grundsätzlich Progressivität zu- oder abgesprochen werden. Welche
Rolle eine Ebene in einem konkreten Zusammenhang spielt, hängt von den
Umständen ab und vom Kräfteverhältnis der dort tätigen Akteure. Neben
den negativen Beispiel der Auseinandersetzung EU - Syriza/Griechenland
gibt es andererseits auch die Beispiele EU - Orban/Ungarn und EU -
PiS/Polen. Genauso ist die eventuelle Abspaltung von Katalonien oder
Schottland für sich genommen nicht progressiv, ebenso wenig wie deren
Verbleib im größeren Staatsverbund. Gemeinsam ist solchen Fragen um
Nationalität und Identität oft ein erhebliches Potential von den
entscheidenden (Klassen-)Fragen abzulenken und zusätzliche Spaltungen
in der politischen Auseinandersetzung zu erzeugen.

Sicher ist richtig, dass es den Neoliberalen gelungen ist mit der
Ausgestaltung des europäischen Primärrechts Pflöcke einzuschlagen, die
ein erhebliches Hindernis für eine linke Politik darstellen. Damit
wurden Festlegungen erreicht, die schwer zu verändern sind und in den
meisten Fällen weit über das hinausgehen was auf nationaler Ebene
verfassungsmäßig fixiert ist. Die größte Gefahr für die linke Bewegung
besteht darin, dass politische Zuspitzungen nicht in vielen Ländern
gleichzeitig auftreten, sondern nach und nach (mit größeren zeitlichen
Abständen) in einzelnen Ländern. Dadurch könnten die Kämpfe auf
einzelne Brennpunkte und Länder beschränkt und damit isoliert bleiben,
während die Länder bzw. die dort kämpfenden Akteure sich nicht gegen
die Übermacht der anderen EU-Mitglieder behaupten können. Sei es wegen
der Einbindung in das EU-Recht, oder wegen bestehenden faktischen
Abhängigkeiten.

Die spekulative Frage, was wäre ohne EU?

Wenn ernsthaft über einen Austritt aus der EU diskutiert wird, stellt
sich die Frage was wäre ohne EU? Das ist eine weitgehend spekulative
Frage. Es ist unmöglich konkrete Aussagen darüber zu machen, was etwa
in Situationen wie der Griechenlandkrise geschehen wäre, wenn es keine
(oder eine ganz andere) EU gegeben hätte.

Aber man kann feststellen: Durch einen Austritt ändert sich zuerst
einmal nichts an realen in Jahrzehnten entstandenen Verflechtungen und
sich daraus ergebenden Abhängigkeiten, materieller und finanzieller
Art. Es ändert sich nichts an den Stärken und Schwächen der
beteiligten Ökonomien. Durch einen Austritt kann sich ein Land der
Vorgaben im EU Primärrecht entledigen. Ohne Zweifel hätte dies seine
Bedeutung. Aber der Neoliberalismus hätte sich deswegen nicht
aufgelöst, seine Hegemonie wäre nicht automatisch gebrochen. Die
Verankerung des Neoliberalismus im Primärrecht war möglich, weil der
Neoliberalismus in den letzten Jahrzehnten eine eindeutig hegemoniale
Position innehatte, in der EU und in den (meisten) Nationalstaaten.
Das Primärrecht ist eine Folge dieser Hegemonie, aber nicht unbedingt
seine stärkste Bastion. Die Macht des Kapitals gründet sich nur
teilweise auf Rechtspositionen. Durch einen Austritt allein würden
sich die Machtverhältnisse noch nicht wirklich ändern.

Eine breite politische Abstützung durch eine starke Bewegung
verschafft ihren Protagonisten Spielraum, auch gegenüber der EU.
Paragraphen und Verträge können interpretiert werden, manchmal auch
innovativ und kreativ. Allerdings zeigt das Beispiel Griechenlands wie
begrenzt die Macht einer Regierung, trotz Unterstützung der
Bevölkerung (Referendum), in der Realität sein kann. Aber die Macht
und die Stärke der Position Schäubles (und seiner Unterstützer) lag
nicht in den rechtlichen Gegebenheiten, sondern in der Möglichkeit
Griechenland von der Geldversorgung abzuschneiden und in den
Staatsbankrott zu treiben. Weiterhin war entscheidend, dass es Tsipras
nicht gelungen war in anderen Ländern und/oder bei anderen regierenden
Parteien nennenswerte Unterstützung zu finden. Solche realen
Machtkonstellationen sind nicht unbedingt an eine Mitgliedschaft
gebunden. Es gab schon etliche verschuldete Länder, die vom Kapital,
vertreten durch den IWF, zu einem harten Sparprogramm gezwungen
wurden.

Noch eine Bemerkung. Beim Lesen von Beiträgen linker EU Kritiker,
entsteht der Eindruck, die Autoren würden allesamt die Möglichkeiten
durch staatliche Interventionen Ziele wie Vollbeschäftigung, Abbau von
Armut und Ungleichheiten usw. zu erreichen, als groß einschätzen. Dies
wird zwar nicht direkt behauptet, aber auch nie problematisiert,
vermutlich weil es außerhalb des behandelten Themas (EU) liegt. Aber
es gilt daran zu erinnern: die Frage nach Chancen und Grenzen von
Staatseingriffen und welche sozialen Ziele im Kapitalismus überhaupt
erreichbar sind, ist keineswegs trivial. Traditionell gibt es unter
den Linken dazu keine einheitliche Position. Und es gibt viel Raum für
Illusionen.

Welche Folgerungen ziehen wir aus dieser Analyse?

Folgende Eckpunkte sollten bei der Formulierung einer konkrete Politik
zum Umgang mit der EU als Basis dienen. (Es gibt dabei eine gewisse
Ähnlichkeit mit Positionen, die ATTAC in Österreich erarbeitet hat.)

• Die EU ist kein Wert an sich, sie ist kein Friedensprojekt, sie
ist kein übergeordnetes Ziel das grundsätzlich anzustreben und/oder zu
verteidigen ist.

• Andererseits ist auch ein Austritt kein Ziel an sich. Abgelehnt
wird bei der EU nicht das Supranationale, sondern die neoliberalen
Grundsätze, die Militarisierung, das Demokratiedefizit, Sozialabbau
etc., genauso wie solches auch in den Nationalstaaten abgelehnt wird.

• Wenn sich Chancen ergeben, in der EU Veränderungen im linken
Sinne zu erreichen, sind solche Bestrebungen selbstverständlich zu
unterstützen. Ein weiterer Ausbau der EU wird nicht grundsätzlich
bekämpft. Auch eine eventuelle Entwicklung hin zu einem Bundesstaat
könnte prinzipiell akzeptabel sein, es sei denn, sie ist direkt mit
Vorhaben wie etwa einer weiteren Militarisierung verbunden.

• Aber es sind Situationen denkbar, in der die Forderung nach
einem Austritt sinnvoll und notwendig sein kann. Eine Beurteilung von
solchen Alternativen kann nicht generell erfolgen, sondern immer nur
in Hinblick auf eine konkrete Situation, konkreten Umstände und
Kräfteverhältnisse.

• Was Deutschland betrifft, sind keine Kämpfe in Sicht, die eine
Frage nach einen Austritt aufwerfen würden. Die Schwäche der Linken
erlaubt für uns keinen großen Entwurf a la Plan A und Plan B (ob das
für Frankreich wirklich anders ist, sei dahingestellt).

• Die bereits jetzt vorhandenen Verflechtungen zwischen den
Ländern, bestehende Lieferketten und sonstigen Abhängigkeiten sind
sehr groß. Eine eventuelle Austrittsstrategie muss ein klares und
realistisches Bild von den Risiken, die damit verknüpft wären,
besitzen. Eine Fehleinschätzung könnte verheerend sein.

• EU Kritik bis zu Austrittsforderungen kommt auch von den
Rechten. Es ist unbedingt darauf zu achten, dass sich Linke weder
direkt noch indirekt in rechte Strategien einbinden lassen.

• Selbstverständlich setzen wir dem Internationalismus des
Kapitals unseren solidarischen Internationalismus entgegen. Die
internationale Zusammenarbeit von linken Organisationen (Parteien,
Gewerkschaften etc.) in Europa und darüber hinaus ist auszubauen und
zu vertiefen, soweit das in unseren Möglichkeiten liegt.

Juni 2019
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Zukunft Asien

von Erhard Crome



Die Verlagerung des Schwerpunktes der Weltwirtschaft nach Asien im 21.
Jahrhundert ist der prägende Prozess der Entwicklung der internationalen
Beziehungen. Genau besehen geht es nicht nur um die Erosion der Macht der
USA, sondern um den Abstieg des Westens insgesamt. EU-Europa ist Teil
dessen. Der Politikwissenschaftler Parag Khanna meinte vor über zehn
Jahren, es gäbe in der Welt drei imperiale Zentren: die USA, China und die
EU. Die weitere Entwicklung in der Welt hänge davon ab, wie es diesen
gelingt, die übrigen Teile der Welt an sich zu binden, Einflusszonen zu
schaffen und diese dauerhaft zu dominieren (Parag Khanna: Der Kampf um die
Zweite Welt). Das ist nur eine andere Gestalt der Idee, dass in der Welt
von heute ein "Konzert der Mächte" existiert. Hier wären dann mindestens
Russland, Indien, Brasilien und Südafrika hinzuzurechnen, die in ihren
respektiven Regionen ebenfalls mehr oder weniger nachdrücklich Einfluss
ausüben.

Damals lebte Khanna in den USA. Inzwischen ist er nach Singapur umgezogen,
das er als die "inoffizielle Hauptstadt Asiens" ansieht, die "Asiens
Potenzial versinnbildlicht". Sein Thema ist jetzt die "asiatische Zukunft"
der Welt. Aus seiner Sicht ist der Aufstieg Asiens nicht identisch mit
einer chinesischen Vorherrschaft. So sollten Russen und Australier
aufhören, nur weil sie von "europäischen Ethnien abstammen", sich nicht als
"weiße Asiaten" anzusehen. Asien erstreckt sich vom Mittelmeer und dem
Roten Meer über zwei Drittel des eurasischen Großkontinents bis zum Pazifik
- es umfasst 53 Länder und hat 4,5 Milliarden Einwohner, von denen nur 1,4
Milliarden Chinesen sind. Gleichwohl datiert Khanna "den Grundstein für
eine von Asien angeführte Weltordnung" auf das Jahr 2017, als sich die
Staats- und Regierungschefs von 68 Ländern aus Asien, Europa und Afrika -
die zwei Drittel der Weltbevölkerung und die Hälfte des weltweiten BIP
vertraten - zum ersten Gipfel der von China angeregten "Belt and Road
Initiative" trafen. Dieses Gipfeltreffen nennt er "den Start des größten
koordinierten infrastrukturellen Investitionsplanes der
Menschheitsgeschichte", nur vergleichbar mit der Gründung der Vereinten
Nationen und dem Marshallplan nach dem Zweiten Weltkrieg. Doch weder die
Welt als Ganze noch Asien treibe in Richtung einer chinesischen
Vorherrschaft. Historisch war China - im Unterschied zu den europäischen
Mächten - keine Kolonialmacht. Und die Belt and Road Initiative ziele nicht
darauf, dass China Asien beherrscht, sondern dass es in Asien verwurzelt
ist und es die Abhängigkeit von außer-asiatischen Lieferanten verringern
will.

Entscheidend für die derzeitige geistig-politische Situation in der Welt
sind die gegensätzlichen Erfahrungen der vergangenen Jahrzehnte. Die
westlichen Eliten sehen ihre politischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Werte infrage gestellt. Dazu gehören: "Das Scheitern der
Kriege in Afghanistan und im Irak, das Missverhältnis zwischen
Finanzwirtschaft und realer Volkswirtschaft, die Unfähigkeit, Russland und
die Türkei in den Westen einzubinden, und von Populisten gekaperte
demokratische Gesellschaften". Das heißt: "Die amerikanische Generation Y
ist mit einem Krieg gegen den Terror, sinkenden mittleren Einkommen,
zunehmenden Rassenkonflikten, willkürlicher Waffengewalt und politischer
Demagogie aufgewachsen. Europäische Jugendliche haben mit wirtschaftlicher
Austeritätspolitik zu kämpfen, mit hoher Arbeitslosigkeit und Politikern,
die den Kontakt mit den Bürgern verloren haben." In Asien dagegen haben
Milliarden Menschen, "die in den letzten zwei Jahrzehnten aufgewachsen
sind, [...] geopolitische Stabilität, rasch steigenden Wohlstand und
anschwellenden Nationalstolz erlebt. Die Welt, die sie kennen, hat nichts
mit westlicher Dominanz zu tun, sondern mit einer asiatischen
Vormachtstellung."

Das bedeutet, dass Asien ohne ein Macht-Zentrum, ohne ein verdichtetes
gesamt-kontinentales Vertragsnetz, ohne eine einheitliche Kultur und ohne
gemeinsame Werte zu einem System von Ländern geworden ist, "die nicht nur
geographisch, sondern auch durch Kräfte der Diplomatie, des Konflikts und
des Handels miteinander verbunden sind". Seine Mitglieder "sind allesamt
souverän und unabhängig, zugleich aber in wirtschaftlichen und
sicherheitspolitischen Fragen stark aufeinander angewiesen". Es "wird durch
Bündnisse, Einrichtungen, Infrastruktur, Handel, Investitionen, Kultur und
andere Muster gebildet". Die "Kombination aus Wirtschaftswachstum,
geopolitischer Stabilität und technokratischem Pragmatismus [hat] eigene
asiatische Vorstellungen zur Weltordnung aufkommen lassen". Die
"wichtigsten Mächte Asiens haben trotz historischer Spannungen stabile
Beziehungen zueinander bewahrt".

Vor diesem Hintergrund ist denn auch die Rolle der USA zu betrachten. Deren
Eliten meinen nach wie vor, Asien warte nur darauf, dass sie ihnen sagen,
was zu tun sei. "Doch aus asiatischer Sicht waren die vergangenen
Jahrzehnte von George W. Bushs Inkompetenz, Barack Obamas halbherzigen
Maßnahmen und Donald Trumps Unberechenbarkeit geprägt." Die USA haben es
nicht vermocht, eine umfassende Strategie gegenüber Asien zu entwickeln. Es
wird eine "indo-pazifische Seestrategie" als Gegenmittel gegen Chinas Belt
and Road Initiative angesehen, dabei aber werden die asiatischen Realitäten
ausgeblendet. "Bei allen Unterschieden haben die asiatischen Länder
erkannt, dass ihre gemeinsame Geographie eine weit beständigere
Wirklichkeit darstellt als die unzuverlässigen Versprechen der Vereinigten
Staaten. Die Lehre daraus: Die USA sind eine Pazifikmacht mit einer starken
Präsenz in den asiatischen Meeren, aber keine asiatische Macht."

Khannas Fazit aus dieser Lagebeurteilung lautet daher: "Je weiter man in
die Zukunft blickt, desto deutlicher erscheint Asien als das, was es
während des größten Teils seiner Geschichte war: eine multipolare Region
mit unzähligen selbstbewussten Kulturen, die sich weitgehend unabhängig von
der westlichen Politik entwickeln, während sie konstruktiv miteinander
koexistieren." Ein Westen mit Selbstvertrauen und Vitalität "würde Asiens
Wiederauferstehung nicht beeinträchtigen", sondern die beiderseitige
Zusammenarbeit befördern. Das würde allerdings auch von der äußeren Politik
der EU und Deutschlands fordern, sachbezogen, interessengeleitet und
pragmatisch zu agieren und das belehrende abendländische "Werte"-Geschwafel
endlich zu unterlassen.

Es entsteht eine "globale Gesellschaft", die sich jedoch nicht "an den
Anschauungen einer absolut nicht repräsentativen Gruppe" moralisch
orientieren darf: "westlicher, gebildeter, industrialisierter und reicher
Demokratien". "Europa bezog aus der Kolonialisierung Asiens große Macht und
riesige Profite, Asien ist aufgrund des amerikanischen und europäischen
Outsourcings erstaunlich gewachsen, und jetzt werden die Vereinigten
Staaten und Europa von Infusionen asiatischer Investitionen und Talente
gestützt. Das ist das wahre Wesen des globalen Systems, nicht der
multipolare Wettbewerb." Wer die Welt von heute verstehen will, sollte
dieses Buch sehr aufmerksam lesen.

Parag Khanna: Unsere asiatische Zukunft, Rowohlt Verlag, Berlin 2019,
494 Seiten, 24,00 Euro.
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50 Jahre Sozialistisches Büro

Unterschiedliche Bezüge

von Peter Nowak



Das Sozialistische Büro (SB) hätte in diesem Jahr sein 50jähriges
Jubiläum gefeiert, wenn es nicht schon Ende der 1990er Jahre aufgelöst
worden wäre.


Die Geschichte dieser 1969 gegründeten netzförmig strukturierten
Organisation ist heute zu Unrecht weitgehend vergessen. Dabei spielte
das SB eine wichtige Rolle, nachdem sich der Sozialistische Deutsche
Studentenbund (SDS) 1969 aufgelöst hatte. Apo-Aktivist*innen, die
nicht den Weg in die SPD oder die spätstalinistischen K-Gruppen
antreten wollten, trafen im SB mit älteren Linkssozialist*innen und
Antimilitarist*innen zusammen, die teilweise in der
Ostermarschbewegung aktiv waren. Es ist ein Verdienst des
Politikwissenschaftlers Carsten Prien, dass das 50. Gründungsjubiläum
des SB nicht ganz unerwähnt geblieben ist. Unter dem Titel
"Rätepartei" hat er eine kurze Geschichte des SB herausgegeben. Prien
sieht sich als theoretischer Erbe des charismatischen Westberliner
Apo-Aktivisten Rudi Dutschke und hat bereits ein Buch unter dem Titel
"Dutschkismus" herausgegeben. In dem neuesten Buch kritisiert Prien
den SB aus dem Blickwinkel von Dutschke.

Der war allerdings erst 1976 in die Organisation eingetreten und
wollte das SB für sein Projekt einer Parteigründung gewinnen, die
Apo-Aktivist*innen und Umweltbewegte verbinden sollte. Mitte der
1970er Jahre begann schließlich der Zyklus der außerparlamentarischen
Anti-AKW-Bewegung, die damals von allen im Bundestag vertretenen
Parteien bekämpft wurde.


Parlamentskritik von Peter Brückner wird nicht erwähnt

Doch Dutschkes Pläne stießen im SB aus unterschiedlichen Gründen auf
Kritik und Ablehnung. Diese Auseinandersetzungen werden von Prien sehr
parteiisch dargestellt. Bei ihm hat natürlich Dutschke immer Recht und
seine Kritiker*innen werden teilweise unsachlich kritisiert. So wird
der Psychologieprofessor Peter Brückner "zum Vertreter einer
organisationsfeindlichen, hedonistischen Linken" gestempelt, nur weil
der für eine Selbstorganisation der Unterdrückten statt die Gründung
einer neuen Partei eintrat, und dafür von Dutschke kritisiert wurde.
Völlig ausgeblendet wird, dass Peter Brückner 1945 für kurze Zeit
Mitglied der KPD war und in den 1960er Jahren zu den wichtigsten
Exponent*innen einer linken Parlamentskritik wurde. Gemeinsam mit dem
Politologen Johannes Agnoli verfasste er 1969 die Schrift
"Transformation der Demokratie", die eine wichtige Rolle in der
damaligen Linken spielte. Bei der Parlaments- und Parteienkritik von
Agnoli und Brückner ging es eben nicht darum, den Protagonist*innen
der linken Parteien Korruption oder Macht- und Herrschaftsgelüste zu
unterstellen. Das sind Missverständnisse einer unterkomplexen
Parlaments- und Staatskritik. Es ging Brückner und Agnoli um die
objektive Funktion von Parteien im Kapitalismus, ausdrücklich auch
linker Parteien.

Brückner hatte also sehr wohl theoretische Gründe, sich gegen
Dutschkes Parteigründungspläne zu wenden. Damit setzt sich Carsten
Prien aber nicht auseinander, er erwähnt sie nicht einmal. Das ist
umso bedauerlicher, weil das Buch "Transformation der Demokratie"
vielen heute so unbekannt ist wie Brückner.


Was wäre anders als bei den Grünen gelaufen?

Zudem stellt sich Prien eine Frage in dem Buch nicht: Was hätte denn
Dutschkes Parteienkonzept von dem dann real umgesetzten grünen
Parteiprojekt unterschieden? Schließlich hatte sich Dutschke nur kurze
Zeit, nachdem er mit seinem Konzept im SB gescheitert war, den Grünen
angeschlossen und hatte dort durch seine Bekanntheit als Apo-Aktivist
auch Einfluss.

Sein früher Tod im Dezember 1979 verhinderte, dass er in der
Anfangsphase der Grünen zum Protagonisten dieser Partei wurde.
Schließlich wurde bei den Grünen auch das Zusammengehen von
68er-Aktivist*innen und Umweltbewegten umgesetzt.

Das Konzept hatte Dutschke auch in seinen Vorschlag beim SB in den
Mittelpunkt gestellt. Dass die Grünen dann keine Rätepartei wurden,
ist evident. Nur gab es in der Gründungsphase der Grünen und auch noch
einige Jahre später die Vorstellung, eine Partei, die sich von den
übrigen unterscheidet, zu gründen. Es gab sogar den damals positiv
gemeinten Begriff der Anti-Parteien-Partei.

So wäre es in der Tat wichtig gewesen, genauer zu begründen, warum
denn nun Dutschkes Konzept mit der realen Entwicklung der Grünen so
gar nichts zu tun haben soll. Diese Begründung wäre vor allem deshalb
notwendig, weil Prien heute die Diskussion über eine Rätepartei erneut
anstoßen will.


Weitere Anknüpfungen an die Theorie und Praxis des SB

Es gibt allerdings 50 Jahre nach Gründung des SB auch
außerparlamentarische Linke, die sich auf diese Organisation beziehen,
ohne eine Partei gründen zu wollen. Die Antifa Kritik und Klassenkampf
aus Frankfurt/hat sich in den letzten Jahren in mehreren theoretischen
Texten mit der Frage beschäftigt, wie eine Selbstorganisation am
Arbeitsplatz, im Stadtteil, an Universitäten etc. möglich ist, die
auch eine längere Kontinuität besitzt.

Sie bleibt also nicht dabei stehen, eine solche Selbstorganisation zu
propagieren, sondern sie untersucht die Bedingungen und Probleme, die
eine Selbstorganisierung behindern. In ihrem 2015 verfassten Text "Der
kommende Aufprall" stellen die Autor*innen die Frage, "welchen
organisatorischen Ausdruck ein solcher Kampf für die Interessen und
Bedürfnisse der Klasse der Lohnabhängigen bräuchte". Weiter schreiben
die Genoss*innen: "Wir schlagen eine auf drei Ebenen gelagerte Form
der Organisation vor:

1. Organisation nach Interessen im unmittelbaren Lebensumfeld und
solidarische Vernetzung mit Basisgruppen auf einer lokalen Ebene.

2. Eine überregionale Verbindung dieser Kämpfe, um eine politische
Konstante herzustellen.

3. Den Aufbau eines Büros als Kommunikationskern für die Ebenen eins
und zwei."

Hier wurde von den Genoss*innen dann das SB als ein Beispiel eines
Organisationsmodells genannt, an das auch heute angeknüpft werden
könnte. Der Text und auch der Bezug auf das SB löste dann in Teilen
der außerparlamentarischen Linken eine Debatte aus, die in einer
Ausgabe der Frankfurter Studierendenzeitschrift Diskus dokumentiert
ist.

Dass die Diskussion zunächst einen primär akademischen Charakter
hatte, ist nicht zu kritisieren. Schließlich ist die Antifa Kritik und
Klassenkampf aus der Campusantifa an der Uni Frankfurt/hervorgegangen.
Bedauerlich aber ist, dass es scheinbar bisher nicht gelungen ist,
auch Menschen in die Diskussion einzubeziehen, die in Stadtteilkämpfen
oder in gewerkschaftlichen Zusammenhängen aktiv sind. Dabei gibt es
mit der Zeitschrift "express" ein Medium, in dem solche Debatten
geführt werden könnten. Autor*innen dort sind aktive
Gewerkschafter*innen und linke Wissenschaftler*innen. "

express" wurde einst vom SB als "Zeitung für sozialistische
Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit" gegründet. Den Untertitel trägt sie
noch heute. Was wäre eine bessere Würdigung des SB, als anlässlich des
50-jährigen Jubiläums der SB-Gründung in einer von ihm gegründeten
Zeitung über die Organisierung von emanzipativer Theorie und Praxis zu
debattieren?


Carsten Prien: Rätepartei. Zur Kritik des Sozialistischen Büros.
Oskar Negt und Rudi Dutschke. Ein Beitrag zur Organisationsdebatte.
190 Seiten, ISBN 978-3-944570-63-1

Der Text "Der kommende Aufprall" online:

http://akkffm.blogsport.de/2015/04/02/der-kommende-aufprall/

Die Ausgabe der Studierendenzeitschrift Diskus, in der die Debatte um
den Text dokumentiert wird, ist hier online:

www.copyriot.com/Diskus/2016-02/DISKUS_16-2_210x285_2c_final_SCREEN.pdf

Infos zum "express": www.labournet.de/express/

 * 
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VORWÄRTS/1548: Frauen* - weltweit Opfer von Gewalt


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 41/42 vom 20. Dezember 2019

Frauen*: weltweit Opfer von Gewalt

von Sabine Hunziker



Am 25. November hiess es wieder: "Ni una menos - Nicht eine
weniger!". Trotz der Istanbul-Konvention, die seit 2018 in der Schweiz
in Kraft ist, hat sich zu wenig geändert. Alle 14 Tage wird ein
Femizid begangen. So muss die Prävention weiter gefördert werden,
anstatt Symptome zu bekämpfen.


12 Frauen* waren am Mitbring-Themenbrunch am Sonntag,
17. November 2019 im neuen feministischen Streikhaus in Zürich mit
dabei. Inhalt war die Weiterarbeit zur Kampagne "Ni una menos" und die
Vorbereitung der Aktion zum 25. November. "Es gab einen Input zu
Frauenhäusern in der Schweiz. In einem ersten Abschnitt wurden die
Zahlen verdeutlicht. 35 Prozent aller Frauen* weltweit werden Opfer
von Gewalt - die meisten von einem Familienmitglied oder einem
Ex-Partner. In der Schweiz wird alle 14 Tage ein Femizid begangen.

Neben der häuslichen Gewalt wurde auch die strukturelle Gewalt
angesprochen, von welcher Migrant*innen besonders betroffen sind",
erzählte eine Aktivistin. Es galt hier zu zeigen, dass unter
häuslicher Gewalt nicht nur Frauen* leiden, sondern auch die
involvierten Kinder, welche direkt oder indirekt die Gewalt der Väter
erfahren. Dies führt dazu, dass in den Frauenhäusern etwa die Hälfte
aller Plätze von Kindern genutzt werden. Leider gibt es bis heute
nicht in allen Kantonen Zufluchtsorte und schweizweit sind nur etwa
ein Drittel der notwendigen Plätze vorhanden. Eine verbindliche
rechtliche Grundlage für das Thema Gewalt an Frauen* und häusliche
Gewalt wurde durch die Istanbul-Konvention des Europarats geschaffen,
welche seit 2018 in der Schweiz in Kraft ist. Besonders ist hier
hervorzuheben, dass die Konvention niemanden ausschliesst aufgrund des
biologischen oder sozialen Geschlechts, Geschlechtsidentität oder
anderen Merkmalen wie "Ethnie", Religion etc. Weiter verfolgt die
Konvention einen ganzheitlichen Ansatz von der Prävention bis zu
Schutz und Strafverfolgung.


Gewaltspirale aufbrechen

Trotz Istanbul-Konvention des Europarats muss noch viel getan werden:
Die Prävention wird weiter gefördert, anstatt nur Symptome zu
bekämpfen. Prävention heisst hier im feministischen Streikhaus:
Solidarität statt Stigmatisierung, Abschaffung des Patriarchats,
Gewaltspirale aufbrechen und Machtverhältnisse, welche durch
problematische Rollenbilder und Normen der Kernfamilie bestehen,
bekämpfen. Um weiter erfolgreich zur Tat schreiten zu können, müssen
Vorbilder wie feministische Kämpfe analysiert werden. So gab es eine
kurze Vorstellung der "Ni una menos"-Bewegung, welche in Argentinien
begann und im Anschluss an den Streik auch in der Schweiz aufgebaut
wurde. Aktivist*innen in Zürich sorgen für grössere Aufmerksamkeit,
indem nach einem begangenen Femizid eine Kundgebung auf dem "Ni una
menos"-Platz (Helvetiaplatz) stattfindet. Ziel ist es dabei, neben der
Aufmerksamkeit auch das Wording in den Medien zu ändern - weg von
"Beziehungs- und Liebesdramen" zum richtigen Wort: Femizid. Doch nicht
nur Argentinien war im Fokus der Brunch-Teilnehmer*innen: eine Frau
aus Mexiko erzählte mehr zur "Ni una menos" in Mexiko und legte dar,
dass neben etwa zehn Femiziden pro Tag besonders das Verschwinden von
Frauen* ein grosses Problem ist. Es gibt in den grossen Städten
Frauen*bewegungen, die dagegen kämpfen.


Selbstbestimmt und kämpferisch

Am 25. November war der internationale Tag gegen Gewalt an Frauen* und
Mädchen*. In einigen Schweizer Städten organisierten sich Frauen*, um
auf das Thema der Femizide und Gewalt aufmerksam zu machen. In Basel
sammelte sich eine Demo am Abend auf dem Theaterplatz: "Diese
patriarchale Gewalt hat System. Sie trifft uns, wenn wir begafft oder
begrabscht werden. Sie trifft uns, wenn wir nicht ernst genommen oder
übergangen werden. Sie trifft uns, wenn wir nicht die Person sein
können, die wir sein wollen. Sie trifft uns, wenn wir wie
selbstverständlich Pflege-, Haus- oder Erziehungsarbeit übernehmen.
Und sie trifft uns, wenn wir in unserem Leib und Leben bedroht
werden".

Die Aktivist*innen reflektieren aber, dass patriarchale Gewalt Frauen*
unterschiedlich trifft. Mit den Privilegien eines sicheren
Aufenthaltsstatus und einem guten eigenen Einkommen ist es meist
einfacher, sich aus gewalttätigen Beziehungen zu lösen. Auch in Zürich
traf sich eine kämpferische Menge auf dem Helvetiaplatz. Es wurden
Solibotschaften ausgesprochen: "Wir grüssen alle Frauen* und Mädchen*
weltweit, welche am 25. November auf die Strasse gingen. Speziell
grüssen wir die kämpfenden Frauen* in Chile, welche sich der massiven
Polizeigewalt stellen". Die Demo stand auch in Solidarität mit der
Frauen*revolution in Rojava und gegen das türkische Militärregime. "Ni
una menos" bedeutet in Zürich auch, dass die politische Verfolgung von
Nekane endlich ein Ende haben muss. Später nahmen sich 600 Frauen*
trotz der Präsenz eines Polizeiaufgebots die Strasse. Aktivist*innen
waren mit verschiedenen Aktionen und Stadtverschönerungen in der
Zürcher Innenstadt aktiv.


Es war nicht meine Schuld

In Bern gab es am Abend des 12. Dezember eine Aktion auf der grossen
Schanze. Mit Taschenlampen und Augenbinden ausgerüstet machten
Aktivist*innen einen Flashmob. Ein choreografierter Protestsong gegen
die Gewalt an Frauen*, der Ende November in Chile seinen Ursprung
nahm, ist dabei Vorbild. Anlässlich des Internationalen Tages gegen
Gewalt an Frauen* versammelten sich hunderte von Demonstrant*innen
zuerst in Valparaíso und danach vor der Kathedrale im Stadtzentrum von
Santiago de Chile. Inzwischen ist dieser Protest in Form einer
Tanzperformance auf zahlreiche Länder übergeschwappt. "Es war nicht
meine Schuld, egal, wo ich war oder was ich anhatte. Der Vergewaltiger
bist du!": Das ist der Inhalt der Performance. Vom feministischen
Kollektiv Las Tesis stammt der Text, der auf das Werk der
Argentinierin Rita Segato zurückgeht, die als Wissenschaftlerin über
Ursachen männlicher Gewalt gegen Frauen* geforscht hat. Kritisiert
wird damit auch die Argumentation, dass Frauen* selber schuld an der
eigenen Vergewaltigung oder sogar Ermordung seien. Den Staat mit
seinen männlich geprägten Strukturen, die die Unterdrückung zulassen,
prangern die chilenischen Aktivist*innen an: "Es sind die Bullen. Die
Richter. Der Staat. Der Präsident."

 * 
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MELDUNG/1049: Funkhaus Düsseldorf - WDR und ZDF ziehen unter ein Dach (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 22. Januar
2020

Funkhaus Düsseldorf: WDR und ZDF ziehen unter ein Dach



Der WDR und das ZDF werden zukünftig gemeinsam aus dem Funkhaus
Düsseldorf senden. Das ZDF-Landesstudio NRW und die Redaktion "Service
täglich" werden als Mieter ab Mitte dieses Jahres über 3000
Quadratmeter Büro- und Produktionsfläche im Funkhaus Düsseldorf
nutzen. Darin enthalten sind auch ein Fernsehstudio und eine Regiezone
für die Live-Sendung "Volle Kanne". Nach dem vollständigen Umzug wird
das ZDF seinen derzeitigen Standort in Düsseldorf aufgeben und
veräußern. Die Vereinbarung von WDR und ZDF ist ein weiteres Beispiel
für eine sinnvolle Kooperation öffentlich-rechtlicher Sender und eine
Stärkung des Medienstandortes Düsseldorf.

Die Flächen im Funkhaus wurden frei, da der WDR seine aktuelle
Berichterstattung in einem crossmedial arbeitenden Newsroom in Köln
gebündelt hat. Hier arbeiten Redaktionen von Online und Social Media,
von Hörfunk und Fernsehen eng zusammen. Vor diesem Hintergrund haben
in den vergangenen Monaten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre
Arbeitsplätze von Düsseldorf nach Köln verlagert. Zuletzt zogen im
November 2019 die Teams von "Aktueller Stunde" und "WDR aktuell" nach
Köln, so dass der Newsroom jetzt komplett ist. Im Funkhaus Düsseldorf
wird weiterhin die landespolitische und regionale Berichterstattung
des WDR produziert.

Die Anmietung steht sowohl beim WDR als auch beim ZDF unter dem
Vorbehalt der Zustimmung des jeweils zuständigen Gremiums.

 * 
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FEATURE/1385: Deutschlandfunk - Rechte Kulturstörung, 24.1.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rechte Kulturstörung

Eine Bestandsaufnahme

Von Agnes Steinbauer

Deutschlandfunk 2020

Das Feature

Freitag, 24. Januar 2020, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ein Afrikaner als Hauptmann von Köpenick? Unmöglich! Erinnerung an
Nationalsozialismus? Nestbeschmutzung! Homosexuelle auf der Bühne?
Missbrauch öffentlicher Mittel! "Kunst und Wissenschaft sind frei",
steht in Artikel 5 des Grundgesetzes. Dort ist auch die
Meinungsfreiheit garantiert, die Rechtsextreme gegen Andersdenkende
nutzen. Aus der deutschen Kultur soll verschwinden, was nicht ihren
nationalen Werten entspricht. Was nicht ins "völkische" Weltbild
passt, wird infrage gestellt und angegriffen. Rechtspopulisten
verstehen Kultur mehr und mehr als politische Kampfzone. Sie stören
Theatervorstellungen, verbreiten Hassmails, stellen rassistisch
motivierte Anfragen in Parlamenten oder versuchen, Kultureinrichtungen
den Geldhahn abzudrehen. Seit 2016 sind in Deutschland über 40 solcher
Fälle aktenkundig. Wohin führt das alles?

 * 
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MUSIK/3108: Deutschlandfunk Kultur - Art's Birthday 2020. Heya, 24.1.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Art's Birthday 2020: Heya

Soundperformance von und mit Nour Sokhon, Jilliene Sellner, Yara
Mekawei und Zeynep Ayşe Hatipoğlu und Tomoko Sauvage

Deutschlandfunk Kultur/ORF 2020/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 24. Januar 2020, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Am 17. Januar feiert die Kunst ihren 1.000.057. Geburtstag. Die
jährliche Feier geht zurück auf den Fluxuskünstler Robert Filliou, der
am 17. Januar 1963 den 1.000.000. Geburtstag der Kunst ausrief.

Zum Art's Birthday präsentiert Deutschlandfunk Kultur in Kooperation
mit dem ORF und SAVVY Berlin eine Klangkunst-Performance des
Kollektivs Heya und einen Auftritt der japanischen Klangkünstlerin
Tomoko Sauvage. Die Künstlerinnen des feministischen Kollektivs Heya
für elektronische Musik im Nahen Osten vernetzen sich live aus Berlin,
Wien, Istanbul und Kairo, um sich von diesen Orten aus mit dem Sound
von Protestbewegungen zu beschäftigen. Im zweiten Teil des Abends
präsentiert Tomoko Sauvage eine Performance mit einem natürlichen
Synthesizer aus Klangschalen.

Das Wort "Heya" bedeutet im Arabischen "sie", im Englischen ist es ein
freundlicher Gruß. Das Projekt ist Teil der Doktorarbeit der
Klangkünstlerin und Wissenschaftlerin Jilliene Sellner. Ziel des
Projektes ist es, Frauen, die Klangkunst, experimentelle und
elektronische Musik schaffen, untereinander und mit einem globalen
Publikum zu vernetzen. In dem multilokalen Experiment geht es weniger
um die Präsentation eines "schönen" klanglichen Werkes, sondern
vielmehr um die Reflexion der Erfahrung eines vernetzten
Zusammenspiels der Künstlerinnen. Fokus des Projektes sind die Städte
Kairo, Teheran und Beirut mit ihren Protestbewegungen der letzten
Jahre.

Tomoko Sauvage tritt im zweiten Teil des Abends auf. Mithilfe von
Keramik-Klangschalen, Wasser und Unterwassermikrofonen hat sie einen
"natürlichen Synthesizer" entwickelt. In ihrer Live-Performance
erforscht die Klangkünstlerin die Interaktion mit ihrer Umgebung. Bei
ihrer akustischen Erkundung von Raum und Medium werden Architektur,
Temperatur, Feuchtigkeit und auch anwesende Gäste mit einbezogen.

Die Veranstaltung ist Teil des Art's Birthday der EURORADIO Ars
Acustica Group. Zum Art's Birthday 2020 vernetzt EURORADIO per
Satellit Konzerte und Performances in über 20 Städten weltweit.

Eine Aufzeichnung der Performance des Kollektivs "Heya" ist am 24.
Januar 2020 um 00.05 Uhr im Deutschlandfunk Kultur zu hören, ein
Mitschnitt des Auftritts Tomoko Sauvages wird am 31. Januar um 00.05
Uhr ausgestrahlt.


Über die Künstlerinnen:

Jilliene Sellner ist eine kanadische Klangkünstlerin und
Wissenschaftlerin. Derzeit lebt sie in Großbritannien. Sie arbeitet
mit Field Recordings, Sound und Podcasts, komponiert Soundtracks für
künstlerische Videoarbeiten und gibt Podcast-Unterricht in
gemeinnützigen Organisationen. Sie studierte an der Simon Fraser
University in Kanada und an der University for the Creative Arts in
England. "Heya" ist Teil ihrer Doktorarbeit an der University of
Sussex.

Nour Sokhon arbeitet an Klangperformances, Installationen und
Bewegtbildern. Sie studierte Kunst an der American University in Dubai
und der Glasgow School of Art. 2019 erhielt sie den Emerging Artist
Prize des Sursock Museum. Sie ist Mitglied der Kollektive Tse Tse Fly
Middle East und Glitch Artists und Teil des Duos NSTANT mit Stephanie
Merchak.

Yara Mekawai lebt als Elektronikmusikerin und Klangkünstlerin in
Kairo. Ihre Arbeiten sind inspiriert von Architekturtheorie,
Urbanismus, Geschichte und Literatur. Dabei verwendet sie Sound also
ein Werkzeug des Sehens. Derzeit arbeitet sie an dem
Online-Radioprojekt Radio Submarine, in dem sie wöchentlich die
Musikkultur eines weiteren afrikanischen Landes vorstellt.

Zeynep Ayse Hatipoglu ist Cellistin und Doktorandin am Centre for
Advanced Studies in Music der Istanbul Technical University. Sie
komponiert nicht-traditionelle Musik. Als Mitglied verschiedener
Experimentalensembles hat sie Auftritte in ganz Europa.

Geboren und aufgewachsen in Yokohama, studierte Tomoko Sauvage
zunächst Jazzklavier in New York, ehe sie 2003 nach Paris zog. Die
Kompositionen von Alice Coltrane und Terry Riley weckten ihr Interesse
an indischer Musik. Dabei entdeckte sie das Jalatharangam, ein
traditionelles Instrument aus wassergefüllten Porzellanschalen.
Fasziniert von der Einfachheit und Schönheit seiner Klänge, begann
sie, das Instrument weiterzuentwickeln.

 * 
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BILDUNG/1184: Ernährungsmedizin in Forschung und Ausbildung - Fehlende Lehrstühle gefährden Patientenversorgung (DGEM)


Deutsche Gesellschaft für Ernährungsmedizin e.V. (DGEM) - 16. Januar 2020

Ernährungsmedizin in Forschung und Ausbildung

Fehlende Lehrstühle gefährden langfristig die Patientenversorgung



Berlin, Januar 2020 - Wissenschaftliche Studien belegen, dass Fehl-,
Mangel- und Überernährung für die Entstehung zahlreicher Erkrankungen
verantwortlich sind. Trotz der hohen Relevanz ernährungsmedizinischer
Versorgung gibt es an deutschen Universitäten keine Lehrstühle für
Ernährungsmedizin und Ernährungstherapie. Zudem sind
ernährungsmedizinische Inhalte im Medizinstudium unterrepräsentiert.
Sie reichen nach Ansicht des Bundesverbands Deutscher
Ernährungsmediziner e.V. (BDEM), der Deutschen Gesellschaft für
Ernährungsmedizin e.V. (DGEM) und der Deutschen Akademie für
Ernährungsmedizin e.V. (DAEM) nicht aus, um eine adäquate Versorgung
auf neuestem wissenschaftlichen Stand zu garantieren. Deutschland
braucht mehr Ernährungsmediziner. Deshalb fordern die
Fachgesellschaften die Politik zum Handeln auf. Dazu zählt, Lehrstühle
für Ernährungsmedizin und Ernährungstherapie einzurichten.

Immer mehr Menschen in Deutschland erkranken an Diabetes,
Bluthochdruck, Gelenk- und Krebserkrankungen. "Eine der Hauptursachen
für die Entstehung dieser Krankheitsbilder ist die Überernährung mit
Übergewicht, Adipositas und schließlich dem metabolischen Syndrom",
erklärt Professor Dr. med. Johannes G. Wechsler, Präsident des
Bundesverbands Deutscher Ernährungsmediziner e.V. (BDEM). "Jeder
zweite Erwachsene in Deutschland hat Übergewicht, fast ein Viertel
leidet sogar an starkem Übergewicht", so Wechsler. "Doch auch die
Mangelernährung ist ein großes Problem in Deutschland, das mit vielen
Folgeerkrankungen einhergeht. Mehr als 1,5 Millionen Menschen in
Deutschland sind davon betroffen", sagt Privatdozent Dr. med. Frank
Jochum, Präsident der Deutschen Gesellschaft für Ernährungsmedizin
e.V. (DGEM). "Es ist wissenschaftlich belegt, dass Mangelernährung
einen negativen Einfluss auf den Verlauf von Akuterkrankungen,
Lebensqualität und Lebenserwartung hat." Die Daten verdeutlichen:
Deutschland hat einen hohen Bedarf an gut ausgebildeten
Ernährungsmedizinern.

Die Ernährungsmedizin ist ein Querschnittsfach, das nicht nur viele
Krankheiten betrifft, sondern auch fachübergreifend in allen
ärztlichen Fachdisziplinen Bedeutung hat. "Doch die Ernährungsmedizin
ist im Medizinstudium beziehungsweise in der ärztlichen Ausbildung
nicht ausreichend verankert", kritisieren die Experten. Im Jahr 2018
wurde die Ernährungsmedizin in die Weiterbildungsordnung aufgenommen
und wird derzeit von den Landesärztekammern umgesetzt. Bei der
Ausbildung von Ärzten - im Studium - werden ernährungsmedizinische
Erkenntnisse und Zusammenhänge im Gegensatz zur Weiterbildungsordnung
in Deutschland bis heute jedoch überhaupt nicht umgesetzt. "Im
Gegensatz zu anderen EU-Ländern wird Ernährungsmedizin an deutschen
Universitäten nicht gelehrt. Der Wissensstand der Studenten auf diesem
Gebiet ist dementsprechend erschütternd niedrig", so Professor Dr.
med. Gerd Bönner, Präsident der Deutschen Akademie für
Ernährungsmedizin e.V. (DAEM).

Wissenschaft und Forschung kann nur existieren beziehungsweise sich
erfolgreich entwickeln, wenn es Lehrstühle und Abteilungen gibt, die
das Gebiet der Ernährungsmedizin in Lehre und Forschung kompetent
vertreten. Nur so ist es möglich, evidenzbasiertes Wissen zu schaffen,
das Voraussetzung ist, um ernährungsmedizinische Therapien erfolgreich
anzuwenden. Die Ernährungsmediziner Deutschlands, die im BDEM, der
DGEM und der DAEM vertreten sind und eng kooperieren, möchten auf
dieses Problem und die Defizite aufmerksam machen und plädieren für
eine Verankerung der Ernährungsmedizin als Querschnittsfach. "Wir
fordern die Politik auf, im Interesse der Menschen, insbesondere der
Patienten und nicht zuletzt für die Volksgesundheit zu handeln und die
Einrichtung von Lehrstühlen für Ernährungsmedizin und
Ernährungstherapie in Ausbildung und Forschung an Universitäten und
medizinischen Fakultäten zu unterstützen", so die Experten.

 * 

Über die Deutsche Gesellschaft für Ernährungsmedizin e.V. (DGEM):

Die Deutsche Gesellschaft für Ernährungsmedizin e.V. (DGEM) ist eine
multidisziplinäre Vereinigung aller Berufsgruppen, die sich mit
Ernährungsmedizin befassen. Die Fachgesellschaft hat sich zur Aufgabe
gemacht, die wissenschaftlichen und praktischen Belange auf dem Gebiet
der Ernährungsmedizin und Stoffwechselforschung zu fördern. Durch die
Veranstaltung von Kursen, Symposien und Kongressen werden zum einen
interdisziplinäre Beziehungen zu anderen in- und ausländischen
Institutionen, die auf diesem Gebiet arbeiten, hergestellt und
vertieft, zum andern werden die Grundlagenforschung und die angewandte
Forschung gefördert und die daraus gewonnenen Kenntnisse und
Erfahrungen nutzbar gemacht. Ein weiteres Anliegen der Gesellschaft
ist die Förderung der Aus- und Weiterbildung in der Ernährungsmedizin
und Stoffwechselforschung. 

(www.dgem.de)

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ernährungsmedizin e.V. (DGEM)

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Geschäftsstelle

Claire-Waldoff-Straße 3, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 41 93 71 16, Fax: 030 / 41 93 71 37

E-Mail: infostelle@dgem.de

Internet: www.dgem.de
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FORSCHUNG/4130: Wie das Gehirn Ereignisse vorhersagt (idw)


Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 17.01.2020

Wie das Gehirn Ereignisse vorhersagt



Beim Sport, beim Musizieren und in anderen Bereichen des täglichen Lebens
muss das Gehirn wissen, wann Ereignisse eintreten, um schnell reagieren zu
können. Doch wie kann der Mensch solche Ereignisse rechtzeitig
vorhersehen? Gemäß einer weit verbreiteten Hypothese schätzt das Gehirn
die sogenannte Hazard Rate von Ereignissen ab. Dagegen konnte nun ein Team
von Wissenschaftlern am Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik
zeigen, dass das Gehirn ein einfacheres und stabileres Modell seiner
Umwelt verwendet, das auf dem Kehrwert der Ereigniswahrscheinlichkeit
basiert.




[image: Abbildung: © Georgios Michalareas]

Die Reaktionszeit auf ein stochastisches Ereignis ist proportional zum Kehrwert seiner Wahrscheinlichkeit

Abbildung: © Georgios Michalareas



Wie lernt das Gehirn, wann ein Ereignis wahrscheinlicher eintritt, und wie
stellt es Wahrscheinlichkeiten über einen längeren Zeitraum hinweg dar?
Der bisher wichtigste Mechanismus war die Berechnung der Hazard Rate: der
Wahrscheinlichkeit mit der ein Ereignis kurz bevorsteht - vorausgesetzt,
es ist noch nicht geschehen. In ihrem Artikel in der Zeitschrift Nature
Communications zeigen Matthias Grabenhorst, Georgios Michalareas und
weitere Forscher anhand von Verhaltensexperimenten, dass das Gehirn
stattdessen eine viel einfachere Berechnung verwendet: Es schätzt
lediglich den Kehrwert der Wahrscheinlichkeit. Dies ist eine fundamentale
Erkenntnis, die ein kanonisches Prinzip der Modellierung von
Wahrscheinlichkeiten im Gehirn beleuchtet. Die enge Beziehung zwischen der
reziproken Wahrscheinlichkeit und dem Shanon-Informationsgehalt (auch
Surprisal genannt) deutet darauf hin, dass das Gehirn Wahrscheinlichkeiten
tatsächlich als Information abbildet.

"Die Wahrscheinlichkeit selbst ist der grundlegende Parameter, den das
Gehirn verwendet", fasst Matthias Grabenhorst zusammen.

Ein zweites wichtiges Ergebnis dieser Arbeit betrifft die Unsicherheit bei
der Schätzung der verstrichenen Zeit. Bisherige Forschungen haben gezeigt,
dass die Unsicherheit der Schätzung des Gehirns umso größer ist, je länger
die verstrichene Zeit ist. Grabenhorst, Michalareas und Kollegen zeigen
auf, dass dieses Prinzip der monoton steigenden Unsicherheit mit der
verstrichenen Zeit nicht immer gilt, sondern dass es tatsächlich die
Wahrscheinlichkeitsverteilung von Ereignissen über einen Zeitraum ist, die
bestimmt, wann die Unsicherheit am geringsten oder am größten ist.

Schließlich zeigen die Autoren der Studie, dass die zuvorgenannten
Ergebnisse in drei verschiedenen Sinnesmodalitäten gelten: beim Sehen,
Hören und in der Somatosensorik. Diese Gemeinsamkeit deutet entweder auf
einen zentralen Mechanismus hin, der von allen drei Modalitäten genutzt
wird, oder auf einen kanonischen peripheren Mechanismus, der in multiplen
sensorischen Bereichen des Gehirns eingesetzt wird.

Originalpublikation:

Grabenhorst, M., Michalareas, G., Maloney, L. T., & Poeppel, D. (2019).
The anticipation of events in time. Nature Communications, 10(1).

doi:10.1038/s41467-019-13849-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2013

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 17.01.2020

WWW: http://idw-online.de
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GESUNDHEIT/1374: Unsichtbare Gefahr - Mikroplastik in Kosmetik (AOK Hessen)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 20. Januar 2020

Unsichtbare Gefahr: Mikroplastik in Kosmetik



Bad Homburg - Mikroplastik ist aktuell in den Medien ein großes Thema.
Die kleinen Kunststoffpartikel gelangen unter anderem durch
Kosmetikprodukte in die Meere und werden durch die Nahrungskette
oftmals wieder von den Menschen aufgenommen. Die AOK Hessen klärt über
die winzigen Übeltäter auf und zeigt Alternativen.

Unter Mikroplastik versteht man Kunststoffpartikel, auch synthetische
Polymere, die kleiner als fünf Millimeter sind. Sie entstehen, wenn
die Bewegung des Meeres in Kombination mit dem UV-Licht der Sonne
allmählich größere Kunststoffteile zersetzt, die im Meer treiben.
Darüber hinaus stellen bestimmte Branchen Mikroplastik bewusst für
ihre Produkte her. In der Kosmetikindustrie dienen Kunststoffpartikel
zum Beispiel als Schleifmittel oder in flüssiger bzw. gelartiger Form
als Bindemittel. Mikroplastik kann vor allem in Cremes, Duschgelen und
auch Zahnpasta gefunden werden. In Peeling-Produkten entfernen sie zum
Beispiel die abgestorbenen Hautschüppchen.

Nach der Verwendung werden die Partikel in den Abfluss gespült. Sie
sind nur schwer bis gar nicht abbaubar, und selbst moderne Kläranlagen
können die kleinen Plastikteilchen oft nur unzureichend aus dem
Abwasser herausfiltern. Die Folge: Mikroplastik gelangt in die Meere.

Je kleiner die Teilchen, desto größer ist auch die Vielfalt an Tieren,
die Mikroplastik aufnehmen. Diese Teilchen ziehen Schadstoffe und
Giftstoffe an. Die gelangen wiederum mit den Plastikresten über die
Ernährung in die Körper zahlreicher Meerestiere, wie Muscheln und
Fische, welche auf dem menschlichen Speiseplan stehen. So gelangen die
Schadstoffe über die Nahrungskette letztlich auch in den menschlichen
Körper. Welche Folgen die Kunststoffteilchen noch für Mensch, Tier und
Umwelt haben, wird derzeit noch erforscht.

Leider gibt es bis heute keine eindeutige Kennzeichnungspflicht für
Unternehmen, wenn Kunststoffpartikel in einem Produkt enthalten sind.
Das macht es für Verbraucher schwierig zu entscheiden, welche Produkte
sie im Regal stehen lassen sollten. Der Mikroplastik-Einkaufsratgeber
des Bundes listet folgende Inhaltsstoffe aus, an denen Kunststoffe in
Pflegeprodukten erkannt werden können:


	Polyethylen (PE)

	Polypropylen (PP)

	Polyethylenterephthalat (PET)

	Nylon-12

	Nylon-6

	Polyurethan (PUR)

	Acrylates Copolymer (AC)

	Acrylates Crosspolymer (ACS)

	Polyacrylat (PA)

	Polymethylmethacrylat (PMMA)

	Polystyren (PS)



Pflegeprodukte selber herzustellen ist eine gute Alternative und
umgeht Mikroplastik. Selbst mit alltäglichen Lebensmitteln können
natürliche Kosmetikprodukte einfach hergestellt werden.

Die klassische Salatgurke besteht nahezu vollständig aus Wasser und
eignet sich ideal als feuchtigkeitsspendende Gesichtsmaske:

Den Saft einer halben Gurke auspressen. Einen Teelöffel Honig hinzugeben. Drei Esslöffel Quark untermischen und die Masse gut verrühren. Auf das Gesicht auftragen und ca. 15 Minuten einwirken lassen. Anschließend die Reste mit Wasser abwaschen.




Auch Kaffeesatz eignet sich dank seiner groben Körnung und dem hohen
Gehalt an Antioxidantien hervorragend für ein natürliches Peeling.





	Zwei Esslöffel abgekühlten Kaffeesatz mit einem Teelöffel Honig und zwei Esslöffeln Olivenöl gut vermischen.

	Das Peeling sorgfältig mit kleinen kreisenden Bewegungen in die Haut einmassieren.

	Die Reste anschließend mit warmem Wasser abwaschen.



Welche Lebensmittel noch gegen müde Haut helfen, weiß die AOK
Hessen:

aok-erleben.de/kaffee-tee-kakao-volle-power-gegen-muede-haut

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressemitteilung vom 20. Januar 2020

Basler Straße 2, 61352 Bad Homburg

Telefon: 0800 0000 255, Fax: 069 / 85 091-7920

E-Mail: service@he.aok.de

Internet: www.aok.de/hessen
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STELLUNGNAHME/247: Zügige Umsetzung von Maßnahmen zur Erhöhung der Spenderbereitschaft gefordert (DIVI)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 17.01.2020

DIVI fordert zügige Umsetzung von Maßnahmen zur Erhöhung der Spenderbereitschaft



Die Änderung der Gesetzgebung zur Organ- und Gewebespende - weg von einer
aktiven Zustimmung hin zu einer doppelten Widerspruchslösung - wurde
gestern vom Bundestag abgelehnt. Die Deutsche Interdisziplinäre
Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) bedauert dieses
Ergebnis.

"Wir akzeptieren diese doch sehr eindeutig ausgefallene Entscheidung der
Abgeordneten", sagt DIVI-Präsident Professor Dr. Uwe Janssens, Chefarzt
der Klinik für Innere Medizin und Internistische Intensivmedizin am
St.-Antonius-Hospital in Eschweiler. "Gleichzeitig nehmen wir nach dem
gestrigen Tag aber wohlwollend zur Kenntnis, dass fast alle Rednerinnen
und Redner im Bundestag betont haben, die Zahl der Organspender in
Deutschland erhöhen zu wollen." So fordert die DIVI, den verabschiedeten
Gesetzentwurf zur Stärkung der Entscheidungsbereitschaft jetzt zügig zu
konkretisieren und Taten folgen zu lassen.

Der gestrige Tag war kein schwarzer Tag mit Blick auf den Wunsch, mehr
Organ- und Gewebespenden in Deutschland zu ermöglichen. Nein. Kein Medium,
dass nicht über die emotionale und teils hitzige Debatte im Bundestag
berichtet hat. Keine Tageszeitung, kein Onlinemedium, dass nicht der
breiten Öffentlichkeit vor Augen geführt hat, dass es sich lohnt, sich mit
diesem Thema zu beschäftigen. "Ja, wäre für die Widerspruchslösung
abgestimmt worden, wäre sicherlich das gesamte Verfahren im Prozess der
Organ- und Gewebespende vereinfacht worden", ist sich Professor Dr. Klaus
Hahnenkamp, Direktor der Klinik für Anästhesiologie der
Universitätsmedizin Greifswald und Sprecher der Sektion Organspende und
Organtransplantation der DIVI sicher. "Aber wir sind so weit wie nie
zuvor! Es liegen zahlreiche Lösungen in den Schubladen - die gilt es jetzt
hervorzuholen und gemeinsam mit der Politik umzusetzen."

Umsetzung des Initiativplans Organspende und der Richtlinie zur Spendererkennung

Hahnenkamp denkt hier vor allem an den im Sommer 2019 vereinbarten
"Gemeinschaftlichen Initiativplan Organspende". Dieser enthält
Empfehlungen für den Bereich der Entnahmekrankenhäuser, der
Transplantationsbeauftragten und der Aufklärungsarbeit. Der Plan ergänzt
und unterstützt das seit dem 1. April 2019 geltende Gesetz zur
Verbesserung der Zusammenarbeit und der Strukturen bei der Organspende.
"Gleichzeitig haben wir gemeinsam mit der Bundesärztekammer (BÄK) eine
neue Richtlinie zur Spendererkennung fertig erarbeitet", so Hahnenkamp.

Die gelebte Praxis in der Intensivmedizin der letzten Jahre hat den
Organspendewillen im Zusammenhang mit Patientenverfügungen und
Patientenautonomie vermutlich in den Hintergrund gedrängt und eventuell
unbewusst eine abnehmende Anzahl an Organspenden zur Folge gehabt. In der
neu gefassten Richtlinie zur ärztlichen Beurteilung nach § 9aAbs. 2 Nr. 1
TPG (RL BÄK Spendererkennung) wurde deshalb unter der Führung und
Mitwirkung von Intensivmedizinern der DIVI diesem Umstand Rechnung
getragen. Sie muss jetzt nur noch vom Bundesministerium für Gesundheit
freigegeben werden. DIVI-Sektionssprecher Hahnenkamp ist sich sicher: "Die
Richtlinie zur Spendererkennung könnte innerhalb von drei Monaten
umgesetzt werden! Damit ließe sich die Zahl der Organspender sicherlich
erhöhen." 2019 war die Zahl der Spender weiter gesunken - ein Trend, der
seit 2010 anhält.

DIVI fordert zügiges Handeln

"Wir fordern die Politik entsprechend auf, zügig zu handeln!", betont
DIVI-Präsident Janssens. "Das beschlossene Gesetz zur Stärkung der
Entscheidungsbereitschaft von Grünen-Chefin Annalena Baerbock muss JETZT
konkretisiert und konvertiert werden." Sektionssprecher Hahnenkamp
ergänzt: "Wir stehen gerne als Ansprechpartner zur Verfügung, damit dieser
Gesetzesentwurf an die Umstände im Krankenhaus angepasst und
synchronisiert wird. Wir sehen uns als DIVI hier in der Pflicht."
Gleichzeitig ruft die DIVI alle Bundesbürger dazu auf, sich selbstständig
einen Organspendeausweis herunter zu laden oder kostenlos zu bestellen, um
die eigene Meinung kurz und präzise zu dokumentieren.

Wie hätten die Intensivmediziner abgestimmt?

In einer eigene Blitzumfrage der DIVI im vergangenen Oktober unter den
mehr als 2.800 Mitgliedern - mehrheitlich erfahrene Intensivmediziner,
Pfleger, Therapeuten oder auch Seelsorger - sprachen sich zwei Drittel für
die Einführung der Widerspruchslösung aus. Nur 20 Prozent der Menschen,
die unmittelbar in den Prozess der Organentnahme eingebunden sind,
votierten für die jetzt beschlossene Zustimmungslösung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-divi-fordert-zuegige-umsetzung-von-massnahmen-zur-erhoehung-der-spenderbereitschaft

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79040

PM: DIVI fordert zügige Umsetzung von Maßnahmen zur Erhöhung der Spenderbereitschaft

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 17.01.2020
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DEMENZ/477: Infektiöse Proteine bei Alzheimer (idw)


Klinikum der Universität München - 17.01.2020

Infektiöse Proteine bei Alzheimer



Im Zuge der Alzheimer-Demenz mit immer weiter fortschreitendem geistigem
Verfall reichern sich im Gehirn fehlgefaltete Amyloid- und Tau-Proteine
an. Dabei scheinen sich die Tau-Proteine in zusammenhängenden neuronalen
Netzwerken wie bei einer Infektion zu verbreiten. Das haben
Wissenschaftler des Instituts für Schlaganfall- und Demenzforschung am LMU
Klinikum nun erstmals in einer Längsschnitt-Studie bei Alzheimer Patienten
nachgewiesen.

Die Alzheimer-Demenz (AD) zählt zu den häufigsten Erkrankungen des
zentralen Nervensystems und ist die Hauptursache für Demenz im Alter.
Weltweit sollen 44 Millionen Menschen betroffen sein. Im Verlauf der AD
werden die Nervenzellen und Kontaktstellen zwischen den Neuronen, die
Synapsen, immer weiter zerstört. Die Folge: Gedächtnis- und
Orientierungsstörungen, Sprachstörungen, Störungen des Denk- und
Urteilsvermögens sowie Veränderungen der Persönlichkeit. Sie machen die
Bewältigung des Alltagslebens immer schwieriger.

Erst Beta-Amyloid, dann Tau

Die Krankheit beginnt nach derzeitiger Kenntnis mit der Ablagerung von
Beta-Amyloid-Proteinen im Gehirn in Form sogenannter Plaques, die sich
außerhalb der Nervenzellen anreichern. Bald darauf häufen sich die
Tau-Proteine innerhalb der Nervenzellen im Gehirn an, die für das
Fortschreiten der Demenz offenbar entscheidend sind. "Je stärker die
Tau-Pathologie, desto ausgeprägter ist in der Regel die klinische Symptomatik
der Patienten", betont Dr. Nicolai Franzmeier vom Institut für
Schlaganfall- und Demenzforschung. In Zell- und Tierversuchen stellte sich
jüngst heraus: Die Tau-Proteine breiten sich über miteinander verbundene
Nervenzellen aus und werden, ähnlich einer ansteckenden Erkrankung, an den
Synapsen an andere Neurone weitergegeben.

Daten aus zwei bildgebenden Verfahren

Die Forscher der LMU Medizin um Arbeitsgruppenleiter Prof. Michael Ewers
und den Erstautor der Studie, Dr. Nicolai Franzmeier, haben nun in einer
internationalen Arbeit mit einem ausgefeilten bildgebenden Verfahren, der
sogenannten tau-PET, die Verteilung der Tau-Proteine im Gehirn von
Alzheimer-Patienten beleuchtet. Die Forscher untersuchten zwei Stichproben
mit jeweils etwa 50 Alzheimer-Patienten, die über ein bis zwei Jahre mit
der Tau-PET-Untersuchung nachverfolgt wurden. Zu Studienbeginn wurden die
Gehirne der Patienten außerdem mit einem anderen bildgebenden Verfahren
untersucht, der funktionellen Magnetresonanz-Tomografie. Sie kann
erfassen, welche Nervenzellen bzw. Hirnregionen in funktionellen
Netzwerken eng verknüpft sind. "Mit diesen Längsschnitt-Daten", erklärt
Franzmeier, "haben wir analysiert, ob sich die Ausbreitung der
Tau-Proteine im Verlauf anhand der Topologie funktioneller Hirnnetze
vorhersagen lässt."

Eine bessere individuelle Risikovorhersage erscheint möglich

"Tatsächlich verbreitet sich die Tau-Pathologie im Verlauf der Erkrankung
vornehmlich entlang miteinander vernetzter Hirnregionen", resümiert
Franzmeier das wichtigste Ergebnis der Studie. "Diese Vernetzung der
Hirnregionen ist zentral für mentale Leistungen. Die Vorhersage der
Ausbreitung von Tau in diesen Netzwerken könnte sich damit auch als
wichtig für die Vorhersage der zukünftigen Abnahme in der mentalen
Leistung erweisen", erläutert Ewers. Langfristig gesehen planen die
Forscher, die Modelle zur individuellen Vorhersage der Verbreitung der
Tau-Pathologie zu nutzen. Damit ließe sich der mitunter sehr
unterschiedliche Verlauf der Erkrankung für den einzelnen Patienten besser
prognostizieren.


Publikation: 

"Functional brain architecture is associated with the rate of tau accumulation 
in Alzheimer's disease"

DOI: 10.1038/s41467-019-14159-1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.isd-research.de/isd-research-news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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GENETIK/153: Gendefekt bei Zellbaustein Aktin sorgt für massive Entwicklungsstörungen (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 20.01.2020

Gendefekt bei Zellbaustein Aktin sorgt für massive Entwicklungsstörungen

Europäische Union fördert Forschungsprojekt "PredActin" mit 1,2 Millionen
Euro



Aktin ist ein wichtiges Strukturprotein in unserem Körper. Als
Hauptbestandteil des Zellgerüstes sorgt es etwa dafür, dass unsere Zellen
eine stabile Form erhalten. Der Mensch produziert sechs sogenannte
Aktin-Isoformen, die sehr ähnlich aufgebaut sind. Vererbte oder spontan
auftretende Mutationen in den Genen der Aktin-Isoformen ACTB und ACTG1
sorgen für Veränderungen in den Proteinen, was zu Entwicklungsstörungen
und einer Fehlentwicklung der Hirnrinde führen kann. Diese als
nicht-muskuläre Aktinopathien (NMA) bezeichneten Störungen gehören zu den
Seltenen Erkrankungen.

Um die extrem variantenreichen Krankheitsverläufe besser vorhersagen zu
können und neue Behandlungsstrategien zu entwickeln, forscht das Team um
Professor Dr. Dietmar Manstein, Direktor des Instituts für
Biophysikalische Chemie der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH),
gemeinsam mit Wissenschaftlergruppen aus Dresden, Straßburg, Florenz und
Budapest an den genetischen Ursachen und ihren Auswirkungen. Das Projekt
"PredActin" (Predicting the Clinical Outcome of Non-muscle Actinopathies)
wird im Rahmen des Forschungsprogramms "Horizon 2020" der Europäischen
Union mit insgesamt 1,2 Millionen Euro unterstützt - 392.000 Euro davon
erhält das MHH-Institut.

"Aktine tragen nicht nur wesentlich zur Zellstabilität bei, sondern sie
sind auch in eine Vielzahl dynamischer Vorgänge und aktiver
Transportprozesse eingebunden", erklärt Professor Manstein. "Dabei haben
sämtliche Veränderungen, die ihre Dynamik beeinflussen, dramatische
Auswirkungen auf Erscheinungsbild und Funktion der Zelle oder sogar des
ganzen Organismus." Patientinnen und Patienten mit ererbter NMA leiden an
einer Vielzahl von Erkrankungen mit unterschiedlich ausgeprägtem
Schweregrad. Das Spektrum reicht dabei von überzähligen Fingern oder Zehen
(Polydaktylie) und Herz-Nieren-Defekten bis zu Einschränkungen der
Sinneswahrnehmung.

Trotz intensiver Forschung sind viele wichtige Fragen bislang nicht
geklärt - etwa zu sogenannten epigenetischen Faktoren, die zwar das Erbgut
nicht verändern, aber die Aktivität der Gene beeinflussen. Im Rahmen des
Pred-Actin-Projektes will das Forschungsteam Team nun die komplexen
Mechanismen, die zu NMA führen, und den Zusammenhang zwischen den
unterschiedlichen Gendefekten und den daraus entstehenden
Krankheitsbildern aufklären. Hierfür werden Aktin-abhängige Vorgänge in
isoliertem Protein, Zellen, Organen und ganze Organismen untersucht. Die
Informationen werden dann gesammelt und zusammengeführt. Die daraus
gewonnenen Erkenntnisse sollen als Grundlage für weiterführende klinische
Studien genutzt werden.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mhh.de/bpc

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





INFEKTION/1840: Forschung - Wie Durchfallerreger bei Körpertemperatur auf Angriff schalten (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 20.01.2020

Wie Durchfallerreger bei Körpertemperatur auf Angriff schalten



Viele bakterielle Krankheitserreger scheiden Giftstoffe aus, sobald sie
sich im Wirt befinden, um dessen Immunantwort zu unterdrücken. Was genau
auf molekularer Ebene passiert, wenn der Durchfallerreger Yersinia
pseudotuberculosis auf Angriff schaltet, haben Forscherinnen und Forscher
der Ruhr-Universität Bochum (RUB) untersucht. Sie nahmen dazu sogenannte
RNA-Thermometer unter die Lupe, die den Bakterien signalisieren, ob sie
sich im Wirt befinden. In Kooperation mit Kollegen des Helmholtz-Instituts
für Infektionsforschung Braunschweig zeigten sie außerdem, dass Bakterien
mit deaktiviertem RNA-Thermometer keine Infektion mehr auslösen können.

Über die Studie berichtet die Zeitschrift Plos Pathogens online am 17.
Januar 2020.

Bei 37 Grad Celsius schmilzt das RNA-Thermometer auf

"Aus vorangegangenen Arbeiten wussten wir, dass Yersinia-Bakterien sehr
sensibel auf Temperaturänderungen reagieren und die Anwesenheit in ihrem
Wirt anhand der Körpertemperatur erkennen", sagt Prof. Dr. Franz
Narberhaus vom RUB-Lehrstuhl für Biologie der Mikroorganismen.
Verantwortlich für die Temperaturmessung sind die RNA-Thermometer. Dabei
handelt es sich um Abschnitte in der Boten-RNA vieler Gene, die den
Bauplan für die krankmachenden Substanzen enthalten.

Bei niedrigen Temperaturen, also außerhalb des Wirts, verhindern die
RNA-Thermometer, dass die RNA abgelesen und in Proteine übersetzt wird. Erst
nach erfolgreicher Infektion des warmblütigen Wirtes, also bei einer
Temperatur von etwa 37 Grad Celsius, schmelzen die RNA-Strukturen auf.
Dann können sie in Proteine umgeschrieben werden, die eine für den Wirt
schädliche Wirkung entfalten. In der aktuellen Publikation beschreiben die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler den zugrunde liegenden
Schmelzmechanismus des RNA-Thermometers für einen der Giftstoffe von
Yersinia pseudotuberculosis, das CnfY-Toxin.

Bakterien mit nicht funktionellen Thermometern machen nicht krank

Der Bochumer Doktorand Christian Twittenhoff zeigte anhand von isolierten
Zellbestandteilen des Durchfallerregers, an welchen Stellen das
RNA-Thermometer für das CnfY-Toxin aufschmilzt und welche Struktur es dabei
annimmt. Der Biologe erstellte ein Modell, das dokumentiert, wie sich das
Thermometer öffnet. Es zeigt auch, wie das Ribosom - der Zellbestandteil,
an dem die Boten-RNA in ein Protein übersetzt wird - an die Boten-RNA
andockt.

In Zusammenarbeit mit der Gruppe von Prof. Dr. Petra Dersch, früher am
Helmholtz-Institut in Braunschweig, jetzt an der Universität Münster,
demonstrierten die Forscher außerdem, welche Rolle das RNA-Thermometer für
den Krankheitsprozess spielt. Sie infizierten Mäuse mit
Yersinia-Bakterien, die entweder funktionierende RNA-Thermometer besaßen oder
inaktivierte RNA-Thermometer, die nicht bei 37 Grad Celsius aufschmelzen
konnten. Die Bakterienstämme mit modifizierten RNA-Thermometern waren
nicht in der Lage, Mäuse krank zu machen. "Die Ergebnisse haben gezeigt,
wie wichtig ganz kurze regulatorische RNA-Sequenzen für den erfolgreichen
Infektionsverlauf eines Bakteriums sein können", resümiert Christian
Twittenhoff, der Erstautor dieser Studie.

Ähnliche Mechanismen in anderen Bakterien vermutet

Christian Twittenhoff verglich das Gen des CnfY-Toxins mit Toxin-Genen
anderer Krankheitserreger mithilfe von bioinformatischen Methoden. Die
Analyse legt nahe, dass auch andere Toxin-Gene durch RNA-Thermometer
reguliert sein könnten. "Obwohl die Sequenzen sehr unterschiedlich sind,
können wir vorhersagen, welche RNA-Strukturen vermutlich als Thermometer
fungieren", erklärt er.

"RNA-Thermometer funktionieren über einen sehr einfachen Mechanismus, der
sich wahrscheinlich im Laufe der Evolution bewährt und deshalb vielfach
und unabhängig voneinander entwickelt hat", vermutet Franz Narberhaus.
Grundsätzlich könne man einer bakteriellen Infektion vorbeugen, indem man
das Aufschmelzen solcher RNA-Strukturen verhindere. "Substanzen, die
RNA-Thermometer im geschlossenen Zustand einfrieren, sind aber bisher nicht
bekannt", so Narberhaus weiter.

Über den untersuchten Erreger

Der Durchfallerreger Yersinia pseudotuberculosis ist nahe verwandt mit dem
Pesterreger Yersinia pestis. Das Bakterium wird über verunreinigte
Lebensmittel übertragen. Sobald es im Darm des warmblütigen Wirts
angekommen ist, sekretiert es das sogenannte CnfY-Toxin, welches akute
Entzündungsreaktionen auslöst und die Wirkung anderer krankmachender
Substanzen verstärkt.
Förderung

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft förderte das Projekt mit dem Förderkennzeichen NA 240/10-2.

Originalveröffentlichung

Christian Twittenhoff, Ann Kathrin Heroven, Sabrina Mühlen, Petra Dersch,
Franz Narberhaus: An RNA thermometer dictates production of a secreted
bacterial toxin, in: PLoS Pathogens, 2019

DOI: 10.1371/journal.ppat.1008184

Weitere Informationen finden Sie unter

https://journals.plos.org/plospathogens/article?id=10.1371/journal.ppat.1008184 

(Orinigalveröffentlichung)
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FORSCHUNG/1380: Medikamente aus dem 3D-Drucker (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, Redaktion - 17.01.2020

Medikamente aus dem 3D-Drucker

Grundlagenforschung der TH Köln und der HHU



Medikamente, die individuell auf die Bedürfnisse der Patientinnen und
Patienten zugeschnitten sind, haben eine erhöhte Wirksamkeit und geringere
Nebenwirkungen. Daher bedarf es neuer Methoden, um Tabletten in kleinen
Mengen effektiv herzustellen. Die TH Köln und die
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU) erforschen in einem im Sommer 2019
gestarteten gemeinsamen Projekt die Möglichkeiten des 3D-Drucks in der
pharmazeutischen Produktion. Im Fokus stehen Arzneimittel
unterschiedlicher Dosis für individualisierte Kleinst- und Kleinchargen.

Basis des Projektes ist ein pharmazeutischer Schmelzextruder, in dem die
Ausgangssubstanzen für die Medikamente vermischt und aufgeschmolzen
werden, und ein neu zu entwickelndes Drucksystem für die Herstellung
oraler Darreichungsformen wie zum Beispiel Tabletten. Im Extruder werden
pharmazeutische Wirkstoffe unter anderem mit bioresorbierbaren Polymeren -
also Kunststoffen, die der Körper abbauen kann - verarbeitet und
aufgeschmolzen.

"Unser Augenmerk liegt darauf, ein absolut homogenes Gemisch herzustellen,
das den Qualitätsstandards der Arzneimittelherstellung entspricht und
jederzeit reproduzierbar ist. Insbesondere die Produktion von Medikamenten
mit sehr geringer Wirkstoffdosierung ist dabei die Herausforderung", sagt
Dr. Julian Quodbach vom Institut für Pharmazeutische Technologie und
Biopharmazie der HHU, das für die Entwicklung und Erforschung der
Wirkstoff-Polymermischungen zuständig ist.

Das Labor für Fertigungssysteme der TH Köln entwickelt das Drucksystem,
das direkt an den Extrusionsprozess anschließt und etwa 100 Tabletten pro
Stunde produzieren soll. "Wenn der Extruder einmal optimal eingestellt
ist, muss er dauerhaft fördern und kontinuierlich Material liefern, um die
Qualität und Gleichförmigkeit der Tabletten zu garantieren. Das
Drucksystem hingegen arbeitet diskontinuierlich und muss prozessbedingt
kurze Pausen einlegen, damit die einzelnen Darreichungsformen nicht durch
Stränge verbunden sind und kein Material vergeudet wird", erklärt Tilmann
Spitz von der TH Köln. Daher wird das Team ein Puffersystem entwickeln, in
dem das Material für eine gewisse Zeit bei Schmelztemperatur gespeichert
und wieder abgegeben werden kann.

Größere Materialvielfalt durch 3D-Druck ohne Zwischenprodukt

Im herkömmlichen 3D-Druck wird die Polymer-Wirkstoffmasse nach dem
Verlassen des Extruders zu langen Kunststoffsträngen, den sogenannten
Filamenten, verarbeitet. Diese werden dann in einem 3D-Drucker ein zweites
Mal aufgeschmolzen und gedruckt. "Da wir den Druckkopf direkt hinter dem
Extruder platzieren, sparen wir das Zwischenprodukt. Die Polymere müssen
nur einmal aufgeschmolzen werden, was besonders für hitzeempfindliche
Wirkstoffe gut ist", sagt Spitz.

Das Forschungskonsortium erhofft sich von der neuen Technologie auch, dass
eine größere Bandbreite an Polymer-Wirkstoffkombinationen und sogar Wachse
oder Lipide verarbeitet werden können. "Es gibt eine Reihe von Polymeren,
die dabei helfen, schwer lösliche Wirkstoffe besser in den Körper
aufnehmen zu können. Diese möchten wir gerne verarbeiten. Wachse und
Lipide zeigen andere interessante Effekte, lassen sich aber nicht zu
3D-druckbaren Filamenten verarbeiten. Mit dieser neuen Technologie hoffen
wir, auch diese vielversprechenden Substanzen für den pharmazeutischen
3D-Druck zugänglich zu machen", ergänzt Quodbach.

Das Projekt "HME 3D - 3D-Druck pharmazeutischer Darreichungsformen mittels
Schmelzextrusion" wird über das Programm "Industrielle
Gemeinschaftsforschung" (IGF) des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie (BMWi) von Juni 2019 bis November 2021 gefördert. Mit dem Programm
unterstützt das Ministerium unter anderem Grundlagenforschung mit Fokus
auf industrielle oder kommerzielle Anwendungsbereiche. Ein
projektbegleitender Ausschuss mit Industrievertretern liefert Input sowie
Ideen und dient als Rückkopplung mit der Praxis.
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PFLEGE/798: Arbeitsbedingungen in der Pflege - Radikales Umdenken gefordert (AOK Hessen)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 16. Januar 2020

Arbeitsbedingungen in der Pflege: Radikales Umdenken gefordert

Bauernfeind: "Geld ist nicht alles"



Stuttgart - Laut aktuellem Care Klima-Index des Deutschen Pflegerats
bewerten 56 Prozent der befragten Pflegekräfte ihre Arbeitsbedingungen
als schlecht - und das, obwohl bereits jeder vierte (24 Prozent) nach
eigenen Angaben übertarifliche Zusatzleistungen erhält. "Dies zeigt
erneut: Geld ist eine wichtige Anerkennung der in der Pflege
geleisteten Arbeit, aber es ist eben nicht alles", so Johannes
Bauernfeind, Vorstandsvorsitzender der AOK Baden-Württemberg, der hier
ein radikales Umdenken fordert. "Wenn wir wollen, dass die Menschen
auch morgen noch gute Pflege erfahren, muss es gelingen, das
Alltagserleben in den Pflegeeinrichtungen insgesamt für alle spürbar
zu verbessern. Das Pflegeheim muss ein neues Zuhause werden, in dem
Wohlbefinden garantiert ist." Dieser Anspruch werde in der aktuellen
Diskussion bislang viel zu wenig beachtet. "Wie riesig der Bedarf ist,
zeigt die große Nachfrage unseres gerade gestarteten Konzepts
?Prävention in der Pflege? (PiP)," so Bauernfeind weiter. Schon jetzt
nähmen über 65 Pflegeeinrichtungen im ganzen Land an dem neuartigen
Programm teil, das die AOK Baden-Württemberg mit der Wissenschaft
entwickelt hat.

Ziel von PiP ist es, in Pflegeeinrichtungen eine echte
Gesundheitskultur zu verankern, die im Ergebnis das Wohlbefinden von
Bewohnern und Personal dauerhaft verbessert. Dazu bildet die AOK
Baden-Württemberg Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Pflegeheimen zu
Gesundheitsmanagerinnen und -managern weiter, die in ihrem jeweiligen
Arbeitsumfeld passende Organisationsstrukturen und Angebote schaffen.
Die AOK Baden-Württemberg unterstützt damit einen
Organisationsentwicklungsprozess, der den Teams in den
Pflegeeinrichtungen dauerhaft ermöglichen wird, konkrete Prävention
systematisch und nachhaltig sowohl für die Kolleginnen und Kollegen
als auch für die Bewohnerinnen und Bewohner zu etablieren. Dabei
werden die Gesundheitsmanager zunächst über zwei Jahre von Experten
der AOK Baden-Württemberg dauerhaft begleitet. "Die genaue Analyse und
Planung, die Einbeziehung der Pflegebedürftigen und der Pflegekräfte
in die konkrete Entwicklung von Maßnahmen und die systematische
Integration in die Prozesse der Pflegeeinrichtung bereiten den Boden
für die Pflege der Zukunft", so Bauernfeind.

Anfang Texteinschub

Info


Mit 27,7 krankheitsbedingten Fehltagen im Jahr 2018 sind Pflegekräfte
deutlich stärker belastet als andere Berufsgruppen (Durchschnitt: 19,9
AU-Tage), so der aktuelle Fehlzeitenreport des Wissenschaftlichen
Instituts der AOK (WIdO). Allein sechs dieser Fehltage lagen
psychische Erkrankungen zugrunde.

Ende Texteinschub

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Basler Straße 2, 61352 Bad Homburg
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ENTWICKLUNG/1507: Licht an für keimfreie Wundauflagen (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 17.01.2020

Licht an für keimfreie Wundauflagen - Biomimetisches Hydrogel mit photodynamischer antimikrobieller Wirkung



Nach einer Operation, bei der Behandlung von Wunden oder bei der
Gewebezucht sind Infektionen eine gefürchtete Bedrohung, die
lebensgefährlich werden kann. Biomimetische Hydrogele mit "eingebauten"
antimikrobiellen Eigenschaften können diese Gefahr deutlich mindern. In
der Zeitschrift Angewandte Chemie stellen Wissenschaftler jetzt ein Gel
vor, das bei Bestrahlung mit rotem Licht reaktive Sauerstoffspezies
erzeugt, die Bakterien und Pilze effektiv abtöten.




[image: © Wiley-WCH]

Wird das Hydrogel mit rotem Licht bestrahlt, produziert es reaktive Sauerstoffspezies. Diese töten Bakterien und Pilze ab.
© Wiley-WCH



Ein Hydrogel ist ein molekulares Netzwerk, in dessen "Maschen" Wasser
eingelagert ist. Antimikrobielle Hydrogele lassen sich z.B. durch
Einmischen oder Anknüpfen antimikrobieller Komponenten an ein polymeres
Gel herstellen. Die Forscher von der Hebei University of Technology,
Tianjin (China), der Radboud University, Nijmegen (Niederlande), sowie der
University of Queensland, Brisbane (Australien), wählten einen
alternativen Weg und nahmen die photodynamische antimikrobielle
Chemotherapie zum Vorbild. Dabei werden sogenannte Photosensibilisatoren
durch Licht in einen angeregten Zustand versetzt. Durch einen
strahlungslosen Übergang gelangt der Photosensibilisator in einen anderen,
langlebigen Anregungszustand. Dabei kann Energie auf Sauerstoffmoleküle
übertragen werden. So entstehen hochreaktive Sauerstoffspezies, die
Mikroben abtöten.

Bisherige synthetische Gele mit photodynamischen antimikrobiellen
Aktivitäten sind jedoch meist weder biokompatibel noch bioabbaubar.
Produkte aus biologischen Quellen bergen dagegen das Risiko von
Kontaminationen oder Immunreaktionen und liefern schlecht reproduzierbare
Resultate. Das Team um Chengfen Xing meisterte diese Herausforderung durch
die Verwendung vollsynthetischer Hydrogele mit biomimetischen, das heißt
biologische Systeme nachahmenden, Eigenschaften. Ihre Wahl fiel auf ein
Polymer mit einem wendelförmigen Rückgrat (Polyisocyanid mit
aufgepfropften Ethylenglykol-Ketten), das poröse hochbiokompatible
Hydrogele mit faserartiger Architektur bildet, die Biogelen auf der Basis
von Kollagen und Fibrin in Struktur und mechanischen Eigenschaften ähnelt.

Ein solches Hydrogel kombinierten die Forscher mit einem
Photosensibilisator auf Basis eines Polythiophens. In Lösung liegt es als
ungeordnetes Knäuel vor und absorbiert violettes Licht. Eine Einlagerung
in die wendelförmigen Bereiche des Hydrogels bringt die Polythiophene in
eine gestreckte, aufgereihte Anordnung. In dieser Form ist die Absorption
wesentlich stärker und in den roten Spektralbereich verschoben. Dies ist
günstiger, da rotes Licht tiefer eindringen kann und den Farbstoff weniger
stark ausbleicht.

So erhielten die Forscher ein Gel mit hervorragenden antimikrobiellen
Effekten gegenüber Bakterien wie E. coli und B. subtilis sowie Pilzen wie
C. albicans, das als Ansatzpunkt für Wundauflagen mit "eingebautem
Infektionsstopper" dienen könnte. Die Vorteile dieser Art der
Keimbekämpfung: Sie ist nichtinvasiv und ihre Wirkung ist räumlich und
zeitlich gut kontrollierbar. Auch Antibiotika-resistente Keime lassen sich
abtöten und das Risiko, neue Resistenzen zu verursachen, ist wesentlich
geringer.

Autorin: 

Chengfen Xing, Hebei University of Technology (China)

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1002/ange.201910979

Weitere Informationen finden Sie unter

http://presse.angewandte.de
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ENTWICKLUNG/1506: Alternative zum Tierversuch - Neues Trainingsmodell für Aneurysmabehandlungen (idw)


Technische Universität Hamburg - 20.01.2020

Alternative zum Tierversuch: TUHH-Forschende entwickeln neues Trainingsmodell für Aneurysmabehandlungen



Ein Forschungsteam des Instituts für Produktentwicklung und
Konstruktionstechnik und des Instituts für Mikrosystemtechnik der
Technischen Universität Hamburg (TUHH) hat in Zusammenarbeit mit
Neuroradiologen des Universitätsklinikums Eppendorf (UKE) eine neue
Methode entwickelt, um Tierversuche für die Behandlungssimulation von
Hirngefäßaneurysmen überflüssig zu machen. Das Projekt "ELBE-NTM -
Development and Evaluation of a Patient-Based Neurointerventional Training
Model" wurde im Rahmen der Ausschreibung "Alternativmethoden zum
Tierversuch" mit knapp einer Million Euro vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung gefördert.

Aneurysmen der Hirngefäße sind Aussackungen von Blutgefäßen, die aufgrund
des ständigen Blutdrucks innerhalb des Gefäßes platzen können. Die Folge
ist eine lebensgefährliche Hirnblutung. Aus- und Weiterbildungskurse für
die nötigen Operationen der betroffenen Gefäße am Gehirn fanden vor dem
Projekt noch an Tieren wie Kaninchen oder Schweinen statt. Um
tierversuchsfreie Trainingsoperationen zu ermöglichen, entwickelte das
ELBE-NTM-Team innerhalb von drei Jahren das "Hamburger Anatomische
neurointerventionelle Simulationsmodell" (HANNES), in dem
patientenbasierte Aneurysmen über einen 3D-Druck exakt nachgebildet werden
können. Das Simulationsmodell bietet die Möglichkeit, einzelne
Gefäßabschnitte während des Trainings auszutauschen und verschiedene
patientenspezifische Anatomien mit Aneurysmen zu behandeln. "Vorteil ist,
dass Mediziner auf diese Weise verschiedene reale Fälle beliebig oft
modellbasiert trainieren können und das ganz im Sinne des Tierschutzes",
sagt Professor Dieter Krause, Institutsleiter für Produktentwicklung und
Konstruktionstechnik an der TUHH. Am UKE wurden seit der Einführung des
HANNES-Demonstrators vor zwei Jahren keine Tiermodelle mehr für das
Training von neurovaskulären Aneurysmabehandlungen verwendet.

Das Projekt ELBE-NTM wird im Rahmen des Förderschwerpunkts
"Alternativmethoden zum Tierversuch" des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung gefördert und entstand als Anschlussprojekt des
fmthh-geförderten ALSTER-3D Projekts. Zwei weitere Forschungsprojekte laufen
derzeit zu endovaskulären Blutgefäßnachbildungen in der Arbeitsgruppe als
Kooperation von UKE und PKT. Diese erfolgreiche kooperative Forschung
bietet so einen wesentlichen Beitrag zum Tierschutz und zur Vermeidung von
Tierversuchen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tuhh.de/pkt/forschung/methodische-entwicklung-modularer-produktfamilien/elbe-ntm.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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LIEDER/1832: Lippstadt - Marlene Dietrich, "The Kraut", musikalische Hommage an den Weltstar, 02.02.20


Stadt Lippstadt

Marlene Dietrich - "The Kraut"


Eine musikalische Hommage an den Weltstar



Lippstadt. 1987. Freiwillig gefangen in der eigenen Wohnung in Paris,
Avenue Montaigne Nr. 12, und der eigenen Legende plant ein Weltstar
seine Beerdigung und kramt in seinen Erinnerungen: Marlene Dietrich.
Zum zentralen Thema wird dabei ein anderer Abend in Paris, der mehr
als 40 Jahre zurück liegt und ziemlich genau die bisherige Lebensmitte
der Titelheldin markiert. "The Kraut" nämlich lautete der Spitzname,
den Ernest Hemingway der Dietrich gab und den diese, obwohl er sonst
als Schimpfwort galt, aus seinem Munde zeitlebens als Kompliment
empfand.

Sie selbst nannte ihn im Gegenzug "Papa". Die Dietrich und Hemingway
hatten sich 1934 bei einer Atlantik-Überquerung kennen gelernt und
blieben bis zum Selbstmord des Schriftstellers eng miteinander
befreundet. Die Wege der beiden kreuzten sich immer wieder - so auch
im September 1944, als sie nach der Befreiung von Paris ein paar
gemeinsame Tage im "Ritz" verbrachten. Beide reisten unabhängig
voneinander mit der US-Armee und bekämpften auf jeweils eigene Weise
das Dritte Reich. In der Nacht nach einem Auftritt vor den alliierten
Truppen gibt die Dietrich in der Hotel-Bar für ihren "Papa", ihre
Kollegen von der Truppenbetreuung und ein paar französische Freunde
eine spontane Privat-Vorstellung, bei der sie nicht nur viel singt,
sondern auch viel erzählt: von ihren Ängsten, ihren Zweifeln, ihrer
Wut, ihrer Verachtung, ihrer Trauer und ihren Sehnsüchten. Dabei wird
ein ganzes Zeitalter mitsamt seinen verschiedensten Protagonisten auf
höchst selbstverständliche Weise lebendig.

Sie berichtet dabei nicht zuletzt von den zahlreichen Versuchen der
Nazis, sie "heim ins Reich" zu holen - und von ihren ewigen Zweifeln,
ob sie diesen Rufen nicht vielleicht doch hätte folgen sollen, weil
sie auf diese Weise vielleicht mehr für ihr geliebtes Deutschland
hätte tun können als sie es nun als "Captain Dietrich" an der Front
vermag. Hätte sie Adolf Hitler verführen sollen? Hätte sie ihn
verführen können? Hätte Marlene Dietrich als einziger Mensch auf der
Welt den Zweiten Weltkrieg zu verhindern vermocht? Ein bewegender, ein
tragikomischer, ein hochmusikalischer Abend, bei dem der Mythos von
Marlene Dietrich so menschlich daher kommt wie niemals zuvor.

Unter der musikalischen Leitung des renommierten Leipziger Komponisten
und Pianisten Jens-Uwe Günther wird Susanne Bard alle Facetten ihrer
musikalischen Ausdrucksfähigkeit entfalten. Die Vorstellung steckt
deshalb nicht nur inhaltlich, sondern auch musikalisch voller
Überraschungen.

Termin: Sonntag, 2. Februar 2020, 15 Uhr

Preise: 20,- / 18,- / 16,- Euro / ermäßigt: 10,- / 9,- / 8,-

Dauer: Ca. 2 Stunden inklusive 1 Pause

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und ONLINE über das VIBUS-Ticketportal

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 21.01.20

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9292: Aus aller Welt - 22.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Richterin wird neues Staatsoberhaupt in Griechenland

In Griechenland wurde erstmals eine Frau zum Staatsoberhaupt gewählt.
Bei der Abstimmung am Mittwochmorgen votierten nach Angaben der
Nachrichtenagentur AFP 261 der 300 Parlamentarier für die 63jährige
Vorsitzende des Höchsten Verwaltungsgerichts. Ekaterina
Sakellaropoulou erhielt nicht nur die Stimmen der Regierungspartei
Neue Demokratie, sondern wurde auch von der oppositionellen Syriza
("Koalition der radikalen Linken") und KINAL ("Bewegung für den
Wandel") unterstützt. Die Amtszeit des amtierenden Präsidenten des
Landes, Prokopis Pavlopoulos, endet im März.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9292: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Gewaltverbrechen in Köln-Müllheim - Tatverdächtiger ermittelt

Nach dem Fund zweier Leichen in einer Wohnung in Köln-Mülheim hat die
Polizei heute einen 22jährigen Mann festgenommen. In der Nacht zum
Dienstag hatten Polizisten die Leichen der 78jährigen
Wohnungsinhaberin und eines 60 Jahre alten Bekannten der Frau
entdeckt. Wie die Behörden einem Bericht der Deutschen Presse-Agentur
zufolge mitteilten, handelt es sich bei dem Tatverdächtigen um den
Sohn des Mannes. Die Hintergründe der Tat sind unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9289: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Türkei fordert Ende der Offensive in Idlib

In Syrien versuchen die Regierungstruppen die Kontrolle über die
Rebellenprovinz Idlib zu erlangen. Sie werden dabei von der
russischen Luftwaffe unterstützt. Wie die staatliche
Nachrichtenagentur Sana berichtete, wurden am Mittwoch mehrere
Stellungen der Aufständischen nordöstlich von Aleppo durch
Artilleriebeschuß zerstört. Die Armee habe damit auf den
Rebellenbeschuß auf Wohnviertel reagiert, bei denen in den
vergangenen drei Tagen mehr als 20 Menschen ihr Leben verloren. Der
türkische Außenminister Cavusoglu forderte unterdessen Rußland auf,
die syrische Regierungsoffensive zu stoppen. Die Provinz Aleppo
gehört zur Deeskalationszone Idlib, in der seit dem 9. Januar eine
Feuerpause gilt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9291: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



SPD hält am Grundrentenkonzept fest

Trotz massiver Kritik an dem Grundrentenkonzept von Sozialminister
Hubertus Heil hält die SPD an dem Entwurf fest. Die Pläne zur
Einführung der Grundrente seien ein sozialpolitischer Meilenstein,
sagte Vizefraktionschefin Katja Mast der Nachrichtenagentur AFP in
Berlin. Selbstverständlich sei dies eine Kraftanstrengung. Die
Rentenversicherung Bund (DRV) monierte, daß die geplanten Regelungen
die Versicherungsmitarbeiter außerordentlich stark belasten werden.
Die Verwaltungskosten der Grundrente machten mehrere hundert
Millionen Euro im Jahr aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9289: Tragisches und Kurioses - 22.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mann im Getreidesilo erstickt

Im niedersächsischen Rosdorf ist ein Angestellter eines
agrargenossenschaftlichen Betriebs bei einem Arbeitsunfall ums Leben
gekommen. Nach bisherigen Kenntnissen war der 54jährige in ein
Getreidesilo gestürzt und erstickt. Hinweise auf Fremdverschulden
gebe es bisher nicht, sagte ein Polizeisprecher in Göttingen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8374: Aus Forschung und Technik - 22.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



NASA will mehr Astronauten auf der Raumstation haben

Die NASA will nach eigenen Angaben einen weiteren Platz in einem
russischen Sojus-Raumschiff buchen. Trotz der geplanten Rückkehr zur
bemannten US-Raumfahrt werde man nicht auf Mitflüge in russischen
Sojus-Kapseln zur Internationalen Raumstation ISS verzichten,
erklärte NASA-Chef Jim Bridenstine. Es sei wichtig, alle
Möglichkeiten auszunutzen, um die amerikanische Präsenz auf der ISS
auszubauen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8388: Aus aller Welt - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Irans Präsident Rohani hält Rückkehr zum Atomabkommen für möglich

Irans Präsident Rohani versichert auf seiner Internetseite, daß sein
Land sich dem Atomabkommen nach wie vor verpflichtet sieht und die
seit Mai 2019 eingeleiteten Schritte, davon Abstand zu nehmen,
rückgängig gemacht werden könnten. Die Islamische Republik hatte nach
und nach Auflagen des Internationalen Atomabkommens von 2015 nicht
mehr erfüllt, nachdem die US-Regierung den Vertrag einseitig
gekündigt und Wirtschaftssanktionen gegen Teheran verhängt hatte. Die
europäischen Vertragspartner hatten sich nicht in der Lage gezeigt,
den Iran vor den Strafmaßnahmen der USA zu schützen. Rohani warnte
die Europäer davor, denselben Fehler wie die USA zu machen.
Deutschland, Frankreich und Großbritannien haben dem Atomabkommen
gemäß einen Streitschlichtungsmechanismus aktiviert, um den Iran zur
Einhaltung des Vertrags zu bewegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8343: Medizin und Gesundheitswesen - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Abnehmen durch Sport oft überschätzt

Nach Weihnachten und Silvester scheuen viele Bundesbürger den Weg auf
die Waage, weil ihnen die feiertägliche Völlerei zu viele Pfunde auf
die Hüften gebracht hat. Um diese wieder zu verlieren, wird auf
Nahrungsreduktion und sportliche Aktivitäten gesetzt. Nach Ansicht
der Experten überschätzen aber viele den Energieverbrauch durch
Bewegung. Darauf hat die Deutsche Gesellschaft für Sportmedizin und
Prävention (DGSP) hingewiesen. Es geht laut DGSP keine Weg daran
vorbei, daß für die Verbrennung eines Würfelzuckers (12 kcal) 500
Schritte absolviert werden sollten. Und für eine Tafel Schokolade
sollte man etwa eine Stunde joggen. Da man für 1000 Schritte etwa
zehn Minuten benötigt, sind im Schnitt 100 Minuten an Bewegungszeit
pro Tag nötig, um einen abnehmenden Effekt zu erzielen, so die
Fachgesellschaft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8376: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Länder einigen sich auf Staatsvertrag zu Onlineglücksspielen

Die Bundesländer haben sich auf einen neuen Staatsvertrag zur
Regulierung des Glücksspielmarktes in Deutschland verständigt. Das
berichtete die Landesregierung von Schleswig-Holstein, dem einzigen
Bundesland, in dem zur Zeit Online-Glückspiele erlaubt sind. Künftig
sollen z. B. Onlinepoker, Onlinecasinos und Onlineautomatenspiele
unter bestimmten Auflagen in allen Länder legal werden. Die Anbieter
müssen bei einer neuen Aufsichtsbehörde Lizenzen erwerben und sich
von dieser kontrollieren lassen. Die Behörde achtet darauf, daß
Kinder und Jugendliche geschützt sind und die Spieler nicht Gefahr
laufen, spielsüchtig zu werden. Deshalb sollen monatliche
Einzahlungen pro Spieler bei 1000 Euro gedeckelt werden. Mit Gewinnen
können die Spieler über diese Marge hinausgehen. Das wird über das
Konto überwacht, welches die Anbieter für jeden Spieler einrichten
müssen. Außerdem müssen die Anbieter alle Spieldaten für die Behörde
zu Kontrollzwecken abrufbar halten. Parallele Spiele werden nicht
zulässig sein. Dem Kieler Staatskanzleichef Schrödter zufolge wollen
die Länder mit dem Staatsvertrag eine geeignete Alternative zum
unerlaubten Glücksspiel schaffen sowie die Entwicklung und
Ausbreitung des unerlaubten Glücksspiels in Schwarzmärkten
unterbinden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8298: Sprache, Kunst und Medium - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Venedigs Markusdom erhält einen zusätzlichen Hochwasserschutz

Aufgeschreckt durch das extreme Hochwasser im November vergangenen
Jahres und die daraufhin ausbleibenden Touristen, sahen sich die
Verantwortlichen der Stadt zu raschem Handeln veranlaßt.

Mehrere Male setzten die Fluten in den folgenden Wochen den
Markusplatz und andere Bereiche der Lagunenstadt unter Wasser.
Hauptsächlich durch die salzige Brühe wurde viel Substanz an den
historischen Fundamenten beschädigt und die Statik angegriffen.

Um weitere Schäden an der weltberühmten Basilika San Marco zu
verhindern, soll der Dom nach einem Bericht der Zeitung Corriere della
Sera noch in diesem Jahr einen 1,20 Meter hohen gläsernen Schutzring
erhalten, der die bisherigen Flutanlagen ergänzen soll. Die Kosten für
das Projekt werden auf 3,5 Millionen Euro geschätzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8365: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Dutzende Tote bei Luftangriffen rund um Idlib

Rund um das nordsyrische Idlib hat die syrische Luftwaffe mit
Unterstützung russischer Kampfflieger Dutzende Dörfer zerstört.
Berichten von Anwohnern und Rettungskräften zufolge sind bei den
Angriffen am Dienstag mindestens 35 Zivilisten ums Leben gekommen.
Noch in der Nacht auf Mittwoch wurden drei Kleinstädte beschossen.
Rund 350.000 Menschen sind bereits aus der Region durch die Kämpfe um
die letzte Hochburg der Aufständischen in Syrien vertrieben worden.
Der türkische Außenminister Cavusoglu forderte Rußland auf, die
Offensive einzustellen. Formell gilt für die Region eine Feuerpause.
Unterdessen haben Milizen, welche für die Türkei in Syrien kämpfen,
fünf kurdische Dörfer mit Artilleriefeuer belegt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8379: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Von der Leyen schlägt CO2-Grenzausgleichssystem für die EU vor

Die EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen hat am Mittwoch dem
Weltwirtschaftsforum in Davos den Grünen Deal der Europäischen Union
vorgestellt. Deren Ziel bis 2050 ist die Klimaneutralität bei
CO2-Emissionen. Eine der Maßnahmen könnten Zölle und Importschranken
auf Produkte sein, welche im Ausland weniger klimaschonend
hergestellt werden, als es europäischen Unternehmen unter Einhaltung
der Klimaschutzvorgaben möglich ist. Mit dem
CO2-Grenzausgleichssystem könnten Produzenten und Arbeitnehmer vor
einem unfairen Wettbewerb geschützt werden, so von der Leyen. Hiesige
Unternehmen hätten deswegen auch keinen Grund mehr, ins
außereuropäische Ausland abzuwandern. Die Kommissionspräsidentin will
zudem internationale Handelspartner von klimafreundlicheren
Produktionsmethoden überzeugen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8348: Tragisches und Kurioses - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Kampfmittelräumer bergen immer noch viel gefährliche Munition

Bei Bodenuntersuchungen vor Neubauprojekten, Auswertung von
Luftbildern aus dem Zweiten Weltkrieg, aber auch nach Hinweisen aus
der Bevölkerung treten Kampfmittelbeseitigungsdienste auf den Plan, um
sogenannte Blindgänger und zurückgelassene Munition auszugraben, zu
entschärfen, abzutransportieren oder gezielt zu sprengen.

Fast 75 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg bereitet die Munition sogar
immer mehr Probleme, weil die verwendeten Metalle und Chemikalien mit
zunehmendem Alter immer unberechenbarer werden. Wie ein Experte
gegenüber MDR aktuell sagte, wird der Transport zusehends
gefährlicher. Deshalb würden Bomben und Granaten immer öfter am
Fundort gesprengt.

Kenner der Materie gehen davon aus, daß noch geschätzte 100.000
Blindgänger in der Erde stecken. In den Gewässern der Nord- und Ostsee
sollen es noch weitaus mehr sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8377: Arbeit, Soziales und Familie - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Noch lange keine Geschlechterparität in Unternehmensvorständen

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) hat am Mittwoch
sein sogenanntes Managerinnen-Barometer veröffentlicht. Demnach
wurden im vergangenen Jahr von den 907 Vorstandsposten der 200
umsatzstärksten Unternehmen 10,4 Prozent von Frauen besetzt. 2018
betrug die Quote rund neun Prozent. Die leichte Zunahme des
Frauenanteils verdankt sich vor allem jenen großen börsennotierten
und mitbestimmungspflichtigen Unternehmen, welche seit 2016 eine
30-Prozent-Quote in Aufsichtsräten einhalten müssen. In den anderen
Unternehmen veränderte sich die Quote kaum. Für die Studienmitautorin
Wrohlich von der FU Berlin liegt die Geschlechterparität in den
Vorständen in weiter Ferne.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8354: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Solarenergie made in Swiss

Das nennt man 'Aus der Not eine Tugend machen'. Schweizer
Wissenschaftler haben Solaranlagen für die Berge entwickelt. Eine
Studie von Forschern der Eidgenössischen Technischen Hochschule
Lausanne (EPFL) soll ergeben haben, daß solche Solaranlagen den
jahreszeitlich schwankenden Strombedarf besser decken können als ihre
Pendants im Flachland. Gegenstand der Untersuchung war, wie die
Stromerzeugung in verschiedenen Höhen und bei unterschiedlichen
Neigungswinkeln der Solarpaneele im Jahresverlauf ist. Allerdings
waren mögliche Umweltauswirkungen der Berg-Solarfarmen nicht Thema.
Umweltschützer befürchten jetzt, daß nun auch die letzten noch nicht
erschlossenen Gebiete in der Schweiz von der Stromindustrie
zubetoniert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8365: Märkte und Finanzen - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Tesla wertvoller als Volkswagen

Der kalifornische Autobauer Tesla wird von den Geldanlegern höher
bewertet als die Volkswagen AG. Dem Börsenwert nach beträgt der Wert
des von Elon Musk gegründeten Unternehmens über 100 Milliarden
US-Dollar. Seit Dezember ist die Tesla-Aktie von gut 350 auf über 570
US-Dollar gestiegen. Volkswagen wird hingegen an der Börse mit 99,8
Milliarden US-Dollar bewertet. Der Absatz des Konzerns ist allerdings
weitaus größer als der von Tesla. Der wertvollste Autokonzern ist mit
über 230 Milliarden US-Dollar nach wie vor Toyota.
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WISSENSCHAFT/8377: Aus Forschung und Technik - 22.01.2020 (SB)




VOM TAGE



App-Entwickler kritisieren Akkusparen um jeden Preis

Telefonieren war gestern. Die Smartphones von heute erfüllen
unzählige Aufgaben, so daß sie ständig mit leeren Akkus zu kämpfen
haben. Angesichts dessen liegt es auf der Hand, daß die Hersteller
sämtliche Möglichkeiten ausschöpfen, den Energieverbrauch der
Smartphones zu senken… zum Mißvergnügen der App-Entwickler.
Diese kritisieren Hersteller wie Nokia, OnePlus oder auch Xiaomi,
besonders aggressiv beim Schließen von Hintergrund-Apps vorzugehen,
um die Laufzeit der Smartphones zu verlängern. In der Folge sollen
Apps wie alternative Wecker, Fitness-Tracker oder zur Automatisierung
von Abläufen allzuoft nicht korrekt ausgeführt werden können.
Lediglich die eigenen Implementierungen lassen die Hersteller
unberührt, um auch das letzte Quentchen Akkulaufzeit aus den Geräten
zu holen. Daß einige Android-Apps dadurch nicht mehr korrekt
ausgeführt werden, ist offenkundig. Ärgerlich, wenn der Wecker
morgens nicht klingelt, weil er aus Energiespargründen in der Nacht
deaktiviert wurde.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





KOMET/152: Das Salz des Kometen (idw)


Universität Bern - 20.01.2020

Das Salz des Kometen



Berner Forschende unter der Leitung der Astrophysikerin Kathrin Altwegg
haben eine Erklärung gefunden, warum in der nebulösen Hülle von Kometen
bislang wenig Stickstoff nachgewiesen werden konnte: der Lebensbaustein
tritt zu einem grossen Teil in Form von Ammonium-Salzen auf, deren
Vorkommen man bisher nicht messen konnte. Die Salze können ein weiterer
Hinweis darauf sein, dass Kometeneinschläge Leben auf der Erde überhaupt
erst möglich gemacht haben.




[image: Bild: © ESA/Rosetta/NAVCAM]

Gas und Staub steigen von «Churys» Oberfläche auf, während sich der Komet
dem sonnennächsten Punkt auf seiner Umlaufbahn nähert.

Bild: © ESA/Rosetta/NAVCAM



Vor mehr als 30 Jahren flog die Europäische Kometenmission Giotto am
Kometen Halley vorbei. An Bord war das Berner Ionenmassenspektrometer IMS,
das von Prof. em. Hans Balsiger geleitet wurde. Eine wichtige Erkenntnis
der Messungen dieses Instruments war, dass in der der Koma von Halley -
der nebulösen Hülle des Kometen, die sich bildet, wenn ein Komet nahe an
der Sonne vorbeizieht - scheinbar Stickstoff fehlt. Stickstoff (N) wurde
zwar in Form von Ammoniak (NH3) und Blausäure (HCN) entdeckt, aber die
Häufigkeit war weit von der erwarteten kosmischen Häufigkeit entfernt.
Mehr als 30 Jahre später und dank eines glücklichen Zufalls sind die
Forschenden der Lösung dieses Rätsels auf die Spur gekommen. Dies dank der
Auswertung von Daten des Berner Massenspektrometers ROSINA, welches an
Bord der ESA-Raumsonde Rosetta Daten des Kometen
67P/Churyumov-Gerasimenko, kurz Chury genannt, gesammelt hatte (siehe
Infobox unten).

Riskanter Flug durch die Staubwolke des Kometen Chury

Weniger als einen Monat vor Ende der Rosetta-Mission befand sich die
Raumsonde nur 1.9 km über der Oberfläche von Chury, als sie durch eine
Staubwolke des Kometen flog. Dies führte zu einem direkten Einschlag von
Staub in die Ionenquelle des von der Universität Bern geleiteten
Massenspektrometers ROSINA-DFMS (Rosetta Orbiter Sensor for Ion and
Neutral Analysis-Doppel-Fokussierendes Massenspektrometer). Kathrin
Altwegg, die leitende Forscherin von ROSINA und Ko-Autorin der neuen
Studie, die heute im renommierten Journal Nature Astronomy publiziert
wurde, sagt: «Dieser Staub hat beinahe unser Instrument zerstört und
Rosettas Lageregelung verwirrt.»

Dank dem Flug durch die Staubwolke konnten Substanzen festgestellt werden,
die normalerweise in der kalten Umgebung des Kometen auf den Staubkörnern
verbleiben und deswegen nicht gemessen werden können. Die Menge von zum
Teil vorher nie bei einem Kometen gemessenen Molekülen war erstaunlich.
Insbesondere war die Häufigkeit von Ammoniak, der chemischen Verbindung
von Stickstoff und Wasserstoff mit der Formel NH3, plötzlich um ein
Vielfaches grösser. «Wir kamen auf die Idee, dass die Häufigkeit von
Ammoniak in den ROSINA-Daten möglicherweise auf das Vorkommen von
Ammonium-Salzen zurückzuführen sein könnte», erklärt Altwegg. «Als Salz
hat Ammoniak eine viel höhere Verdampfungstemperatur als das Eis und ist
deshalb in der kalten Umgebung des Kometen meist in der festen Form
vorhanden, die man bis jetzt weder durch Fernerkundung mit Teleskopen noch
vor Ort messen konnte.»

Ammoniumsalz und seine Rolle in der Entstehung von Leben

Ausgedehnte Laborarbeiten waren nötig, um die Präsenz dieser Salze im
kometären Eis nachzuweisen. «Das ROSINA-Team hat Spuren von fünf
verschiedenen Ammonium-Salzen gefunden: Ammoniumchlorid, Ammoniumcyanid,
Ammoniumcyanat, Ammoniumformat und Ammoniumacetat», sagt die Chemikerin im
ROSINA-Team und Mitautorin der aktuellen Studie, Dr. Nora Hänni. «Bislang
war das scheinbare Fehlen von Stickstoff bei Kometen ein Rätsel. Unsere
Studie zeigt nun, dass sehr wohl Stickstoff bei Kometen vorhanden ist,
nämlich in der Form von Ammonium-Salzen», so Hänni weiter.

Unter den entdeckten Ammoniumsalzen sind einige astrobiologisch relevante
Moleküle, die zum Aufbau von Harnstoff, Aminosäuren, Adenin und
Nukleotiden führen können. Kathrin Altwegg sagt: «Dies ist durchaus ein
weiterer Hinweis, dass Kometeneinschläge mit der Entstehung von Leben auf
der Erde verknüpft sein könnten.»



Anfang Texteinschub

Rosetta-Mission


Das Massenspektrometer ROSINA war ein Schlüsselexperiment der Rosetta-Mission der ESA.
Die Rosetta-Sonde hat den Kometen 67P/Churyumov-Gerasimenko, kurz Chury genannt,
während mehr als zwei Jahren im Detail untersucht und dabei sogar zum ersten Mal überhaupt
ein Landemodul auf der Oberfläche eines Kometen abgesetzt. Das Massenspektrometer
ROSINA (Rosetta-Orbiter Spektrometer für Ionen- und Neutralgasanalyse) wurde unter Leitung
der Universität Bern entwickelt, gebaut, getestet und mittels Telekommandos beim Kometen
betrieben. Es konnte viele Bestandteile der Atmosphäre von Chury nachweisen - einen
Grossteil davon sogar zum ersten Mal bei einem Kometen. ROSINA trug so massgeblich dazu
bei, neue Erkenntnisse zur Entstehung unseres Sonnensystems zu gewinnen. Die aktive Phase
der Mission ging 2016 mit dem kontrollierten Absturz der Rosetta-Sonde auf die Oberfläche des
Kometen Chury zu Ende. Seither werden in Bern aber noch über Millionen Datensätze von
ROSINA ausgewertet und für Forschende weltweit zur Verfügung gestellt.


Mehr Informationen:

https://www.unibe.ch/aktuell/medien/media_relations/medienmitteilungen/2018/medienmitteilungen_2018/zwei_jahre_nach_rosetta/index_ger.html

Ende Texteinschub


Originalpublikation:

K. Altwegg, H. Balsiger, J.-J. Berthelier, C. Briois, M. Combi, H. Cottin,
J. De Keyser, F. Dhooghe, B. Fiethe, S. A. Fuselier, T. I. Gombosi, N.
Hänni, M. Rubin, M. Schuhmann, I. Schroeder, T. Sémon, S. Wampfler:

Evidence of ammonium salts in comet 67P as explanation for the nitrogen
depletion in cometary comae. Nature Astronomy, 20.01.2020.

https://doi.org/10.1038/s41550-019-0991-9

https://www.nature.com/articles/s41550-019-0991-9

Weitere Informationen unter:

https://tinyurl.com/Ammoniumsalze
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http://idw-online.de/de/institution57
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/581: Welche Regulatoren bei Eisenmangel aktiv sind (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 21.01.2020

Welche Regulatoren bei Eisenmangel aktiv sind

Botanik: Veröffentlichung in Plant Physiology



Eisenmangel ist ein kritischer Umstand für Pflanzen, auf den sie mit
speziellen genetischen Programmen reagieren. Biologinnen und Biologen der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU) und der Michigan State
University (MSU) untersuchten mit Methoden der Künstlichen Intelligenz,
wie die regulatorischen Genabschnitte vorhergesagt werden können. Die
Ergebnisse ihrer gemeinsamen Forschungsarbeit veröffentlichten sie jetzt
in der Fachzeitschrift Plant Physiology.

Wenn einer Pflanze wichtige Nährstoffe fehlen, kann sie nicht an einen
anderen Standort umziehen, an dem sie besser versorgt ist. Sie muss sich
vielmehr auf die Situation einstellen, indem sie ihren Stoffwechsel
umstellt und dafür bestimmte, in ihrem Genom hinterlegte Programme
aktiviert.

Eisen ist einer dieser Nährstoffe, der für das Wachstum und Überleben der
Pflanzen essentiell ist. Er spielt bei der Photosynthese und beim
Wasserhaushalt eine Rolle. Die Pflanze nimmt Eisen über die Wurzeln auf,
dafür muss es aber in ausreichender Menge und vor allem in einer für die
Pflanze verarbeitbaren Form vorliegen.

Mehr als 1.000 Gene in den Pflanzenwurzeln sind bekannt, die bei
regulatorischen Prozessen bei Eisenmangel aktiv sein können. Sogenannte
cis-regulatorische Elemente (CRE) koordinieren die spezifische genetische
Antwort. Ein Forschungsteam um Prof. Dr. Petra Bauer vom HHU-Institut für
Botanik und Prof. Dr. Shin-Han Shiu vom Department of Plant Biology der
MSU haben ein Vorhersageverfahren entwickelt und damit Kandidaten für
diese speziellen CREs identifiziert. Das Team nutzte dazu einen
Maschinenlernansatz, ein Verfahren der künstlichen Intelligenz.

Über diesen Ansatz fand man rund 100 CRE-Kandidaten in der Modellpflanze
Arabidopsis thaliana (der Ackerschmalwand). Mit dieser Kenntnis gelangten
die Forschenden an Transkriptionsfaktoren, spezifische CRE-bindende
Proteine, die die bei Eisenmangel ausgelösten Maßnahmen in den
Wurzelzellen aktivieren.

Für die optimierte Pflanzenzucht ist es wichtig zu wissen, wie die Pflanze
in Mangelsituationen reagiert und wie hier gegebenenfalls züchterisch
gezielt eingegriffen werden kann, um besonders robuste Pflanzen zu
erzeugen. "Die gefundenen CREs können von Züchtern genutzt werden, um die
Eisenaufnahme in neuen Pflanzensorten gezielt zu steigern", betont Prof.
Bauer. Ihre Mitarbeiterin und Erstautorin der Studie Dr. Birte Schwarz
ergänzt: "So kann eine bessere Eisenversorgung gewährleistet werden und
eine bessere Anpassung der Pflanzen auch an schlechte Böden."

Die bioinformatischen Arbeiten wurden schwerpunktmäßig an der MSU gemacht,
wobei Dr. Schwarz während eines sechsmonatigen Aufenthalts in den USA im
Rahmen ihrer Promotion hieran entscheidend mitwirkte. Diese internationale
Forschungskooperation wird im Rahmen des internationalen
Graduiertenkollegs iGRAD-Plant von der DFG gefördert
(https://www.igrad-plant.hhu.de).

Die entwickelte bioinformatische Strategie ist vielseitiger einsetzbar.
Sie kann auch dazu dienen, um die verantwortlichen Regulationsmechanismen
bei anderen Stressfaktoren zu finden, etwa Wassermangel oder Befall der
Pflanzen durch Krankheitserreger.


Originalpublikation:

Birte Schwarz, Christina B Azodi, Shin-Han Shiu, Petra Bauer, Putative
cis-regulatory elements predict iron deficiency responses in Arabidopsis
roots, Plant Physiology, January 2020

DOI: 10.1104/pp.19.00760
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





MELDUNG/385: Kurilen-Kamchatka-Graben im Pazifischen Ozean gehört nicht mehr zu den "10.000ern" (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 21.01.2020

Kurilen-Kamchatka-Graben im Pazifischen Ozean gehört nicht mehr zu den
"10.000ern"



Senckenberg-Forschende haben während einer biologischen Expedition mit
dem Forschungsschiff "Sonne" auch die Tiefe des Kurilen-Kamchatka-Grabens
untersucht. Bislang war man davon ausgegangen, dass der Tiefseegraben im
Pazifischen Ozean eine Tiefe von über 10.000 Metern aufweist - das
Wissenschaftler*innen-Team konnte diese Annahme nun mit modernen Methoden
widerlegen. Sie zeigen in ihrer kürzlich im Fachjournal "Progress in
Oceanography" erschienenen Studie, dass der Meeresgraben etwa 1.000 Meter
flacher ist, als bisher angenommen.

Der Mariengraben, der Tongagraben, der Philippinengraben, der
Kermadecgraben und der Kurilen-Kamchatka-Graben zählen laut Literatur zu
den fünf tiefsten Punkten der Erde. "Seit unserer Forschungsexpedition mit
der Sonne wissen wir, dass es nur vier dieser '10.000er' unter den Gräben
gibt", erzählt Prof. Dr. Angelika Brandt vom Senckenberg
Forschungsinstitut und Naturmuseum Frankfurt.

Die Frankfurter Meeresforscherin leitete 2016 (damals noch für die
Universität Hamburg) eine Expedition in den nordwestlichen Teil des
Pazifischen Ozeans - während der Forschungsreise wurde der 2.250 Kilometer
lange Kurilen-Kamchatka-Graben mit modernstem Fächerecholot unter die Lupe
genommen. "Neben zahlreichen biologischen Untersuchungen zur
Zusammensetzung der abyssalen und hadalen Meeresbodenfauna wurde während
des russisch-deutschen 'KuramBio II'-Projekts auch die Bathymetrie, die
exakte Tiefe des Grabens untersucht. Wir haben mit Multibeam-Echoloten und
einem globalen Navigationssatellitensystem den Tiefseegraben detailliert
vermessen", erläutert Brandt.

Bislang war die Wissenschaft davon ausgegangen, dass die tiefste Stelle
des Grabens 10.542 Meter unter der Wasseroberfläche liegt - die Messungen
des Wissenschaftler*innen-Teams zeigen jedoch, dass das "Vitjaz Tief 3"nur
7.920 Meter tief ist. "Die tiefste Stelle, die wir im 
Kurilen-Kamchatka-Graben messen konnten ist mit 9.604 Metern, 
fast 1.000 Meter flacher, als bisher angenommen", resümiert Brandt.


Originalpublikation:

Simon Dreutter, Melanie Steffen, Pedro Martínez Arbizu, Angelika Brandt
(2020): Will the "top five" deepest trenches lose one of their members?,
Progress in Oceanography, Volume 181, 2020, 102258, ISSN 0079-6611,

https://doi.org/10.1016/j.pocean.2019.102258.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1659: Quantenphysik - Auf dem Weg zum Quantennetzwerk (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU) - 21.01.2020

Quantenphysik - Auf dem Weg zum Quantennetzwerk



Physikern der LMU ist es in Zusammenarbeit mit Forschern der Universität
des Saarlandes gelungen, eine Verschränkung zwischen den
Quanteneigenschaften eines Atoms und eines Photons über 20 Kilometer
Glasfaser zu erzeugen - ein neuer Rekord.

Albert Einstein sprach einst von "spukhafter Fernwirkung", als er
versuchte, ein für Laien schwer nachvollziehbares Phänomen aus der
Quantenwelt zu beschreiben. Er bezog sich auf die sogenannte
Verschränkung, einen quantenmechanischen Zustand, der auf zwei
verschiedene Teilchen verteilt ist und diese gewissermaßen verbindet -
mittlerweile über große Distanzen. Das Prinzip der Verschränkung ist
zentral für alle künftigen Quantentechnologien. Forschern der LMU um den
Physiker Harald Weinfurter ist es in Zusammenarbeit mit Kollegen der
Universität des Saarlands nun gelungen, eine Verschränkung zwischen den
Quanteneigenschaften eines Atoms und eines Photons über 20 Kilometer
Glasfaser zu erzeugen. Bisherige Experimente erreichten lediglich
Entfernungen von 700 Metern. "Die Entfernung stellt einen Meilenstein
hinsichtlich der Verteilung von Quanteninformationen in großem Maßstab
dar", sagt Weinfurter. "Unsere Arbeit ist ein zentraler Schritt hin zu
zukünftigen Quantennetzwerken."

Quantennetzwerke bestehen grundsätzlich aus Knotenpunkten mit
Quantenspeichern - zum Beispiel ein oder mehrere Atome - und photonischen
Kanälen dazwischen, also einer Verbindung über Lichtteilchen. Den
Physikern gelang es nun, ein Rubidium-Atom mit einem Photon zu
verschränken und die Verschränkung auch noch nach einer im Labor
aufgewickelten, zwanzig Kilometer langen Glasfaserleitung zu beobachten.

Das größte Hindernis für derart große Distanzen war dabei die Wellenlänge
der im Experiment verwendeten Rubidium-Atome. Sie emittieren nach
gezielter Anregung Photonen mit einer Wellenlänge von 780 Nanometern, also
nahem Infrarot. "Diese Wellenlänge würde in einer Glasfaser schnell
absorbiert", erklärt Weinfurter. In den Leitungen wird das Signal nämlich
je nach genutzter Wellenlänge unterschiedlich stark absorbiert.
Konventionelle Kommunikationsnetze wie etwa das der Telekom verwenden
daher Wellenlängen um 1550 Nanometern, die Verluste in den Glasfaserkabeln
sind hier deutlich geringer.

Dies wollten die Forscher nutzen. Daher baute Matthias Bock von der
Universität des Saarlandes einen sogenannten Frequenzkonverter, der die
Wellenlänge des Photons gezielt auf 1520 Nanometer umwandeln kann - ein
technisch extrem aufwändiger und anspruchsvoller Vorgang. Denn bei der
Umwandlung dürfen wichtige Eigenschaften wie vor allem die Polarisation
des Photons nicht verändert werden, sonst ginge die Verschränkung
verloren. "Dank dieses sehr effizienten Konverters konnten wir bei
Telekom-Wellenlängen deutlich höhere Reichweiten erzielen und
Quanteninformationen über große Entfernungen übertragen", sagt Weinfurter.

In einem nächsten Schritt wollen die Forscher nun auch für ein zweites
Atom die Wellenlänge konvertieren, um die zwei Atome auch über lange
Glasfaserspulen miteinander verschränken zu können. Die Eigenschaften von
Glasfasern ändern sich abhängig von Temperatur und Spannung auf der Faser.
Daher wollen die Forscher die Verschränkung über 20 Kilometer zuerst unter
kontrollierten Laborbedingungen erzeugen. Danach sind Experimente im
Freiland geplant, um so das Netzwerk mit neuen Knotenpunkten weiter zu
bauen. Ein langer Weg also, auf dem die Quantenforscher Schritt für
Schritt vorankommen.


Originalpublikation:

Long-Distance Distribution of Atom-Photon Entanglement at Telecom
Wavelength

Tim van Leent, Matthias Bock, Robert Garthoff, Kai Redeker, Wei Zhang,
Tobias Bauer, Wenjamin Rosenfeld, Christoph Becher und Harald Weinfurter
Physical Review Letters, Bd. 124, 2020

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.124.010510
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





FINANZEN/1283: Die Mitte der Gesellschaft entlasten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. Januar 2020

Die Mitte der Gesellschaft entlasten

Der Einkommensteuertarif muss gerechter gestaltet werden



Aktuell wird eine Diskussion um eine Reform der Einkommensteuer
geführt. Hierzu erklärt die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann:

"Mit unserer verlässlichen Steuerpolitik hat die Union vorhandene
finanzielle Spielräume für Entlastungen genutzt. Dies werden wir auch
für die Zukunft so fortführen. Wir als Union fordern bereits seit
Langem, dass aufgrund der guten wirtschaftlichen Lage die
Einkommensteuer gesenkt werden sollte. Diese Entlastung soll in
erster Linie der Mitte unserer Gesellschaft, also Familie mit
Kindern, Arbeitnehmern, Handwerkern und Mittelstand zugutekommen.

Die CDU/CSU-Bundestagfraktion will den Einkommensteuertarif insgesamt
gerechter ausgestalten, so dass der "Mittelstandsbauch" verringert
wird. Zudem sollte der Spitzensteuersatz, der immer häufiger bereits
bei Einkommen von Facharbeitern, Handwerkern und Mittelständlern
greift, frühestens bei einem steuerpflichtigen Jahreseinkommen von
60.000 Euro einsetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3542: Qualifiziertes Personal bereits in den Herkunftsländern umfassend informieren


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 22. Januar 2020

Qualifiziertes Personal bereits in den Herkunftsländern umfassend
informieren



Das Bundeskabinett hat heute die Erklärung des Bundes zur Phase I
"Vor der Zuwanderung: Erwartungen steuern - Orientierung geben" des
Nationalen Aktionsplans Integration (NAP-I) beschlossen. Hierzu
können Sie die Integrationsbeauftragte der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nina Warken, wie folgt zitieren:

"Die vom Bund erklärten Maßnahmen zur besseren Vorbereitung von
potenziellen Zuwanderinnen und Zuwandern in ihren Herkunftsländern
sind ein wichtiger Baustein, um die Einwanderung nach Deutschland für
alle Beteiligten gewinnbringend zu gestalten. Im internationalen
Wettbewerb um Fachkräfte muss es unser Ziel sein, qualifiziertes
Personal bereits in den Herkunftsstaaten umfassend über
Jobmöglichkeiten zu informieren, Beratung anzubieten und Spracherwerb
zu fördern - damit sich geeignete Kandidatinnen und Kandidaten
überhaupt für eine Tätigkeit in Deutschland entscheiden. Klar ist
aber auch: Es dürfen keine falschen Signale gesendet werden.
Anwerbebemühungen dürfen sich nur an diejenigen richten, die sowohl
eine Jobaussicht als auch eine Bleibeperspektive haben. Ebenso
wichtig ist daher die Vermittlung eines realistischen Bildes über die
Risiken irregulärer Migration, Chancen des Verbleibs und das Leben in
Deutschland."

 * 
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INNEN/3541: Herkunftsländer stärker für Migrationssteuerung in den Blick nehmen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. Januar 2020

Herkunftsländer stärker für Migrationssteuerung in den Blick
nehmen 

Rückführung stärkeres Gewicht beimessen



Das Bundeskabinett hat heute die von der Beauftragten der
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration vorgelegte
Erklärung des Bundes zur Phase I "Vor der Zuwanderung: Erwartungen
steuern - Orientierung geben" des Nationalen Aktionsplans Integration
beschlossen. Hierzu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei:

"Migration beginnt nicht erst in Deutschland. Entscheidend als
Auslöser sind die Rahmenbedingungen im jeweiligen Herkunftsland.
Deshalb ist es richtig, dass wir uns noch intensiver mit dem gesamten
Zyklus der Migration befassen und unsere systematischen Aktivitäten
zur Ordnung, Steuerung und Begrenzung von Migration in den
Hauptherkunftsländern und -regionen ausbauen. Dadurch erweitern wir
unsere Spielräume und den Wirkungsgrad unseres Handelns.

Es ist konsequent im Sinne unserer deutschen Interessen, dass wir uns
vor Ort stärker im globalen Wettstreit um die qualifiziertesten Köpfe
präsentieren und denen, die wir nach Deutschland holen möchten, den
Einstieg durch Förderung beim Spracherwerb und gute Beratung
erleichtern.

Ebenso wichtig ist aber, dass wir auch ein Erwartungs- und
Aufklärungsmanagement institutionalisieren und mit falschen
Vorstellungen aufräumen. Damit verhindern wir bereits im Vorfeld zum
Scheitern verurteilte Ausreisen. Das spart unnötigen Schweiß,
menschliches Leid und Geld. Wichtig ist, dass wir dieses Feld
staatlich besetzen und nicht auf die oft verzerrten Erfahrungen von
bereits Zugewanderten setzen, die faktisch nicht von Problemen
berichten können, um in ihrer Heimat nicht als Gescheiterte zu
gelten.

In diesem Zusammenhang ist bei unserem bewährten System von
Arbeitsmigration und Asyl ganz wichtig, dass wir weiterhin ganz
konsequent daran arbeiten, Lösungen zu finden, die Asylentscheidungen
bereits an den EU-Außengrenzen ermöglichen. Schließlich werden die
Integrationsfähigkeit unseres Landes gestärkt und die
Integrationschancen der Asylbewerber mit Bleibeperspektive erhöht,
wenn die Zahl der Menschen ohne Bleibeperspektive in Deutschland
möglichst gering ist.

Mit Blick auf die aus fünf Phasen bestehende Gesamtstrategie vermisse
ich insbesondere den Aspekt der Rückkehr als zwingend erforderliche
sechste Phase. Auch diese müssen wir ambitioniert in unseren Blick
nehmen. Im vergangenen Jahr haben wir mit unserem Migrationspaket
gezeigt, wie der Themenkomplex gesamthaft schlüssig gestaltet werden
kann. Schließlich unterstützt die Bundesregierung schon heute die
Rückkehr in bestimmte Länder. Das Ziel von Migration im Falle von
Flucht und Vertreibung nach Wegfall der Fluchtursache ist und bleibt
die Rückkehr. Denn gerade auf diese Personengruppen kommt es ganz
besonders beim Wiederaufbau nach Kriegen und Konflikten an. Das gilt
umso mehr, wenn sie in Deutschland qualifiziert wurden. Ohnehin
besteht neben dieser Überlegung bei fast allen Migranten, auch bei
EU-Bürgern und Arbeitsmigranten aus Drittstaaten, sehr häufig der
persönliche Wunsch auf Rückkehr aufgrund familiärer und heimatlicher
Verbundenheit. Insofern müssen wir unsere die Rückkehr stützenden
Aktivitäten in den Herkunftsstaaten institutionalisieren."

 * 
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BUNDESTAG/9403: Heute im Bundestag Nr. 093 - 22.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 93

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.10 Uhr

1. Bericht zur Digitalbesteuerung geplant

2. Deutsche Mitgliedschaft in Asien-Bank

3. Monitoring-System ausgeschrieben

4. Verwertung von Klärschlamm

5. Im Bundesarchiv übernommenes Schriftgut

6. Internetnutzung bei Schleusungen



1. Bericht zur Digitalbesteuerung geplant

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die OECD soll bis Ende 2020 im Auftrag der G 20
einen Abschlussbericht zur Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft
vorlegen. Da wesentliche Merkmale bei der Ausgestaltung des bisherigen
Konzepts derzeit noch entwickelt würden, seien konkrete Aussagen zum
Aufwand und zu den fiskalischen Auswirkungen gegenwärtig noch nicht
möglich, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung (19/16306) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16033).

 * 

2. Deutsche Mitgliedschaft in Asien-Bank

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Um die deutsche Mitgliedschaft in der Asian
Infrastructure Investment Bank geht es in einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/16224). Die Bundesregierung soll die Arbeit der Bank
bewerten, insbesondere mit Hinblick auf die Einhaltung von Finanz-,
Beschaffungs-, Sozial-, Menschenrechts- und Umweltstandards. Außerdem
wird nach finanzierten Projekten gefragt.

 * 

3. Monitoring-System ausgeschrieben

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Ausschreibung für die Einführung eines
IT-gestützten ressortübergreifenden Beteiligungs-Monitoring- und
Informationssystems ist am 30. Mai 2019 veröffentlicht worden. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15752) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/15426) mit. Die Fraktion hatte sich nach
dem Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung
"Digitalisierung gestalten" erkundigt.

 * 

4. Verwertung von Klärschlamm

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Nach Angaben des Statistischen Bundesamts fielen im
Jahr 2018 1,75 Millionen Tonnen Klärschlamm in kommunalen
Abwasserbehandlungsanlagen an. Menschliche Fäkalien, die über das
Abwasser entsorgt werden, seien nicht Teil der Abfallbilanz, erklärt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16506) auf eine Kleine
Anfrage (19/15847) der FDP-Fraktion. Darin hatten sich die
Abgeordneten erkundigt, wie das Recycling bei Klärschlamm und Fäkalien
definiert sei und welche Endprodukte daraus entstehen, die als
Rezyklate gelten. Klärschlämme und die aus ihnen gewonnenen Rezyklate
werden nicht in die Berechnung der Recyclingquote für Siedlungsabfälle
miteinbezogen, schreibt die Regierung in der Antwort. Im Jahr 2017
seien 19.000 Tonnen Schlamm aus Hauskläranlagen, sogenannter
Fäkalschlamm, angefallen. Dies entspreche einem Anteil von 0,04
Prozent am Siedlungsabfallaufkommen. Gegenwärtig werden zudem etwa 0,4
Millionen Tonnen Klärschlämme als Düngemittel oder Bodenhilfsstoffe in
der Landwirtschaft oder dem Landschaftsbau stofflich verwertet,
schreibt die Regierung. Ansonsten werden Klärschlämme thermisch
verwertet, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

5. Im Bundesarchiv übernommenes Schriftgut

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Menge des in den zurückliegenden drei
Jahrzehnten im Bundesarchiv übernommenen Schriftguts der
Bundesverwaltung berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/16549) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15991). Wie
die Bundesregierung darin ausführt, hat das Bundesarchiv den
gesetzlichen Auftrag, das Archivgut des Bundes auf Dauer zu sichern
und diese Unterlagen entsprechend zu verwahren. Von der
Bundesverwaltung würden jährlich durchschnittlich etwa fünf laufende
Kilometer Schriftgut an das Bundesarchiv abgegeben. "Bei zirka 8.000
Blatt Papier pro laufendem Meter Schriftgut ergeben sich damit
schätzungsweise für die vergangenen 30 Jahre ungefähr 1,2 Milliarden
Blatt Papier", heißt es in der Antwort weiter. Die durchschnittliche
Aufbewahrungsquote im Bundesarchiv liege bei etwa 25 Prozent. Unter
Annahme dieser Quote würden "voraussichtlich zirka 300 Millionen Blatt
Papier für die Jahre 1990 bis 2019 - nach Abschluss einer
entsprechenden Bewertung - dauerhaft im Bundesarchiv übernommen".

 * 

6. Internetnutzung bei Schleusungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Internetnutzung bei Schleusungskriminalität ist
ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/16505) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16244). Wie die Bundesregierung
darin darlegt, zeigen Ermittlungsverfahren der Bundespolizei, dass die
Nutzung des Internets als Tatmittel im Bereich der
Schleusungskriminalität zunehmend an Bedeutung gewinnt. Ausweislich
des Bundeslagebildes Schleusungskriminalität 2016 bis 2018 spielten
die Sozialen Medien zunehmend eine entscheidende Rolle bei der Planung
und Durchführung von Schleusungen, heißt es in der Antwort ferner.
Diese Entwicklung habe sich aktuell im Handel von echten deutschen
(gestohlenen, verlorenen, verkauften) Reisedokumenten in den sozialen
Netzwerken wie zum Beispiel Facebook und Messengerdiensten wie
Telegram fortgesetzt. Grundlage dieser Erkenntnisse sind den Angaben
zufolge neben Ermittlungsverfahren der polizeiliche
Informationsaustausch im Phänomenbereich Schleusungskriminalität und
Urkundenkriminalität. Beispielsweise zeigten Ermittlungsverfahren der
Bundespolizei im Bereich der Schleusungskriminalität, dass
Tatverdächtige zunehmend die Anonymität von Messengerdiensten nutzen,
insbesondere um illegale Dienstleistungen im Bereich der
Schleusungskriminalität anzubieten.

 * 
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BUNDESTAG/9402: Heute im Bundestag Nr. 092 - 22.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 92

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.15 Uhr

1. Schutz vor Mobbing am Arbeitsplatz

2. Ergebnisse aktiver Arbeitsmarktpolitik

3. Situation der Beratungsstellen

4. Statusfeststellung für Selbstständige

5. Leistungen der Eingliederungshilfe

6. Ergebnisse der IPU-Tagung in Belgrad



1. Schutz vor Mobbing am Arbeitsplatz

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke will Arbeitnehmer besser vor
Mobbing schützen. Sie hat deshalb einen Antrag (19/16480) vorgelegt,
in dem sie ausführt, dass derzeit mehr als eine Million Erwerbstätige
in Deutschland Mobbing ausgesetzt seien. Dies habe weitreichende
Auswirkungen auf deren Gesundheit, schreiben die Abgeordneten. Sie
verlangen von der Bundesregierung unter anderem, das
Arbeitsschutzgesetz im Hinblick auf Prävention zur Vermeidung von
Mobbing und "Bossing" (systematisches Mobbing durch Vorgesetzte) zu
ergänzen. Außerdem soll die Regierung einen Gesetzentwurf zum Schutz
vor Mobbing vorlegen, der Mobbing als eigenen Rechtsbegriff definiert
und analog zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz Betroffenen einen
Rechtsanspruch auf Schadensersatz und Schmerzensgeld bietet. Ferner
fordert die Fraktion eine Erweiterung des Betriebsverfassungsgesetzes
und eine Anti-Stress-Verordnung.

 * 

2. Ergebnisse aktiver Arbeitsmarktpolitik

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/16519) zu den Ergebnissen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
nach dem SGB II (Zweites Buch Sozialgesetzbuch) gestellt. Darin fragt
sie die Bundesregierung unter anderem, wie viele erwerbsfähige
Leistungsberechtigte im Rechtskreis SGB II in Beschäftigung mit einem
Nettoeinkommen oberhalb der Armutsgrenze vermittelt wurden.

 * 

3. Situation der Beratungsstellen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/16446) zur Situation in den Beratungsstellen der
ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung gestellt. Die
Bundesregierung soll unter anderem beantworten, wie viele Menschen mit
Behinderungen in diesen Beratungsstellen arbeiten.

 * 

4. Statusfeststellung für Selbstständige

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
für das Statusfeststellungsverfahren für Selbstständige in der
Deutschen Rentenversicherung. In einer Kleinen Anfrage (19/16455)
fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach der Zahl dieser
Feststellungsverfahren und Widersprüche dagegen.

 * 

5. Leistungen der Eingliederungshilfe

Arbeit und Soziales/Unterrichtung

Berlin: (hib/CHE) Die Zahl der Menschen mit Behinderungen, die
Leistungen der Eingliederungshilfe beziehen, ist in den vergangenen
Jahren gestiegen. Das geht aus Daten von Modellprojekten hervor, auf
die sich die Unterrichtung (19/16470) der Bundesregierung zu
Ergebnissen nach Artikel 25 des Bundesteilhabegesetzes bezieht.
Demnach ist die Zahl der Leistungsempfänger in den Modellprojekten von
2016 auf 2017 um ein Prozent und von 2017 auf 2018 um drei Prozent
gestiegen. Dieser Anstieg entspreche in etwa dem relativen Anstieg der
EGH-Leistungsempfänger im gesamten Bundesgebiet. Auffällig sei, dass
die erste Anhebung der Einkommens- und Vermögensgrenzen zum 1. Januar
2017 mit keinem disproportionalen Anstieg der Anzahl der
Leistungsempfänger einhergehe, heißt es in der Unterrichtung.

 * 

6. Ergebnisse der IPU-Tagung in Belgrad

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Versammlung der Interparlamentarischen Union
(IPU) im Oktober 2019 in Belgrad hat sich unter dem Titel
"Parlamentarische Aufgaben und Mechanismen sowie der Beitrag der
Parlamente zur regionalen Zusammenarbeit" der Stärkung des
Völkerrechts gewidmet. Ebenfalls auf der Tagesordnung stand die Wahl
eines Dringlichkeitstagesordnungspunktes, heißt es in der
Unterrichtung der deutschen Delegation (19/16504). Eine Mehrheit der
Abgeordneten habe für den von Indien eingebrachten Vorschlag zur
Bekämpfung des Klimawandels gestimmt. Im Ständigen Ausschuss für
Demokratie und Menschenrechte hätten außerdem Diskussionen über den
Entschließungsentwurf zur Erreichung einer flächendeckenden
Gesundheitsversorgung bis 2030 sowie dessen Beschlussfassung auf der
Tagesordnung gestanden.

 * 
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BUNDESTAG/9401: Heute im Bundestag Nr. 091 - 22.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 91

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Schlafstörungen weit verbreitet

2. 1,2 Millionen Euro zur Schuldentilgung

3. Deutscher Beitrag zum EU-Haushalt

4. Gefahr von Desinformationskampagnen

5. Zusammenarbeit mit Vertrauensanwälten

6. FDP fragt nach Bürokratiebelastungen



1. Schlafstörungen weit verbreitet

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Schlafstörungen können ernste physische und
psychische Folgen nach sich ziehen. Ein gesunder Schlaf habe in jedem
Lebensalter hohe Bedeutung für den Erhalt der Gesundheit und
kognitiven Leistungsfähigkeit, heißt es in der Antwort (19/16584) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/16108) der FDP-Fraktion.
Chronische Beeinträchtigungen der Schlafqualität in Kombination mit
kurzer Schlafdauer stünden ursächlich im Zusammenhang mit
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Unfällen, erhöhter Sterblichkeit sowie
eingeschränkter subjektiver Gesundheit und kognitiver
Funktionsfähigkeit. Die gesundheitlichen Folgen hängen den Angaben
zufolge sehr von der Art der Schlafstörungen ab, vom Lebensalter und
allgemeinen Gesundheitszustand der betroffenen Person. Zudem könnten
chronische Erkrankungen des Herz-Kreislauf-Systems, psychische
Störungen oder kognitive Beeinträchtigungen sowohl Ursache wie auch
Folge von Schlafstörungen sein. Laut einer Gesundheitsstudie
(2008-2011) des Robert-Koch-Instituts (RKI) hatte rund ein Drittel der
erwachsenen Befragten potenziell klinisch relevante Ein- oder
Durchschlafstörungen. Etwa ein Fünftel berichtete zusätzlich über eine
schlechte Schlafqualität. 2017 wurden den Angaben zufolge rund 115.000
Patienten wegen Schlafstörungen stationär behandelt, darunter etwa
82.000 Männer und rund 33.000 Frauen.

 * 

2. 1,2 Millionen Euro zur Schuldentilgung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Auf das Schuldentilgungskonto des Bundes sind im
vergangenen Jahr 51.518,46 Euro eingezahlt worden. Dies teilt die
Bundesregierung in Ihrer Antwort (19/16300) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion(19/15989) mit. Danach wurden seit Einrichtung des
Schuldentilgungskontos des Bundes im Jahre 2006 insgesamt rund 1,2
Millionen Euro eingezahlt. Es gebe Einzahler, die regelmäßig
freiwillige Geldleistungen zur Schuldentilgung leisten würden, heißt
es in der Antwort weiter. Das Verfahren der Vereinnahmung von
freiwilligen Geldleistungen auf dem Schuldentilgungskonto sei so
ausgestaltet, dass der damit verbundene Verwaltungsaufwand und die
damit verbundenen Kosten minimiert würden, berichtet die Regierung.
"Dementsprechend sind keine Dankesschreiben an Bürgerinnen und Bürger
vorgesehen, die von dieser Möglichkeit Gebrauch machen", schreibt die
Bundesregierung weiter. Eine aktive Bewerbung des
Schuldentilgungskontos erfolge nicht. Dass Einzahlungen auf das
Schuldentilgungskonto nicht wie Spenden steuerbegünstigt werden,
begründet die Bundesregierung damit, dass der Zweck Verringerung von
Staatsschulden sich nicht in den Zweckkatalog der Abgabenordnung
einordnen lasse.

 * 

3. Deutscher Beitrag zum EU-Haushalt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung schätzt den deutschen
Finanzierungsbeitrag für den Mittelfristigen Finanzrahmen der EU
2021-2027 in dem von der finnischen Präsidentschaft vorgeschlagenen
Szenario in Höhe von 1,07 Prozent des EU27-Bruttonationaleinkommens
(BNE) auf durchschnittlich rund 42 Milliarden Euro pro Jahr. Das geht
aus der Antwort (19/16550) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
hervor (19/16177). "In dieser Schätzung sind die in der finnischen
Verhandlungsbox entklammerten Eigenmittel - unabhängig von der
inhaltlichen Positionierung der Bundesregierung zu diesen
Regelungsvorschlägen - berücksichtigt, das heißt die Einführung der
Plastik-Abgabe als neue Eigenmittelart und die Reform des
Mehrwertsteuereigenmittels, wie von der Europäischen Kommission
vorgeschlagen." Des Weiteren sei in dieser Schätzung die Abschaffung
aller Rabatte ab 2021 enthalten. "Die Bundesregierung setzt sich dafür
ein, dass dauerhafte Rabatte, unter anderem für Deutschland,
beibehalten werden."

 * 

4. Gefahr von Desinformationskampagnen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Gefahr von Desinformationskampagnen
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16552).
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, inwieweit nach
Erkenntnissen der Bundesregierung Desinformationskampagnen durch
ausländische Staaten als nachrichtendienstliches Mittel oder
nachrichtendienstliche Methode eingesetzt werden und welche Rolle
technische Mittel - "Einsatz sogenannter Bots, Hacking etc." - dabei
spielen.

 * 

5. Zusammenarbeit mit Vertrauensanwälten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Zusammenarbeit mit Vertrauensanwälten in
Asylverfahren türkischer Staatsangehöriger erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/16551). Die
Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie viele Akten, in
denen Informationen zu Asylverfahren türkischer Staatsbürger in
Deutschland enthalten sind, zu wie vielen Einzelfällen durch die
Festnahme des Vertrauensanwalts Yilmaz S. und durch die Durchsuchung
seiner Wohnung und seiner Kanzleiräume in der Türkei an die türkischen
Behörden gelangt sind.

 * 

6. FDP fragt nach Bürokratiebelastungen

Bundestagsnachrichten/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die mit der Gesetzgebung einhergehende Bürokratie ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/16553) der FDP-Fraktion. Mit Gesetzen
gingen regelmäßig auch Bürokratiebelastungen einher, die für Bürger
und Unternehmen zu einer nicht wertschöpfenden Mehrbelastung führten.
Die Abgeordneten wollen wissen, was die Bundesregierung getan hat, um
die Bürokratiebelastungen systematisch zu reduzieren.

 * 
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BUNDESTAG/9400: Heute im Bundestag Nr. 090 - 22.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 90

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Januar 2020, Redaktionsschluss: 11.10 Uhr

1. Überprüfung der Missionen in Mali

2. Italienische NS-Entschädigungsansprüche

3. Engagement in Afghanistan

4. Keine AIIB-Investitionen in Afghanistan

5. Förderung von Auslandsschulen

6. EU-Seenotrettung im Mittelmeer



1. Überprüfung der Missionen in Mali

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Zur Beteiligung Deutschlands an den Missionen EUTM
Mali, MINUSMA sowie EUCAP Sahel Niger und EUCAP Sahel Mali nimmt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/16164) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/15303) Stellung. Diese hatte unter anderem nach
der Äußerungen von Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer
gefragt, die die Missionen angesichts einer verschlechterten
Sicherheitslage überarbeiten wolle. Ziel der Bundesregierung sei die
Verbesserung der humanitären, strukturellen sowie der Sicherheitslage
im Sahel, um der Destabilisierung durch Ausbreitung terroristischer
und krimineller Strukturen entgegenzuwirken, heißt es in der Antwort.
Die Verantwortung für Sicherheit und Stabilität im Sahel liege in
erster Linie bei den Regierungen der Sahel-G 5-Staaten. "Vor dem
Hintergrund der Verschlechterung der Sicherheitslage vor Ort sind
Änderungen und Anpassungen stets von der Frage geleitet, wie die
Sahel-G 5-Staaten bei dieser Aufgabe noch zielgerichteter und
effektiver unterstützt werden können." Verweisen wird auf einen
derzeit laufenden Überprüfungsprozess bei EUTM Mali in den
EU-Ratsgremien, bei EUCAP-Sahel Niger voraussichtlich ab März und bei
EUCAP-Sahel Mali voraussichtlich ab Mitte des Jahres. Die nächste
Verlängerung des MINUSMA-Mandats stehe im Juni durch den
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen an.

 * 

2. Italienische NS-Entschädigungsansprüche

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Um ein Urteil des Obersten Kassationsgerichts in
Rom, nach dem deutsches Staatsvermögen in Italien grundsätzlich
herangezogen werden kann, um die Forderungen von NS-Opfern gegenüber
Deutschland auf dem Wege der Zwangsvollstreckung zu bedienen, geht es
in der Antwort der Bundesregierung (19/16293) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/15642). Aus Sicht der Bundesregierung
berücksichtige das italienische Kassationsgericht im vorliegenden Fall
nicht das Völkerrecht und ein Urteil des Internationalen Gerichtshofes
vom 3. Februar 2012. "Die Zwangsvollstreckung aus einem
völkerrechtswidrigen Titel stellt eine erneute Völkerrechtsverletzung
dar und ist daher rechtswidrig." Das Verfahren sei gegen die Deutsche
Bahn AG betrieben worden. Das Unternehmen werde sich in dem nun in
Italien beginnenden Zwangsvollstreckungsverfahren mit den
vollstreckungsrechtlichen Rechtsbehelfen verteidigen. Hoheitlich
genutztes Eigentum der Bundesrepublik Deutschland in Italien sei indes
durch das Urteil des Kassationsgerichtshofs vom 8. Juni 2018 vor einer
Zwangsvollstreckung geschützt.

 * 

3. Engagement in Afghanistan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Engagement von afghanischer Regierung,
Zivilgesellschaft und der internationalen Gemeinschaft hat aus Sicht
der Bundesregierung in den vergangenen 17 Jahren wichtige und
greifbare Ergebnisse hervorgebracht: "In Afghanistan gibt es seit 2002
keine relevanten Operationsbasen für weltweit agierende islamistische
Terroristen mehr", schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/16274) auf eine Große Anfrage der AfD-Fraktion (19/10492). Die
Exekutive werde von einem demokratisch legitimierten Parlament
kontrolliert. Die gesellschaftliche Stellung von Frauen habe sich
wesentlich verbessert. Es gebe eine vielfältige Medienlandschaft und
weitgehend freie politische Debatten. "Bildungsmöglichkeiten wurden
durch neue Schulen, Universitäten und die Ausbildung von Lehrern
verbessert. Die Gesundheitsversorgung und Lebenserwartung sind auf
einem deutlich höheren Niveau als je zuvor in der afghanischen
Geschichte." Lebenswichtige Transport- und Versorgungsinfrastruktur
seien gebaut und wiederhergestellt worden. Dazu habe auch das deutsche
Engagement wesentlich beigetragen. Gleichwohl sind in allen Bereichen
weitere Anstrengungen nötig, schreibt die Bundesregierung. "Der in
Jahrzehnten bewaffneter Konflikte entstandene Rückstand bei der
sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung besteht fort. Korruption und
Menschenrechtsverletzungen bleiben ernsthafte Probleme." Gerade die
letzten Jahre hätten gezeigt, wie brüchig auch bereits erzielte
Ergebnisse noch seien. "Auch ist der Zeitraum seit 2001 nicht als
Geschichte eines ungebrochenen Fortschritts zu begreifen, sondern
umfasst Rückschläge sowie Phasen der Stagnation, in denen
internationale Unterstützung wenigstens eine weitere Verschlechterung
verhindert hat."

 * 

4. Keine AIIB-Investitionen in Afghanistan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Afghanistan ist seit 2017 Mitglied der "Asian
Infrastructure Investment Bank" (AIIB). Nach Kenntnis der
Bundesregierung gibt es allerdings bislang keine Investitionsprojekte
der AIIB in Afghanistan. Das geht aus der Antwort (19/16389) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/16225) hervor.

 * 

5. Förderung von Auslandsschulen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um Auslandsschulen als Instrument des
internationalen Austauschs geht es in einer Kleinen Anfrage (19/16421)
der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich unter anderem nach
Fördervoraussetzungen und Vorgaben für Lehrpläne für Deutsche
Auslandsschulen sowie nach Schulkosten und Stipendien.

 * 

6. EU-Seenotrettung im Mittelmeer

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Möglichkeiten für eine
EU-Seenotrettungsmission im Mittelmeer erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16344). Die Abgeordneten wollen
unter anderem wissen, inwiefern der Einsatz von Schiffen und
Flugzeugen zur Seenotrettung im Rahmen der "Integrierten EU-Regelung
für die politische Reaktion auf Krisen" (IPCR) erfolgen könnte und
inwiefern das Zentrum für die Koordination von Notfallmaßnahmen (ERCC)
für eine EU-Seenotrettungsmission genutzt werden könnte.

 * 
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BUNDESTAG/9399: Heute im Bundestag Nr. 089 - 22.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 89

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Januar 2020, Redaktionsschluss: 10.10 Uhr

1. Änderung des Verpackungsgesetzes

2. Expertenvorschläge zur KI

3. Strategie zu Künstlicher Intelligenz

4. Endverbleib von Rüstungsgütern

5. Förderprogramm für Heizsysteme

6. Kontakte zur Rüstungsindustrie



1. Änderung des Verpackungsgesetzes

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/LBR) Um die Reduktion von leichten Kunststofftragetaschen
aufgrund der "Vereinbarung zur Verringerung des Verbrauchs von
Kunststofftragetaschen" des Bundesumweltministeriums (BMU) mit dem
Handelsverband Deutschland vom April 2016 geht es in dem Entwurf eines
Ersten Gesetzes zur Änderung des Verpackungsgesetzes (19/16503). Ziel
des Gesetzes sei es, die positive Entwicklung bei der Reduktion von
leichten Kunststofftragetaschen mit einer Wandstärke von 15 bis 50
Mikrometern durch das gesetzliche Verbot des Inverkehrbringens
fortzuführen und eine weitere erhebliche Reduzierung zu erreichen.
Ausgenommen von diesem Verbot seien bestimmte sehr leichte
Kunststofftragetaschen. Derzeit werden in Deutschland pro Jahr und
Kopf circa 20 Kunststofftragetaschen der entsprechenden Wandstärke
verbraucht. Dies stelle in der Regel "eine ineffiziente
Ressourcennutzung dar", da diese Taschen seltener wiederverwendet
werden als Kunststofftragetaschen aus stärkerem Material, heißt es in
dem Entwurf weiter. Darüber hinaus führe das unsachgemäße Wegwerfen
der Taschen zu Umweltbelastungen in der Landschaft und den Gewässern.
Das Verbot reflektiere auch die auf den Umwelt- und Ressourcenschutz
bezogene Abfallhierarchie gemäß des Kreislaufwirtschaftsgesetzes,
wonach die Vermeidung Vorrang vor sonstigen Maßnahmen der
Abfallbewirtschaftung hat. Auswirkungen auf die Einzelpreise und auf
das Verbraucherpreisniveau seien durch das Gesetz nicht zu erwarten,
schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Expertenvorschläge zur KI

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung begrüßt die Empfehlungen der
Expertengruppe der "High-Level Expert Group" (HLEG) zur Strategie der
Künstlichen Intelligenz (KI) als wichtigen Debattenbeitrag. Das geht
aus der Antwort (19/16460) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
hervor (19/15911). Die im Juni 2018 von der Europäischen Kommission
eingesetzte Expertengruppe habe im April 2019 ihre Ethikleitlinien
vorgelegt und darauf aufbauend im Juni 2019 33 Empfehlungen für
politische Maßnahmen und Investitionen. Die Empfehlungen beschäftigten
sich vor allem mit der Verbesserung individueller und
gesellschaftlicher Befähigung von KI sowie der verantwortungsvollen
Entwicklung einer nützlichen KI, sowohl im Privatsektor wie auch im
öffentlichen Sektor in Europa und gäben Anregungen zum Aufbau einer
KI-Forschungsbasis in der EU. Bei der für das Jahr 2020 geplanten
Fortschreibung der nationalen KI-Strategie werde die Bundesregierung
die neuesten Entwicklungen und Chancen prüfen und die Strategie
entsprechend weiterentwickeln. Dazu gehörten auch die Empfehlungen der
"High-Level Expert Group".

 * 

3. Strategie zu Künstlicher Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Strategie Künstliche Intelligenz (KI) der
Bundesregierung wird voraussichtlich im Jahr 2020 weiterentwickelt und
dabei neuesten Entwicklungen und Anforderungen angepasst. Darauf
verweist die Bundesregierung in der Antwort (19/16461) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15846). Die Weiterentwicklung solle auf
Grundlage des Zwischenberichts zum ersten Jahrestag der KI-Strategie
vom 15. November 2019 geschehen. Zur Verwendung der Mittel für die
Verstärkung von Maßnahmen zur Förderung von Künstlicher Intelligenz
hätten sich die Ressorts auf ein Gesamtkonzept verständigt, das ebenso
wie Zwischenbericht unter www.ki-strategiedeutschland.de einsehbar
sei. Grundsätzlich betont die Bundesregierung erneut, dass der Bund
bis einschließlich 2025 insgesamt etwa drei Milliarden Euro für die
Umsetzung der KI-Strategie zur Verfügung stellen will. Die
Hebelwirkung dieses Engagements auf Wirtschaft, Wissenschaft und
Länder sollen mindestens zur Verdoppelung dieser Mittel führen.

 * 

4. Endverbleib von Rüstungsgütern

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Über den konkreten Inhalt der
Endverbleibserklärungen von Ausfuhrgenehmigungen nach Saudi-Arabien
gibt die Bundesregierung keine weiteren Auskünfte. Sie beruft sich auf
die exekutive Eigenverantwortung und ein Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 21. Oktober 2014. In der Antwort
(19/15407) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/14922) geht es unter anderem um den Verbleib von Rüstungsgütern in
den am Jemenkrieg beteiligten Ländern. Daneben macht die
Bundesregierung Angaben zu Laufzeiten für Sammelausfuhrgenehmigungen
von Flugzeugteilen.

 * 

5. Förderprogramm für Heizsysteme

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 sollen
CO2-arme Heizungssysteme stärker gefördert werden. Dazu sollen zeitnah
neue Förderrichtlinien festgelegt werden, schreibt die Bundesregierung
in der Antwort (19/16415) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/15677). Bis dahin blieben die alten Regelungen bestehen, eine
rückwirkende Prämie solle nicht gewährt werden. Die im Entwurf des
Gebäudeenergiegesetzes vorgesehenen obligatorischen Beratungen von
Ein- und Zweifamilienhausbesitzern sollen von Energieberatern der
Verbraucherzentrale durchgeführt werden.

 * 

6. Kontakte zur Rüstungsindustrie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung informiert über die Kontakte der
Ministerien zu Rüstungsunternehmen. In der Antwort (19/16291) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/14743) sind Gespräche der
Bundeskanzlerin, der Bundesminister und Staatssekretäre mit Vertretern
von Unternehmen der Verteidigungsindustrie aufgeführt. Außerdem werden
Industrieveranstaltungen aufgelistet, für die die Bundeswehr Material
bereitgestellt hat.

 * 
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EUROPA/1656: Grossen Wurf für die Zukunft Europas wagen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 22. Januar 2020

LAMBSDORFF: Grossen Wurf für die Zukunft Europas wagen 



Zur Konferenz zur Zukunft Europas erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Zehn Jahre nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon ist der
richtige Zeitpunkt, um über die Zukunft Europas im 21. Jahrhundert zu
diskutieren. Angesichts der Größe der Herausforderungen müssen die
Bürger Europas daran intensiv beteiligt werden. Klar ist: Um nach
innen den Zusammenhalt zu stärken und nach außen den USA und China
auf Augenhöhe begegnen zu können, muss die EU handlungsfähiger
werden. In dieser Frage darf es keine Tabus und keine Denkverbote
geben. Die FDP-Fraktion setzt sich dafür ein, dass die EU eine
richtige Verfassung bekommt, einen echten europäischen Außenminister
und ein gemeinsames Wahlrecht. Mut ist nötig, damit Europa
vorankommt. Die Konferenz darf sich daher nicht im Detail verlieren,
sondern muss einen großen Wurf für die Zukunft Europas wagen."

 * 
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INNEN/4827: Union und SPD haben Einwanderungsgesetzbuch aus einem Guss versäumt


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 22. Januar 2020

THOMAE: Union und SPD haben Einwanderungsgesetzbuch aus einem Guss
versäumt



Zum Kabinettsbeschluss des Nationalen Aktionsplans Integration
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Endlich verabschiedet sich die Bundesregierung von der alten
Lebenslüge, dass Deutschland kein Einwanderungsland sei. Umso
bedauerlicher ist, dass es Union und SPD versäumt haben, ein
Einwanderungsgesetzbuch aus einem Guss vorzulegen, welches alle
Aspekte von Asyl über Fachkräfteeinwanderung bis zu Integration
umfasst. Der Plan, Integration bereits in den Herkunftsländern
beginnen zu lassen, ist nicht mehr als ein Lippenbekenntnis. Zudem
dürfen diejenigen nicht vergessen werden, die bereits in unserem Land
sind. Während Kriminelle und Gefährder Mittel und Wege finden, um
hier zu bleiben, werden teilweise gut integrierte Menschen
abgeschoben. Diese absurde Praxis muss umgekehrt und die Integration
in den Arbeitsmarkt verbessert werden. Dazu sollten Flüchtlinge mit
geeigneten Qualifikationen durch einen sogenannten Spurwechsel eine
echte Bleibeperspektive erhalten. Wir brauchen endlich ein ordnendes
Einwanderungsgesetz mit Punktesystem und Spurwechsel."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1161: Wissenschaftsausschuss stellt Digitalisierung in den Fokus seiner Beratungen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 03/2020

In der Sitzung am 22. Januar 2020:

Wissenschaftsausschuss stellt Digitalisierung in den Fokus seiner
Beratungen



Stuttgart. Das Thema Digitalisierung hat den Ausschuss für
Wissenschaft, Forschung und Kunst in seiner Sitzung am Mittwoch, 22.
Januar 2020, beschäftigt. Der Beauftragte der Landesregierung für
Informationstechnologie, Ministerialdirektor Stefan Krebs, informierte
über die Digitalisierungsstrategie des Landes, Ministerialdirektor
Ulrich Steinbach über die Digitalisierung an den Hochschulen. Außerdem
wurde der Antrag von FDP/DVP zur Digitalisierung an den Hochschulen in
Baden-Württemberg beraten. Das hat der Vorsitzende des Gremiums,
Andreas Deuschle (CDU), mitgeteilt. "Digitalisierung ist ein wichtiges
Thema und gerade auch der Wissenschaftsausschuss hat sehr großes
Interesse daran zu erfahren, wo wir stehen", so Deuschle.

Wie Stefan Krebs erläuterte, habe die Digitalisierungsstrategie der
Landesregierung, DIGITAL@BW, bis 2021 ein Fördervolumen von 1,5
Milliarden Euro und verfolge sechs Schwerpunkte: 1. Die Zukunft von
Kommunen und Verwaltung ist digital, 2. Digitale
Gesundheitsanwendungen, 3. Intelligente Mobilität der Zukunft, 4.
Bildung und Weiterbildung in Zeiten der Digitalisierung (lernen@bw),
5. Digitale Start-Ups sowie 6. Initiative Wirtschaft 4.0.
Spotlight-Maßnahmen des Landes seien etwa die
E-Government-Vereinbarung von Land und Kommunen und die
ressortübergreifende Homepage www.digital-bw.de als Schaufenster zur
Digitalisierung in Baden-Württemberg. Außerdem das digitale Rathaus
mit dem Förderprogramm Digitale Zukunftskommune@bw und Future
Communities 4.0., die Verbesserung der Rahmenbedingungen etwa bei der
Ausweitung des Studienangebots von Verwaltungsinformatikern sowie Doc
direct, der telemedizinische Zugang zu ärztlicher Versorgung in
Baden-Württemberg. Weitere Maßnahmen des Landes sind die intelligente
Mobilität der Zukunft und die digitale Infrastruktur. So sollen 2020
und 2021 649 Millionen Euro in die Breitbandförderung fließen. Bei all
dem werde der Cybersicherheit der höchste Stellenwert eingeräumt.

Digitalisierung eröffne große Potenziale an den Hochschulen in den
Bereichen Forschung, Lehre und Administration habe anschließend Ulrich
Steinbach erläutert, so Andreas Deuschle. Insgesamt seien in elf
Projekten über 30 Maßnahmen mit einem Gesamtvolumen von 64 Millionen
Euro an den Start gebracht worden. Als Beispiel aus der Forschung habe
Steinbach das Cyber Valley Baden-Württemberg genannt, als europaweit
einmaliges Forschungszentrum für intelligente Systeme und künstliche
Intelligenz. Es werde das Ziel verfolgt, Baden-Württemberg zum Zentrum
für wissenschaftliche Exzellenz für die weltweit besten Köpfe von
morgen auf diesen Gebieten zu machen. Aus dem Bereich der Lehre habe
Steinbach das Projekt "Teaching4Future with virtual elements
digital@bw" vorgestellt. Gefördert würde unter anderem das Vorhaben
virtuelle Kollaborationslabore. Steinbach habe aus dem Bereich der
Administration die Campus-Management-Systeme erläutert. Sein Fazit
lautete: Die digitale Öffnung der Hochschulen sei in vollem Gange. Sie
sei ein Erfolgsfaktor für die Position der Hochschulen in
Baden-Württemberg. Durch eine dauerhafte finanzielle Förderung werde
die digitale Öffnung langfristig und koordiniert auf breiter Ebene
vorangebracht.

Vor der Ausschusssitzung haben sich Mitglieder von Wissenschafts- und
Wirtschaftsausschuss mit dem Fachverband micro TEC Südwest e.V. zu
einem Informationsgespräch über die Bedeutung der Mikrosystemtechnik
für die Digitalisierung in Baden-Württemberg getroffen. Der
Fachverband, der 2005 gegründet worden ist, wurde 2009 als
Spitzencluster der Bundesregierung ausgezeichnet. Er vertritt mehr als
100 Unternehmen, Hochschulen, Universitäten und
Forschungseinrichtungen, die als Technologie- und Innovationsträger
wesentlich zum Erfolg des Standorts Baden-Württemberg beitragen.
"Unter anderem haben wir erörtert, welche Rolle die Mikrosystemtechnik
bei der Digitalisierung des Landes spielt", so Andreas Deuschle. "Wir
haben gesehen, dass sehr gute Innovation aus Baden-Württemberg
kommen."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1160: Ende der Schriftformpflicht in 112 Rechtsvorschriften (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 02/2020

Innenausschuss stimmt für Ende der Schriftformpflicht in 112
Rechtsvorschriften 

Erleichterung für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen sowie Behörden



Stuttgart. Das Land Baden-Württemberg schreitet mit dem Abbau
bürokratischer Hürden weiter voran und baut zugleich die
Digitalisierung in der Verwaltung weiter aus. Der Innenausschuss des
Landtags stimmte in seiner Sitzung am Mittwoch, 22. Januar 2020,
einstimmig für den Gesetzentwurf zum Abbau verzichtbarer
Formerfordernisse. "Das Gesetz sieht vor, dass in 112
landesrechtlichen Regelungen die Pflicht zur Schriftform ersatzlos
gestrichen wird oder neben der Papierform auch die elektronische
Alternativen möglich sind", sagte der Vorsitzende des Gremiums Karl
Klein (CDU). "Damit werden für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen
sowie Behörden nicht nur Verwaltungsverfahren erleichtert, sondern es
werden zugleich Kosten und Arbeitsaufwand reduziert."

Der Gesetzgeber hatte die Landesregierung damit beauftragt, dem
Landtag unter anderem zu berichten, in welchen Anordnungen des Landes
auf die Schriftform verzichtet werden kann. Daraufhin seien 1.405
Normen mit Schriftformerfordernis überprüft worden. Die Überprüfung
habe ergeben, dass in 449 Fällen schriftliche Ausfertigungen mit
händischer Unterschrift nicht notwendig seien. Bei 420 weiteren
Regelungen könnten nach Auffassung der Landesregierung neben der
schriftlichen Form auch elektronische Alternativen zugelassen werden.
Der Gesetzentwurf sei der erste Schritt, weitere Änderungen wolle die
Landesregierung in mehreren Schritten umsetzen, so der
Ausschussvorsitzende.

Mit dem Gesetz solle die bisherige Pflicht zur Schriftform in 17
Rechtsvorschriften des Landes ersatzlos gestrichen werden. Dadurch sei
die Einhaltung einer bestimmten Form nicht mehr erforderlich.
Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen und Behörden könnten Verfahren
künftig mündlich, telefonisch, schriftlich oder elektronisch
abwickeln. Bei 89 weiteren Rechtsvorschriften solle künftig neben der
Briefform auch die digitale Kommunikation möglich sein. Die
Verfahrensabwicklung müsse jedoch schriftlich oder elektronisch
erfolgen, eine mündliche oder telefonische Form sei ausgeschlossen.
"Die Regelung schriftlich oder elektronisch ist technikoffen. Sie
schließt sowohl die derzeit bekannten und praktikablen elektronischen
Verfahren als auch künftige, derzeit noch unbekannte Verfahren mit
ein", sagte Karl Klein.

Mit dem Gesetz sollen nach Angaben des Vorsitzenden insgesamt 112
Rechtsvorschriften in 56 Gesetzen und Rechtsverordnungen geändert
werden. Dies betrifft unter anderem Artikel im Landeseisenbahngesetz,
im Bestattungsgesetz, im Landesmediengesetz, im
Landesglücksspielgesetz, in der allgemeinen Bergpolizeiverordnung, im
Straßengesetz, im Bildungszeitgesetz und in der
Akkordeonlehrkräfteverordnung.

Die Zweite Beratung des Gesetzentwurfs ist in der Plenarsitzung am 5.
Februar 2020 vorgesehen.
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RHEINLAND-PFALZ/5340: Zur Abschaffung der Straßenausbaubeiträge gibt es keine Alternative (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
22.01.2020

Straßenausbaubeiträge / Pressekonferenz Regierungsfraktionen

Christian Baldauf / Gordon Schnieder: Neuregelung der Koalition
verschärft Probleme statt zu entlasten - zur Abschaffung der
Straßenausbaubeiträge gibt es keine Alternative



Christian Baldauf, Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion, und Gordon
Schnieder, innenpolitischer Sprecher der Fraktion, erneuern ihre
Forderung nach einer vollständigen Abschaffung der
Straßenausbaubeiträge. Die heute von den Ampelfraktionen angekündigte
Umstellung auf Wiederkehrende Beiträge sei eine Verschlechterung für
die Bürgerinnen und Bürger - die Beitragsbelastung besteht unverändert
fort, es entstehen neue Probleme. Für die Koalition gilt:
Koalitionsfrieden vor Bürgerinteresse.

Christian Baldauf: "Wir haben durch unseren Gesetzentwurf zur
vollständigen Abschaffung der Straßenausbaubeiträge erreicht, dass die
Landesregierung heute gezuckt hat - leider in die völlig falsche
Richtung. Straßenausbaubeiträge bleiben unsozial und ungerecht. Unsere
Haltung bleibt unverrückbar: Wir wollen die Beiträge abschaffen und
die Bürgerinnern und Bürger damit entlasten. Denn Straßen werden von
allen genutzt. Deshalb ist ihre Erhaltung und Erneuerung ein Teil der
Daseinsvorsorge und somit eine Gemeinschaftsaufgabe. Was für
Gemeindehäuser, Kindertagesstätten und Schulen gilt, gilt auch für
Straßen. Es handelt sich um unverzichtbare Teile der Infrastruktur,
deren Finanzierung gerade in Anbetracht der hohen Steuereinnahmen
Aufgabe der Allgemeinheit aus allgemeinen Steuermitteln ist."

Gordon Schnieder: "Wir kämpfen seit eineinhalb Jahren für die
Abschaffung der Straßenausbeiträge und damit für eine deutliche
Entlastung der Bürgerinnen und Bürger in Rheinland-Pfalz. Der heutige
Vorschlag der Ampelregierung soll den Eindruck erwecken, man löse das
Problem der ungerechten Beitragsbelastung. Das Gegenteil ist der Fall,
es entstehen neue Probleme: Die Belastung wird auf alle Anlieger
verteilt, jedoch keinen Cent geringer. Künftig zahlt ein jeder, egal
ob er davon profitiert oder nicht. Das System wird intransparenter.
Zusätzlich schafft die Ampelregierung Rechtsunsicherheit im ganzen
Land. Die Festlegung von Abrechnungsbereichen führt heute schon zu
Rechtsstreitigkeiten und falschen Bescheiden. Das Problem wird jetzt
potenziert. Ausbaden müssen dies alleine die Kommunen und die
Anlieger. Die bisherige Wahlfreiheit vor Ort wird genommen, die
Handlungsfreiheit eingeschränkt."

Enttäuschend, so Baldauf und Schnieder, sei auch das Verhalten der
FDP-Landtagsfraktion. Denn nicht nur an der Basis der SPD gebe es eine
starke Bewegung für eine Abschaffung: "Die FDP setzt ihre eigenen
Parteitagsbeschlüsse nicht um. Ein Landesparteitag hat die Streichung
beschlossen. Aber die FDP-Landtagsfraktion knickt vor Rot-Grün ein.
Das ist bedauerlich und schadet der Glaubwürdigkeit."
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RHEINLAND-PFALZ/5339: TÜV-Gutachten zum tödlichen Unfall im Sondermüll-Zwischenlager Heßheim (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
21.01.2020

SPD-Fraktion fordert größtmögliche Transparenz bei Aufarbeitung

TÜV-Gutachten zum tödlichen Unfall in Heßheim wurde im Ausschuss
vorgestellt



Zur heutigen Diskussion im Umweltausschuss des Landtags über das
TÜV-Gutachten zum tödlichen Chemie-Unfall im Sondermüll-Zwischenlager
der Süd-Müll GmbH & Co. KG erklärt der umweltpolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion, Andreas Rahm:

"Der Störfall im Zwischenlager der Süd-Müll in Heßheim, bei dem im
August 2018 zwei Menschen ums Leben kamen, war ein tragisches Unglück.
Das, was der Umweltausschuss an Aufklärungsarbeit leisten kann, tut
er. Die Frage nach möglichen Konsequenzen wird uns weiterhin im
Ausschuss beschäftigen."

Rahm sagt weiter: "Alle Maßnahmen, die verhindern können, dass sich
ein solch schreckliches Ereignis wiederholt, müssen selbstverständlich
getroffen werden. Wir begrüßen es daher vollumfänglich, dass die SGD
SÜD als zuständige Behörde eine engmaschige Überwachung und Kontrolle
auf dem Gelände durchführt, um die Einhaltung der Vorgaben zu
gewährleisten. Bei der Aufklärung des Störfalls ist größtmögliche
Transparenz geboten. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
Menschen vor Ort und die Einsatzkräfte, wie etwa die Feuerwehr, müssen
über mögliche Gefahren informiert sein."

Der örtliche SPD-Landtagsabgeordnete Martin Haller ergänzt: "Das nun
vorliegende Gutachten der SGS-TÜV GmbH ist ein wichtiger Bestandteil
der Aufklärung des Störfalls. Als weiterer Baustein zur Klärung der
Verantwortlichkeiten fehlt allerdings noch das Ergebnis der
staatsanwaltlichen Ermittlungen. Ich hoffe, dass bald ein Ergebnis
vorliegt, welche Aussagen zu Verantwortlichkeiten für den Tod von zwei
Menschen trifft."
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LATEINAMERIKA/1946: CELAC 2020 - Neuer Integrationskurs in turbulenten Zeiten (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

CELAC 2020: Neuer Integrationskurs in turbulenten Zeiten

Von Javier Tolcachier, Mexiko, 21. Januar 2020



Mit einem Treffen der Außenminister*innen und deren Vertretungen von
29 Ländern Lateinamerikas und der Karibik gab Mexiko am 8. Januar den
Startschuss für die Wiederbelebung der Gemeinschaft der Staaten
Lateinamerikas und der Karibik (CELAC). Der Eröffnungstag wurde mit
der Teilnahme von Präsident Andrés Manuel Lopez Obrador abgerundet,
der im Laufe des Jahres 2020 formell den Vorsitz pro tempore der
Organisation übernehmen wird.

An der Eröffnungssitzung, die hinter verschlossenen Türen im
Iberoamerikanischen Saal des mexikanischen Bildungsministeriums
stattfand, nahmen vier Nationen nicht teil: Brasilien, das
De-facto-Regime von Bolivien - das laut dem mexikanischen
Außenminister Marcelo Ebrard eingeladen war - und zwei weitere Länder,
die aufgrund von witterungsbedingten Schwierigkeiten nicht anreisen
konnten.

Laut Ebrard war es in der anschließenden Pressekonferenz "ein
herzliches und respektvolles Treffen", das sich nicht auf die
politischen Themen konzentrierte, "die bereits in anderen Foren und
Instanzen diskutiert werden", sondern auf konkrete Aspekte, in denen
Übereinstimmung und gemeinsames Interesse besteht. Die Tatsache, dass
wir nach längerer Zeit ohne gemeinsame Treffen zusammenkommen und
einander zuhören konnten, sei an sich schon ein Erfolg, sagte er.


Jahre, die wie Jahrhunderte erscheinen

Auf ihrem zweiten Gipfel in Havanna vor fünf Jahren hatte die CELAC
Lateinamerika und die Karibik zur Zone des Friedens erklärt.

In der Präambel dieser bahnbrechenden Proklamation [1] wurde folgender
Zweck dieser Integration bekräftigt: Sie sollte ein Mittel zur
Schaffung einer gerechten internationalen Ordnung sein, die eine
Kultur des Friedens fördert, und die die Anwendungen von Gewalt und
nicht-legitimen Verteidigungsmitteln, einschließlich
Massenvernichtungswaffen und insbesondere Atomwaffen, ausschließt.

Damals vereinbarten die Nationen Grundsätze wie die "Verpflichtung,
sich weder direkt noch indirekt in die inneren Angelegenheiten eines
anderen Staates einzumischen und die Grundsätze der nationalen
Souveränität, der Gleichberechtigung und der Selbstbestimmung der
Völker zu beachten". Außerdem befürworteten sie die Achtung des
"unveräußerlichen Rechts eines jeden Staates, sein politisches,
wirtschaftliches, soziales und kulturelles System selbst bestimmen zu
können, als wesentliche Voraussetzung für die Gewährleistung des
friedlichen Zusammenlebens der Nationen".

Nur fünf Jahre nach diesem Kongress wird jedoch deutlich, dass die
hohen Maßstäbe dieser Grundsatzerklärung von den Regimes der
kontinentalen Rechten verraten wurden. Dies zeigt sich vor allem in
den gemeinsamen Regierungsdeklarationen der "Lima-Gruppe" (Bündnis von
14 amerikanischen Staaten, gegründet aufgrund der Krise in Venezuela)
und der OAS ("Organisation Amerikanischer Staaten").

Schlimmer noch ist die eklatante Verletzung nicht nur dieser
CELAC-Erklärung, sondern aller geltenden Grundsätze des Völkerrechts,
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, der Charta der Vereinten
Nationen selbst und einiger anderer Instrumente, die durch den
Staatsstreich in Bolivien ausgelöst und durch die OAS selbst
unterstützt und gebilligt wurde.

Ebenfalls schlimm ist die Art, wie Washington das Drehbuch für die
Machenschaften eigens ernannter Handlanger schreibt, die dann von
Komplizenregierungen ratifiziert werden und von internationalen Medien
ohne journalistische Integrität und Ethik anerkannt werden.

Die Neugestaltung der engen politischen Beziehungen all dieser
Regierungen mit der US-Administration spricht Bände über die
planerische, logistische und finanzielle Unterstützung des regionalen
rechten Denkens durch die USA.

Laut einem kürzlich erschienenen Dokument des Kommunikationsforums für
die Integration Unseres Amerikas ("Foro de Comunicación para la
Integración de NuestrAmérica", kurz FCINA) sind diese Aktionen Teil
eines mehrdimensionalen Krieges gegen die demokratischen
Emanzipationsprojekte: Um seine einst unumstrittene Vormachtstellung
nicht zu verlieren, führt der Norden einen unerbittlichen Kampf und
hat einen wütenden Angriff gegen regionale Integrationsmechanismen
gestartet, wie die "Union Südamerikanischer Nationen" (UNASUR), die
"Bolivarianische Allianz für die Völker unseres Amerikas -
Handelsvertrag der Völker" (ALBA-TCP), das Abkommen "PetroCaribe" für
Erdöllieferungen zum Vorzugspreis von Venezuela an einige
Karibikstaaten und die CELAC.

Vor dem Hintergrund dieses Bruchs von intraregionalen Beziehungen, der
Rekolonialisierung und der Auferlegung von wirtschaftlichen und
sozialen Programmen, die sich am Kapital orientieren, ist eine Welle
des Aufstands in Bewegung geraten. Eine Welle, die in Mexiko und
Argentinien zwei neue Regierungen mit nationalem und volksnahem
Charakter auf die institutionelle Bühne geworfen hat und deren Flut
weiterhin für Überraschungen im heutigen Kräfteverhältnis sorgen wird.
Denn viele politische Kräfte stehen dem effektiven Fortschritt der
Völker entgegen.

In dieser Situation übernimmt Mexiko unter der Führung von Andrés
Manuel López Obrador die Präsidentschaft pro tempore der CELAC.


Der mexikanische Vorschlag für CELAC 2020

Wie bereits im November von Außenminister Ebrard angekündigt, schlägt
Mexiko für diesen Zeitraum vor, "an der Stärkung und
Institutionalisierung der Gemeinschaft zu arbeiten und neue Kraft in
der Einheit zu erreichen". Der Aufruf, "konkrete Ergebnisse zu
erzielen, die unserer Gemeinschaft auf praktische und wirksame Weise
zugutekommen, indem die regionale Integration in Lateinamerika und der
Karibik mit präzisen Schritten gefördert wird", lässt bereits einen
pragmatischen Ansatz erahnen. Dieser zielt darauf ab, politisch und
ideologisch entfernte Länder zu gewinnen und sie einander anzunähern.

Das auf der laufenden Ministerkonferenz festgelegte Aktionsprogramm
enthält 14 Ziele, die während der 12-monatigen mexikanischen
Präsidentschaft erreicht werden sollen. Sie alle beziehen sich auf
multilaterale Synergiemöglichkeiten in verschiedenen Bereichen, unter
anderem der Zusammenarbeit in der Luft- und Raumfahrt, der Schaffung
eines Innovationsnetzwerks und eines wissenschaftlichen Netzwerks
sowie eine gemeinsame Agenda der Universitäten zur Erleichterung der
akademischen Mobilität und des akademischen Austauschs.

Darüber hinaus ist ein Aktionsprogramm im Bereich des
Katastrophenrisikomanagements und die Organisation von Sammelkäufen -
zum Beispiel von Medikamenten - vorgesehen, um bessere Bedingungen zu
erhalten. Unter den zu vereinbarenden Punkten sind außerdem die
Entwicklung einer Antikorruptionsmethode, die Abhaltung eines
CELAC-China-Forums für die zweite Jahreshälfte sowie die Durchführung
einer Plenarsitzung im Rahmen der jährlichen Tagungseröffnung der
Vereinten Nationen im September.

Gleichzeitig soll eine neue Etappe in der Institutionalität der CELAC
eingeleitet werden. Dafür wird ein Rotationsverfahren für die
Pro-Tempore-Präsidentschaft festgelegt und der Austausch mit der
"Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik" (CEPAL)
verstärkt, um die Beteiligung der verschiedenen sozialen Schichten zu
erleichtern. Dazu wird eine virtuelle Plattform geschaffen, die eine
ständige Beobachtung und Erfassung der Fortschritte bei Vereinbarungen
online ermöglicht.

Im Rahmen der verschiedenen Initiativen wird vorgeschlagen, einen
CELAC-Preis gegen Ungleichheit und Armut zu schaffen, die nachhaltige
Nutzung der Meeresressourcen zu fördern und eine Tourismusdiplomatie
voranzutreiben, um Veranstaltungen zur Förderung des regionalen Images
durchzuführen.

Einer der wichtigsten Punkte des Vorschlags - der am ehesten dem
Gründungscharakter der Gemeinschaft entspricht, die 33
lateinamerikanische und karibische Nationen ohne Beteiligung der
Vereinigten Staaten und Kanadas umfasst - ist die regionalpolitische
Einigung und das geschlossene Auftreten in multilateralen Foren.

Felipe Solá, der neue argentinische Außenminister und neben Mexiko ein
weiterer wichtiger Akteur bei der Neubelebung der CELAC, erklärte
derweil in seinen sozialen Netzwerken: "Lateinamerika und die Karibik
müssen ihre regionalen Organisationen als Mechanismen der
wirtschaftlichen Integration und der politischen Vermittlung bei
Konflikten zurückgewinnen". Er signalisierte damit den Neuauftritt
seines Landes auf der Integrationsbühne nach dem großen Rückschritt,
den die Regierung von Mauricio Macri verursacht hatte.

Ein weiteres Thema war die wirtschaftliche und soziale Stagnation in
der Region. Insofern war die Anwesenheit der Exekutivsekretärin der
"Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik", Alicia
Bárcena, von Bedeutung. Sie wies unter anderem darauf hin, dass die
Ungleichheit in Lateinamerika und der Karibik in den letzten zwei
Jahrzehnten keineswegs abgenommen, sondern zugenommen hat.

In den bilateralen Gesprächen wurde die Frage einer möglichen Ablösung
an der Spitze des Generalsekretariats der "Organisation Amerikanischer
Staaten" erörtert. Eine Frage, die zwar nicht für die Zwecke der CELAC
direkt relevant, jedoch für die Länder der Region von Bedeutung ist.
Viele von ihnen, möglicherweise die notwendige Mehrheit, werden den
Versuch unterstützen, eine weitere katastrophale Verwaltung an der
Spitze dieser Organisation, wie die von Luis Almagro, zu vermeiden.

Solange die OAS weiterhin zu mehr als 60% von den Vereinigten Staaten
finanziert wird und ihr Hauptquartier nur wenige Schritte vom Weißen
Haus entfernt ist, bleibt ihr kolonialer Charakter in jedem Fall
unverändert.

Angesichts der turbulenten Weltlage und ihrer Auswirkungen auf die
Region ist zu hoffen, dass die Außenminister der CELAC die 2014 in
Havanna erklärte Entscheidung zum Friedenserhalt in Lateinamerika und
der Karibik vorbehaltlos unterstützen werden. So unterstrich es auch
der kubanische Außenminister Bruno Rodríguez Parrilla in seiner Rede.


Der strategische Zweck der CELAC und der regionalen
Integration

Abgesehen von der Dynamik, die die Organisation durch ein relativ
ideologiefreies, kurzfristiges und auf praktische Erfolge
ausgerichtetes Programm gewonnen hat, ist es legitim, über den
strategischen Zweck der CELAC und im weiteren Sinne über die regionale
Integration nachzudenken.

In diesem Zusammenhang ist es unvermeidlich zu fragen, was die Völker
Lateinamerikas und der Karibik verbindet.

Die geographische Nähe ist trotz der Erleichterung des
Handelsaustausches und der fortschreitenden Beseitigung der Grenzen
nicht der einzige und auch nicht der entscheidende Faktor, der die
Nationen der Region verbindet.

Die Sprache ist es auch nicht, denn neben Spanisch, Englisch,
Portugiesisch, Kreol und Niederländisch werden in der Region mehr als
420 native Sprachen gesprochen.

Wird die Kultur als ein Faktor des Zusammenhalts betrachtet, so gibt
es zwar Gemeinsamkeiten, doch Lateinamerika und die Karibik sind ein
zutiefst multikultureller Raum, in dem die Einflüsse der einheimischen
Völker, der afrikanischen Wurzeln und der europäischen, nahöstlichen
und asiatischen Migrationsbewegungen zusammenfließen.

Eine strategisch politische Einheit zu erreichen, um sich den
geopolitischen Herausforderungen zu stellen, ist sicherlich eine
Notwendigkeit für ressourcenreiche Nationen. Denn diese stellen ein
Ziel für die Begierden eines dekadenten Kapitalismus dar, der
verzweifelt nach Gewinn und Akkumulation strebt.

Aber das Entscheidende ist in den historischen Prozessen zu finden.
Sie machen deutlich, dass die Völker Lateinamerikas und der Karibik
eine tiefe gemeinsame Prägung durch Kolonialisierung, Ausbeutung und
Diskriminierung teilen. Eine Wunde, die sie nicht mit den Vereinigten
Staaten und ihrem Partner Kanada teilen, da diese zwar ebenfalls
Kolonien waren, aber ab dem 20. Jahrhundert jeweils die Rolle der
imperialistischen Macht bzw. des Anhangs übernommen haben.

Daher kann ein echtes regionales Integrationsprojekt, das auf einem
soliden historischen Fundament aufbaut, nur das Ziel der
Dekolonisierung verfolgen und der Schaffung gleicher Bedingungen für
die Völker in einem neuen geopolitischen Kontext multilateraler
Gleichheit dienen.

Genau das ist das Wesen der CELAC, die seit ihrer Gründung ungeachtet
der Komplikationen und Hindernisse der gegenwärtigen Situation einen
emanzipatorischen und revolutionären Charakter in sich trägt. Sie
fördert so die Neuausrichtung internationaler Beziehungen, die heute
noch, wenn auch nicht mehr lange, in den Machtmechanismen des letzten
Jahrhunderts verankert sind.

Frieden, Zusammenarbeit und Kooperation zwischen den Völkern, die
Verteidigung der entrissenen Souveränität, die Ablehnung der
wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Kolonialisierung, die
Wiedergutmachung jahrhundertelanger Demütigungen, die Lösung von
Streitigkeiten durch Dialog und die Integration der Vielfalt in einer
Nation ohne Grenzen sind ein klares Ziel für die Zukunft, das die
Menschen, die dieses Gebiet bewohnen, verdienen.

Die Völker Lateinamerikas und der Karibik müssen wieder eine aktive
Rolle gegenüber dieser universellen menschlichen Nation spielen, die
das Ende von Vormachtstellung und Unterwerfung einläutet. Zu diesem
Zweck ist die CELAC ein äußerst wertvolles Organ.


Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Laura
Schlaphorst vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam
erstellt.


Über den Autor

Javier Tolcachier ist Forscher am Zentrum für Humanistische Studien in
Córdoba, Argentinien, und Korrespondent der internationalen
Nachrichtenagentur Pressenza.


Anmerkung:

[1] http://misiones.minrex.gob.cu/es/articulo/proclama-de-america-latina-y-el-caribe-como-zona-de-paz-1
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FORSCHUNG/1255: Die Welt ernähren, ohne den Planeten zu schädigen, ist möglich (idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 20.01.2020

 Die Welt ernähren, ohne den Planeten zu schädigen, ist möglich



Fast die Hälfte der derzeitigen Nahrungsmittelproduktion ist schädlich für
unseren Planeten - sie führt zum Verlust biologischer Vielfalt, setzt den
Ökosystemen zu und verschärft die Wasserknappheit. Kann das gutgehen,
angesichts einer weiter wachsenden Weltbevölkerung? Eine neue Studie unter
der Leitung des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK)
untersucht umfassende Lösungsvorschläge, wie man 10 Milliarden Menschen
innerhalb der Belastungsgrenzen unseres Planeten ernähren kann. Eine
angemessene und gesunde Ernährung für jeden Menschen bei weitgehend
intakter Biosphäre erfordert nicht weniger als eine technologische und
soziokulturelle Kehrtwende.

Dazu gehören etwa die konsequente Umsetzung ressourcenschonender
landwirtschaftlicher Methoden, die Reduzierung von Lebensmittelverlusten
und schließlich Änderungen im Speiseplan. Die Veröffentlichung der Studie
trifft zusammen mit dem Beginn des Weltwirtschaftsforums in Davos und mit
der Grünen Woche in Berlin.

"Wenn man sich den Zustand des Planeten Erde und den Einfluss der
aktuellen globalen Landwirtschaftspraxis auf ihn ansieht, gibt es viel
Grund zur Sorge - aber auch Grund zur Hoffnung, sofern wir sehr bald
entschlossenes Handeln sehen", sagt Dieter Gerten, Leitautor vom PIK und
Professor an der Humboldt-Universität zu Berlin. "Derzeit geschieht fast
die Hälfte der weltweiten Nahrungsmittelproduktion auf Kosten der
planetaren Belastungsgrenzen der Erde. Wir widmen zu viel Land der
Tierhaltung und den Nutzpflanzen, düngen zu stark und bewässern übermäßig.
Um dieses Problem angesichts einer noch immer wachsenden Weltbevölkerung
zu lösen, müssen wir miteinander überdenken, wie wir Lebensmittel
produzieren. Die gute Nachricht ist, dass solche Transformationen es
ermöglichen, ausreichend Nahrung für bis zu 10 Milliarden Menschen
bereitzustellen - das zeigt unsere Forschung."

Die Forscher stellen die Frage, wie viele Menschen unter Einhaltung eines
strengen Standards ökologischer Nachhaltigkeit weltweit ernährt werden
könnten. Diese Umweltkapazitäten werden in Form mehrerer planetarer
Belastungsgrenzen definiert - wissenschaftlich definierter Höchstwerte für
menschliche Eingriffe in zentrale Prozesse des Planeten. In der
vorliegenden Studie werden vier der neun planetaren Grenzen erfasst, die
für die Landwirtschaft relevant sind: die Integrität der Biosphäre
(intakte Artenvielfalt und intakte Ökosysteme), die Veränderung der
Landnutzung, die Süßwassernutzung und die Nutzung von Kunstdünger.
Basierend auf einem ausgefeilten Computermodell werden die Auswirkungen
der Nahrungsmittelproduktion auf diese Grenzen mit einem nie dagewesenen
Detailgrad hinsichtlich der räumlichen Auflösung und der Darstellung der
Prozesse und auch auf den gesamten Planeten bezogen untersucht. Diese
Analyse zeigt auf, wo und wie viele Grenzen durch die derzeitige
Nahrungsmittelproduktion verletzt werden und auf welche Weise diese
Entwicklung durch Einführung nachhaltigerer Formen der Landwirtschaft
rückgängig gemacht werden könnte.

Global differenziertes Bild: In manchen Regionen wäre weniger mehr

Das ermutigende Ergebnis ist, dass theoretisch 10 Milliarden Menschen
ernährt werden können, ohne das Erdsystem zu gefährden. Das führt zu sehr
interessanten Schlussfolgerungen, wie Johan Rockström, Direktor des PIK,
betont: "Wir stellen fest, dass die Landwirtschaft in vielen Regionen
derzeit zu viel Wasser, Land oder Dünger verbraucht. Die Produktion in
diesen Regionen sollte daher mit ökologischer Nachhaltigkeit in Einklang
gebracht werden. In der Tat gibt es enorme Möglichkeiten, die
landwirtschaftliche Produktion in diesen und anderen Regionen auf
nachhaltige Weise zu steigern. Das gilt zum Beispiel für weite Teile
Subsahara-Afrikas, wo ein effizienteres Wasser- und Nährstoffmanagement
die Erträge stark verbessern könnte."

Als positiver Nebeneffekt kann eine nachhaltigere Landwirtschaft die
allgemeine Klimaresilienz erhöhen und gleichzeitig die globale Erwärmung
begrenzen. An anderen Orten ist die Landwirtschaft jedoch so weit von den
lokalen und planetaren Belastungsgrenzen entfernt, dass selbst
nachhaltigere Systeme den Druck auf die Umwelt nicht vollständig
ausgleichen könnten, wie etwa in Teilen des Nahen Ostens, Indonesiens und
teilweise in Mitteleuropa. So wird der Welthandel auch nach der
Neuausrichtung der landwirtschaftlichen Produktion ein Schlüsselelement
einer nachhaltig ernährten Welt bleiben.

Für Planet und Gesundheit: Ernährungsumstellungen notwendig 

Auch die Seite der Konsumentinnen und Konsumenten ist nicht zu vergessen.
Weitreichende Ernährungsumstellungen scheinen unumgänglich zu sein, um das
Ernährungssystem wirklich nachhaltig zu machen. Beispielsweise müssten
angesichts des steigenden Fleischkonsums in China Teile der tierischen
Proteine durch mehr Hülsenfrüchte und anderes Gemüse ersetzt werden.
"Veränderungen auf dem täglichen Speiseplan scheinen zunächst vielleicht
schwer zu schlucken. Aber auf lange Sicht wird eine Ernährungsumstellung
hin zu einem nachhaltigeren Mix auf dem Teller nicht nur dem Planeten,
sondern auch der Gesundheit der Menschen zugutekommen", ergänzt Vera Heck
vom PIK. Ein weiterer entscheidender Faktor ist die Reduzierung der
Nahrungsmittelverluste. So baut die vorliegende Studie auf Zahlen, die
auch der jüngste IPCC-Sonderbericht zur Landnutzung vorgelegt hat und
wonach derzeit bis zu 30 Prozent aller produzierten Lebensmittel durch
Verschwendung verloren gehen. "Diese Situation erfordert eindeutig
entschlossene politische Maßnahmen, um Anreize sowohl auf Seiten der
Produzentinnen als auch der Verbraucher zu setzen", so Heck weiter.

Die vielleicht sensibelste und herausforderndste Konsequenz der Studie
betrifft das Landnutzung. "Alles, was mit dem Land zu tun hat, ist in der
Praxis mitunter komplex und umstritten, weil die Lebensgrundlagen und
Perspektiven der Menschen davon abhängen. Der Übergang zu einer
nachhaltigeren Landnutzung und -bewirtschaftung ist daher eine
anspruchsvolle Herausforderung für die Politik. Hierbei ist es
entscheidend, dass die Menschen in den betroffenen Regionen klare Vorteile
für sich erkennen können. Dann besteht eine echte Chance, dass die
Unterstützung für diese Veränderungen schnell genug wächst, um das
Erdsystem zu stabilisieren", sagt Wolfgang Lucht, Ko-Vorsitzender des
Fachbereichs Erdsystemanalyse am PIK und Mitautor der Studie.



Artikel: Dieter Gerten, Vera Heck, Jonas Jägermeyr, Benjamin Leon
Bodirsky, Ingo Fetzer, Mika Jalava, Matti Kummu, Wolfgang Lucht, Johan
Rockström, Sibyll Schaphoff, Hans Joachim Schellnhuber (2020): Feeding ten
billion people is possible within four terrestrial planetary boundaries.
Nature Sustainability [DOI 10.1038/s41893-019-0465-1]

Weblink zum Artikel nach Veröffentlichung:

https://www.nature.com/articles/s41893-019-0465-1

Weitere PIK-Forschung zu diesem Thema: Walter Willett, Johan Rockström,
Brent Loken et al. (2019): Food in the Anthropocene: the EAT-Lancet
Commission on healthy diets from sustainable food systems. The Lancet.
DOI: [10.1016/S0140-6736(18)31788-4] 

Die Pressemitteilung dazu siehe unter:

https://www.pik-potsdam.de/news/press-releases/lancet-report-healthy-lives-and-a-liveable-planet-for-all-require-major-changes-in-what-we-eat-and-how-we-produce-it

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution406

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung, 20.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1444: Aufnahme von geflüchteten Kindern und Jugendlichen aus Griechenland jetzt umsetzen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 22. Januar 2020

Aufnahme von geflüchteten Kindern und Jugendlichen aus Griechenland
jetzt umsetzen!

Landesflüchtlingsräte, PRO ASYL und der Bundesfachverband unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge e.V. (BumF) kritisieren Blockade der
Bundesregierung



Im fünften Jahr des EU-Türkei-Deals harren zehntausende Menschen unter
katastrophalen menschenunwürdigen Bedingungen auf den griechischen Inseln
aus. Unter ihnen sind tausende Kinder und Jugendliche (ca. 14.000), sie
machen mehr als ein Drittel der derzeit rund 41.000 Geflüchteten aus. Mehr
als 60 Prozent der Kinder sind unter 12 Jahre alt.

Knapp 15% aller Kinder und Jugendlichen (etwa 2.000) auf den griechischen
Inseln flohen allein oder sind von ihren Familien getrennt und komplett auf
sich allein gestellt. Viele von ihnen leben schutzlos in Zelten, auf der
Straße oder sind unter dem Vorwand, es sei zu ihrem eigenen »Schutz«,
sogar inhaftiert. Der Zugang zu Betreuung, Bildung und notwendiger
(medizinischer) Versorgung bleibt vielfach verwehrt. Diese Situation
verletzt in einem massiven, teils lebensbedrohlichen Ausmaß die Rechte der
Kinder und Jugendlichen. Ein Großteil von ihnen hat Angehörige in
Deutschland.

PRO ASYL, die Landesflüchtlingsräte und BumF sind empört über die Blockade
des Bundesinnenministeriums und fordern, die Aufnahme der Schutzsuchenden
von den griechischen Inseln in Deutschland ohne weitere Verzögerung
umsetzen.

PRO ASYL, Flüchtlingsräte und BumF stellen fest: Sieben Bundesländer und
mindestens 15 Kommunen haben öffentlich Plätze für die Aufnahme von
unbegleiteten Kindern und Jugendlichen von den griechischen Inseln
angeboten. Die Aufnahmebereitschaft ist in Deutschland also weiterhin hoch.
Wer jetzt die Aufnahme verweigert, trägt dazu bei, dass die Kinder- und
Menschenrechtsverletzungen an den EU-Außengrenzen immer weiter andauern.
Kindeswohl und Kindesschutz enden aber nicht an der Landesgrenze. Es ist
unsere humanitäre Pflicht, jetzt zu handeln.

In Deutschland haben bundesweit zahlreiche Jugendhilfeeinrichtungen freie
Plätze und können die schutzbedürftigen Kinder und Jugendlichen sofort
betreuen. Eine Vielzahl der festsitzenden Flüchtlingskinder hat auch
Angehörige, die bereits in Deutschland leben und hier im Asylverfahren
sind. Ihre Aufnahme ist kein Gnadenakt sondern beruht auf einem
Rechtsanspruch auf Familienzusammenführung über die Dublin-Verordnung. Die
Verfristung der Antragstellungen in Griechenland liegt auch an den
katastrophalen Zuständen, die Europa mit dem EU-Türkei-Deal bewusst
herbeigeführt hat.

Die Aufnahme von unbegleiteten Kindern und Jugendlichen kann nur ein Anfang
sein. Die sogenannten Hotspots müssen umgehend geschlossen werden. Wenn die
Menschenrechte auch an den europäischen Außengrenzen gelten sollen, braucht
es den Zugang zu einem Asylverfahren innerhalb der EU, und dieser ist im
Schlamm und Morast der sogenannten »Hotspots« nicht möglich.


Hintergrund:

Anfang November 2019 erklärte der Sprecher der A-Länder der
Innenministerkonferenz, Niedersachsens Innenminister Boris Pistorius, nach
einer Griechenland-Reise, er wolle unter seinen Amtskolleg_innen in den
Bundesländern und bei Bundesinnenminister Horst Seehofer dafür werben, etwa
über mögliche Sonderkontingente, unbegleitete Kinder und Jugendlichen von
den griechischen Inseln in Deutschland aufzunehmen. Konkret will Pistorius
bis zu 200 Kinder und Jugendliche nach Niedersachsen holen. Frankreich hat
die Aufnahme von 400 Personen zugesagt. Dies ist eine unangemessen geringe
Zahl, aber mehr als nichts. Nach Medienberichten hat Bundesinnenminister
Seehofer eine Aufnahme komplett abgelehnt.

Anfang Dezember 2019 erklärten die Bundesländer Berlin, Niedersachsen und
Thüringen in einem Schreiben ihre Aufnahmebereitschaft für unbegleitete
Kinder und Jugendliche aus Griechenland gegenüber Bundesinnenminister
Seehofer. Seither haben außerdem die Bundesländer Baden-Württemberg,
Brandenburg, Hamburg und Rheinland-Pfalz politisch erklärt, ebenfalls für
Aufnahmen bereit zu stehen.

Ausgehend von einer Initiative des Potsdamer Oberbürgermeisters Mike
Schubert haben in den letzten Wochen neben Potsdam mindestens 15 Kommunen
konkrete Aufnahmeplätze öffentlich benannt bzw. in Aussicht gestellt,
darunter die Städte Frankfurt (Oder), Düsseldorf, München, Kiel, Teltow und
Freiburg.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 22. Januar 2020

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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INTERNATIONAL/250: Zentralamerika - (K)eine neue Karawane (medico international)


medico international - 19. Januar 2020 / Update vom 20. Januar 2020

Zentralamerika

(K)eine neue Karawane

Mexiko will sie aufhalten, um nicht die USA zu verärgern.

Von Moritz Krawinkel



Die Bilder ähneln sich. Wie im Herbst 2018 stehen tausende Menschen aus
Honduras und El Salvador an der guatemaltekisch-mexikanischen Grenze und
wollen nur eins: Raus aus einem Leben voller Gewalt, Armut und
Perspektivlosigkeit.

Der Migrationsfluss aus dem Triángulo Norte - aus Guatemala, El Salvador
und Honduras - ist in den vergangenen Jahrzehnten nie abgebrochen. Gründe
zur Flucht gibt es genug in einer der gefährlichsten Regionen der Welt. So
überqueren jeden Tag Hunderte Menschen die Grenze zu Mexiko. Allein in den
ersten sechs Monaten des Jahres 2019 waren es 460.000, ganze 230 Prozent
mehr als 2018. In kleinen Gruppen reisend bleiben sie unsichtbar, den
Menschenfängern der Drogenkartelle ausgeliefert oder Erpressungen und
Gewalt durch die Migrationspolizei selbst. Eine große Gruppe, eine
Karawane, kann dagegen Schutz bieten vor den alltäglichen Übergriffen, den
Entführungen und Erpressungen, den Vergewaltigungen und Morden. Ende 2018
war es so einer viele tausend Köpfe zählenden Gruppe gelungen, Tijuana an
der US-Grenze zu erreichen.

Eine neue Karawane? Keine neue Karawane

Am vergangenen Mittwoch hat sich nun wieder eine Gruppe von mehreren
hundert Menschen aus San Pedro Sula, der zweitgrößten Stadt von Honduras,
auf den Weg gemacht. Wie schon bei der bislang größten Karawane 2018 wuchs
die Gruppe auch dieses Mal unterwegs stark an. Die guatemaltekischen
Grenzbehörden zählten allein am Mittwoch und Donnerstag 3543 Menschen, die
ins Land kamen. Etwa 2500 ließen sich registrieren, der Rest umging die
offiziellen Grenzübergänge.

Anders als 2018 ist die Karawane dieses Mal deutlich fragmentierter: Ein
Teil wählte den Weg über Tecun Uman im Westen Guatemalas, ein anderer Teil
nahm den Weg durch den lakandonischen Regenwald im nördlichen Departamento
Petén bis zum Grenzübergang El Ceibo. Hier traf die Gruppe auf
Migrant*innen, die schon länger am Grenzübergang festsitzen und weder vor
können noch zurück wollen. So erging es gestern auch den Neuankömmlingen.
Über Stunden lieferten sie sich ein Stehduell mit den mexikanischen
Grenzbehörden, immer unter dem grünen Schild mit der Aufschrift "Willkommen
in Mexiko". Ausgang ungewiss. [siehe Update unten]

Menschenjagd hinter der Grenze

In den Tagen vor Eintreffen der großen Gruppe hatten einige Menschen den
Weg über die Grenze geschafft. Mitarbeiter*innen der Migrantenherberge "La
72", die medico international seit Jahren unterstützt, berichten von einer
Menschenjagd, die die Behörden hinter der Grenze veranstalteten. Mehrere
Migrant*innen seien bei Übergriffen verletzt worden und würden nun in der
Herberge in Tenosique, 60 Kilometer von der Grenze entfernt, versorgt.

In Tecun Uman hat sich die Lage gestern anders entwickelt. 2018 hatten sich
hier Teile der Karawane eine Straßenschlacht mit der Grenzpolizei
geliefert, dann durchquerten Tausende den Grenzfluss und setzten ihren Weg
geschlossen weiter fort in Richtung Norden. Die Polizei sah zu. Gestern
hingegen haben sich hier 351 Menschen offiziell registrieren lassen und
wurden mit Bussen in eine Außenstelle des berüchtigten Migrationszentrums
"Siglo XXI" gebracht, um dort den Ausgang ihres Einreiseantrags abzuwarten.
Eine Frau berichtete auf der Grenzbrücke, ihnen sei eine Aufenthalts- und
Arbeitserlaubnis versprochen worden.

Die mexikanische Regierung hatte zuvor die Schaffung von 4000
Arbeitsplätzen im Süden des Landes versprochen, die auch legal einreisenden
Migrant*innen zugutekommen sollten. Ein ähnliches Versprechen hatte die
Karawane 2018 nicht aufgehalten - die Menschen wollten nicht im Süden
Mexikos bleiben, wo die Probleme zu sehr denen in ihren Heimatländern
ähneln, sondern sie wollten in die USA.

Die vorgelagerte Abschottung der USA wirkt

Seitdem wurden die Bedingungen aber deutlich verschärft. US-Präsident Trump
hatte Guatemala unverhohlen mit wirtschaftlichen Sanktionen gedroht und so
ein Ende des Jahres unterzeichnetes Abkommen erzwungen, das das Land zum
"sicheren Herkunftsstaat" erklärt. Die Konsequenzen sind obszön: Wer vor
der anhaltenden Gewalt, der Armut und der Perspektivlosigkeit in Guatemala
flieht, kann in Mexiko Asyl beantragen. Wer vor der anhaltenden Gewalt, der
Armut und der Perspektivlosigkeit in El Salvador oder Honduras flieht, muss
in Guatemala Asyl beantragen.

Auch Mexiko beugte sich starkem Druck aus dem Norden und militarisierte den
Süden des Landes, um die Migration aufzuhalten. Im vergangenen Jahr wurden
179.971 "irregulär" eingereiste Migrant*innen in sogenannte
Migrationszentren gezwungen worden, 177.451 von ihnen wurden abgeschoben,
98,6%. An der US-Grenze kommen hingegen immer weniger Menschen an.

Unter diesen Bedingungen ist ein Asylantrag in Mexiko oder der Versuch,
sich hier als Arbeitsmigrant*in ein neues Leben aufzubauen, inzwischen
durchaus eine Alternative.


Update, 20.01.2020: Auflösung

"Die Mauer der mexikanischen Südgrenze hat die letzte Karawane
verschluckt", schreibt Carlos Martínez, investigativer Journalist aus El
Salvador, der in El Ceibo war. Die Migrant*innen wurden betrogen, in
Kleingruppen geteilt, in Busse "zu einem sicheren Ort" gelockt, eingesperrt
und werden höchstwahrscheinlich abgeschoben.

Zuvor hatte die mexikanische Regierung 4000 Arbeitsplätze im Süden Mexikos
versprochen , die den Menschen aus Honduras und El Salvador offenstehen
würden. Das gab gute Presse. In Wirklichkeit ging es um Investitionen zur
Schaffung von Arbeitsplätzen in den Herkunftsländern der Verzweifelten. Die
Karawane hat aufgehört zu existieren bevor sie überhaupt erst richtig
losgegangen ist.

Die vorgelagerte Abschottung der USA funktioniert, Mexiko unter AMLO macht
sich zum schamlosen Erfüllungsgehilfen.

 * 

Quelle:

medico international - 19. Januar 2010 / Update vom 20. Januar 2020

(K)eine neue Karawane

https://www.medico.de/blog/keine-neue-karawane-17631/

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/3003: Wohnsitzauflage für Geflüchtete reduziert ihre Beschäftigungswahrscheinlichkeit (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 21.01.2020

Wohnsitzauflage
für Geflüchtete reduziert ihre Beschäftigungswahrscheinlichkeit



Geflüchtete mit einem anerkannten Schutzstatus, die einer regionalen
Wohnsitzauflage unterliegen, haben eine geringere
Beschäftigungswahrscheinlichkeit. Das geht aus einer am Dienstag
veröffentlichten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor. Die regionale Wohnsitzauflage senkt die
Wahrscheinlichkeit, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, um rund sechs
Prozentpunkte. Bei der Berechnung wurden die individuellen und regionalen
Einflussfaktoren berücksichtigt.

Die Möglichkeit, regionale Wohnsitzauflagen für anerkannte Geflüchtete
auszusprechen, wurde 2016 eingeführt. Diese Wohnsitzauflage auf der Ebene
von Landkreisen, Städten oder Gemeinden wenden aktuell sieben Bundesländer
an: Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, das Saarland,
Sachsen und Sachsen-Anhalt.

Regionale Wohnsitzauflagen verringern auch die Wahrscheinlichkeit, in
einer privaten Unterkunft statt in einer Gemeinschaftsunterkunft zu
wohnen. Demgegenüber zeigen sich keine eindeutigen Befunde in Hinblick auf
die Teilnahme an Integrationskursen und den Erwerb deutscher
Sprachkenntnisse. Die Einführung regionaler Wohnsitzauflagen wurde unter
anderem damit begründet, dass sie die Versorgung mit Wohnraum, den Erwerb
von deutschen Sprachkenntnissen und die Integration in den Arbeitsmarkt
fördern.

Die Wohnsitzauflagen haben eine Dauer von drei Jahren ab dem Datum der
Anerkennung des Antrags auf Schutz. Neben den in sieben Bundesländern
angewendeten regionalen Wohnsitzauflagen gilt im ganzen Bundesgebiet, dass
während dieser drei Jahre die Geflüchteten in dem Bundesland bleiben
müssen, in denen ihnen der Schutzstatus zuerkannt wurde. Die
Wohnsitzauflagen entfallen, wenn ein Einkommen aus
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung in Höhe von aktuell rund 730
Euro besteht. Während des Asylverfahrens sind Asylbewerber grundsätzlich
verpflichtet, in der ihnen zugewiesenen Unterkunft zu leben.

"Die bisherigen Ergebnisse sprechen nicht dafür, dass das Ziel des
Gesetzes, die Integrationschancen von Geflüchteten durch die Einführung
der Wohnsitzauflagen zu verbessern, tatsächlich erreicht wurde. In
Hinblick auf die Arbeitsmarktintegration und die dezentrale Unterbringung
außerhalb von Gemeinschaftsunterkünften ist nach den Schätzergebnissen
eher das Gegenteil der Fall. Allerdings ist der Beobachtungszeitraum noch
sehr kurz", erklären die IAB-Forscher in ihrer Studie. Das IAB werde
deshalb die Wirkungen der Wohnsitzauflage für Geflüchtete mit anerkanntem
Schutzstatus auch in Zukunft weiter untersuchen.


Weitere Informationen finden Sie unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2020/kb0320.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 21.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2393: Netze sind Achillesferse der Energiewende (idw)


Westfälische Hochschule - 21.01.2020

Netze sind Achillesferse der Energiewende



Jede Kette hat ein schwächstes Glied, jedes System ist an irgendeiner
Stelle verwundbar. Für die Griechen war das die Ferse des Achilles, für
die Nibelungen das Lindenblatt auf Siegfrieds Rücken. Für Volkswirt Prof.
Dr. Ralf-Michael Marquardt vom Recklinghäuser Fachbereich Wirtschaftsrecht
und Mitglied im Westfälischen Energieinstitut sind die Stromnetze die
verletzliche Achillesferse der Energiewende. Sie, so Marquardt, müssten
deutlich ausgebaut und vor Zugriffen geschützt werden. Ob dabei die
Vergesellschaftung der Übertragungsnetze nützt, hat er jetzt zur
Diskussion gestellt.

Recklinghausen. Windräder müssen dort stehen, wo Wind weht und Platz ist.
Der für die Energiewende nötige Windstrom muss daher vorrangig von
Norddeutschland mit Übertragungsnetzen in die großen Verbrauchszentren im
Süden und in der Mitte von Westdeutschland strömen. "Die Netze bilden
damit die Achillesferse der Energiewende", so Prof. Dr. Ralf-Michael
Marquardt und weiter: "Und die Achillesferse ist entzündet, weil der
Netzausbau erheblich stockt." Zwar, so Marquardt, hat das
Bundeswirtschaftsministerium 2018 bereits einen "Aktionsplan Stromnetz"
verabschiedet, der mit vielfältigen Maßnahmen Ausbau und Betrieb der
Stromnetze verbessern sollte. Den Linken, Grünen und der SPD, aber auch
dem Bundesrechnungshof war das zu wenig. Sie regten daher an, über eine
Vergesellschaftung der Übertragungsnetze nachzudenken. Das hat Marquardt
getan. Hier seine Forschungsergebnisse:

Vergesellschaftung klinge für viele direkt nach Sozialismus und DDR,
vielfach werde daher die Forderung "vollkommen unreflektiert abgelehnt",
so eine seiner Thesen. Dabei werde jedoch leicht übersehen, dass bereits
jetzt die Niederlande, Belgien und das Land Baden-Württemberg an den
Stromnetzen mehrheitlich beteiligt sind. Marquardt: "Das Ablehnen der
Verstaatlichung mit dem Argument, privat solle vor Staat gehen, entbehrt
damit jedweder Grundlage." China hatte übrigens auch schon Interesse
geäußert, sich bei den deutschen Stromnetzen einzukaufen. Dies, so
Marquardt, habe nur durch Winkelzüge der Bundesregierung unterbunden
werden können. Dass es ohne Vergesellschaftung mehr Wettbewerb und damit
niedrigere Preise gebe, stimme auch nicht: "Der Netzbetrieb stellt ein
'natürliches Monopol' dar: Große Anbieter würden angesichts der hohen
Fixkosten kleinere so lange verdrängen, bis nur noch ein Monopolist die
Preise bestimmt."

Der dem Gemeinwohl verpflichtete Staat könnte aber auf eine
betriebswirtschaftliche Gewinnoptimierung verzichten, viel besser die
Ausbaubelange der Gesellschaft berücksichtigen und zur Akzeptanzsteigerung
beim Netzausbau beitragen. Außerdem hätten Stromnetze geo- und
sicherheitspolitische Bedeutung. Hier wäre eine Vergesellschaftung "ein
scharfes Schwert" zum Schutz kritischer Infrastruktur gegen nicht
vertrauenswürdige neue Anteilseigner.

Im Vergleich zu anderen Staaten der Europäischen Union stände Deutschland
mit einer Verstaatlichung der Stromnetze nicht allein. Marquardt: "Von 35
Übertragungsnetzbetreibern aus 28 Ländern in Europa befanden sich 2018
fast drei Viertel im vollständigen oder mehrheitlichen Eigentum des
Staates." Und nur in drei von 36 Mitgliedsländern im Verband europäischer
Übertragungsnetzbetreiber sind die Netze nicht unter einem Dach, darunter
Deutschland, das dafür vier Regelzonen hat. Eine einheitliche
Netzgesellschaft könnte hier, so Marquardt, möglicherweise noch
Synergiegewinne herausholen.

Klingt vorteilhaft, hat aber auch Schattenseiten: Zunächst müsste der
deutsche Staat erst mal viel Geld in die Hand nehmen, um die Netze von den
jetzigen Betreibern anzukaufen. Marquardt hat allein dafür Ausgaben von
zwölf bis 15 Milliarden Euro ausgerechnet. Hinzu kommen die hohen
Investitionen für den Netzausbau. Und auf beides nimmt die Schuldenbremse
keine Rücksicht, wenn dafür Kredite nötig sind. Auch könnten langwierige
Rechtsstreitigkeiten mit den bisherigen Eigentümern, unter Umständen sogar
vor internationalen Schiedsgerichten, drohen und im schlimmsten Fall den
Netzausbau bremsen.

Marquardts Fazit: "In der konkreten Gemengelage ist die Verstaatlichung
der Stromnetze weder Allheilmittel noch Teufelszeug. Nachdem der
strategisch günstigste Zeitpunkt für einen solchen Schritt Ende der 2000er
Jahre ungenutzt blieb, spricht aber vieles dafür, zunächst einmal den
Regulierungsrahmen deutlich zu stärken."


Originalpublikation:

Der Originalaufsatz von Ralf-Michael Marquardt unter dem Titel
"Vergesellschaftung der Strom-Übertragungsnetze: eine gute Idee?" ist in
der Zeitschrift "spw" (Zeitschrift für sozialistische Politik und
Wirtschaft) in Heft 235 (Gesellschaftliche Infrastrukturen - von der
Kapitallogik zur gemeinwohl-orientierten Infrastrukturökonomie)
erschienen. Link:

https://www.spw.de/xd/public/content/index.html?sid=aktuellemeldungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution287

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Hochschule, 21.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/092: Absichtlicher Angriff auf Kulturgut ist ein Völkerrechtsverbrechen (idw)


Technische Universität Dresden - 21.01.2020

Absichtlicher Angriff auf Kulturgut ist ein Völkerrechtsverbrechen

Stellungnahme von Prof. Dr. Dr. Sabine von Schorlemer, UNESCO-Lehrstuhl
für Internationale Beziehungen und Professur für Völkerrecht, Recht der EU
und Internationale Beziehungen der TU Dresden



"... die iranische Kultur und diese Ziele und der Iran selbst werden sehr
schnell und sehr hart getroffen werden."

Mit diesem Tweet drohte US-Präsident Donald Trump am 4. Januar 2020,
wichtige kulturelle Ziele im Iran anzugreifen. Der US-amerikanische
Außenminister Mike Pompeo versuchte in einem Interview mit dem
Fernsehsender ABC am 5. Januar die Aussage des Präsidenten einzuhegen und
erklärte, dass die USA rechtmäßig und innerhalb des Systems handeln
würden.

Noch am selben Tag bekräftigte Präsident Trump gegenüber Reportern auf
einem Flug in der Air Force 1 hingegen seine Ansicht: "Sie dürfen unsere
Leute töten. Sie dürfen unsere Leute foltern und verstümmeln. Es ist ihnen
erlaubt, Bomben am Straßenrand zu platzieren und unsere Leute in die Luft
zu jagen. Und wir dürfen ihre Kulturstätten nicht anrühren? So
funktioniert das nicht."

Diese Ansicht steht weder in Übereinstimmung mit geltendem
Völkergewohnheitsrecht (vgl. bereits die Haager Landkriegsordnung 1907)
noch mit von den USA ratifizierten universellen Völkerrechtsverträgen. Als
Reaktion auf diese unverhohlene Drohung mit einem Völkerrechtsbruch
erinnerte UNESCO-Generaldirektorin Audrey Azoulay bei einem Treffen mit
dem iranischen Botschafter Ahmad Jalali am 6. Januar 2020 daran, dass
sowohl die USA als auch Iran die Haager Konvention zum Schutz von
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten von 1954 sowie die Welterbekonvention
von 1972 angenommen hätten. In Art. 6 Abs. 3 der Welterbekonvention
verpflichten sich die Vertragsstaaten, alle vorsätzlichen Maßnahmen zu
unterlassen, "die das ... im Hoheitsgebiet anderer Vertragsstaaten
befindliche Kultur- und Naturerbe mittelbar oder unmittelbar schädigen
könnten." Die Generaldirektorin verwies außerdem auf die einstimmig
verabschiedete Resolution 2347 (2017) des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen, welche Akte absichtlicher Zerstörung von Kulturerbe mit
Nachdruck verurteilt.

"Dies ist eine Drohung, ein Kriegsverbrechen zu begehen"

Unter VölkerrechtlerInnen besteht darüber hinaus Einigkeit, dass die
gezielte Zerstörung von Kulturerbestätten ein Kriegsverbrechen ist. Oona
Hathaway, Professorin an der Yale Law School und ehemalige Rechtsberaterin
des U.S. Department of Defense, nannte Trumps Drohung daher eine "Drohung
ein Kriegsverbrechen zu begehen".

Die absichtliche Zerstörung kultureller Ziele ist zudem nach der Haager
Konvention von 1954 völkerrechtlich geächtet. Die USA sind Vertragspartei
auch dieses Übereinkommens.

James Cuno, Präsident des J. Paul Getty Trust und Kooperationspartner des
UNESCO-Lehrstuhls für Internationale Beziehungen, unterstreicht
nachdrücklich die Bedeutung des Schutzes von Kulturerbe für die
Menschheit:

"Das materielle Erbe der Antike ist unser gemeinsames Erbe, die Identität
und Inspiration für die gesamte Menschheit. Das kulturelle Erbe hat die
Kraft, uns zu vereinen, und ist unerlässlich, um Frieden zu erreichen. Der
Schutz und die Bewahrung unseres kulturellen Erbes ist ein Grundwert der
zivilisierten Gesellschaften, auch unserer eigenen."

Cuno fährt fort:

"Es ist tragisch, dass es heute überhaupt noch Überlegungen oder
rhetorische Drohungen zur weiteren Zerstörung des kulturellen Erbes gibt,
besonders wenn das wenige, was in der Welt noch übrig ist, bereits unter
mutwilliger Zerstörung, Plünderung, Vernachlässigung, rücksichtsloser
Überentwicklung und Klimawandel leidet. Stattdessen sollten wir die
Existenz des Kulturerbes feiern, an der Verbesserung des Schutzes und der
Stärkung unserer internationalen Gesetze arbeiten und auf ein besser
strukturiertes Verständnis der antiken Kulturen der Welt und ihrer
Beiträge zu unserer gemeinsamen Erfahrung hinarbeiten."

Selbst wenn Präsident Trump tatsächlich angesichts des internationalen
Drucks von dem angedrohten Vorgehen Abstand nähme, so ist es unerlässlich,
fest an der Seite all jener zu stehen, die den Schutz von Kulturerbe vor
absichtlicher Zerstörung sowie die Einhaltung des Völkerrechts aktiv
einfordern.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden, 21.01.2020
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07158: Hoher Anspruch eines Künstlers (SB)


"Die wirklichen Opfer sind der wissenschaftlichen Erfassung viel
schwerer zugänglich zu machen als die scheinbaren. Nur dem Begabten,
Mutigen, dem Spieler mit starkem und zugleich maßvollem
Selbstvertrauen wird sich ihr Geheimnis offenbaren", schrieb der für
seine Opferpartien berüchtigte Wiener Kombinationskünstler Rudolf
Spielmann. Er hatte dabei weniger die Abwicklungen vor Augen, die sich
auch einem geübten Spieler geradezu aufdrängen, bei denen eine
Abtauschoperation zu Gewinn eines Bauern oder auch mehrerer führte.
Auch das Erobern einer ganzen Figur am Ende einer ideenreichen
stürmischen Opferkombination befriedigte Spielmann nicht unbedingt.
Dies waren Geschicklichkeiten, die kein großes Geheimnis bargen.
Routine und ein geschärftes Auge konnten dergleichen mit der Zeit
leicht aus jeder Stellung herauslesen. Die eigentliche Opferkunst
bestand seiner Meinung nach vielmehr darin, in verwickelten,
unübersichtlichen Stellungen ein Opfer zu bringen, dessen Konsequenzen
mit den Mitteln der Vernunft und der Berechnung eben nicht so einfach
nachvollziehbar waren. Ein gerüttelt Maß an Intuition und auch
Risikobereitschaft waren die Voraussetzungen für die wahren Opferzüge.
Spielmann legte die Meßlatte hoch, denn als Künstler, als solcher er
sich verstand, strebte er nach einer über das Gewohnheitsmäßige hinaus
operierenden Angriffsleidenschaft. Ob das heutigen Rätsel der Sphinx
den Wiener Meister zufriedengestellt hätte, Wanderer? Weiß griff an
und Schwarz kapitulierte in drei Zügen.






[image: SCHACH-SPHINX/07158: Hoher Anspruch eines Künstlers (SB)]



Woltschok - Nikkanen

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Rohe Gewalt und Räuberei werden durch schärfer betonte Sitten
überwunden. Im Schachspiel tritt dies in glänzender Widerspiegelung
immer wieder zutage: 1...Dd7xb5!! 2.Sb4xd5+ Lb7xd5 3.c4xb5 Lf8-b4
4.Dd2xb4 - Weiß opfert die Dame zurück, da er ansonsten dem Angriff
der schwarzen Figuren erliegt - 4...Te4xb4 5.Te1xe5 Tb4xb5 und Weiß
gab auf. Zuviel Material war verlorengegangen.



Erstveröffentlichung am 2. Januar 2007

22. Januar 2020
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/254: Forschungsprojekt untersucht friedensfördernde Praktiken von Frauen in Flüchtlingslagern (idw)


Universität Osnabrück - 21.01.2020

Forschungsprojekt der Uni Osnabrück untersucht friedensfördernde
Praktiken von Frauen in Flüchtlingslagern



Dass Konflikte und damit einhergehende Gewaltgefahren weltweit zu Flucht
beitragen, belegen aktuelle Entwicklungen. Auch diverse Studien
untersuchen diesen Zusammenhang. Doch der wissenschaftliche Fokus auf
Konflikt und Gewalt droht, die Bedeutung von Frieden, insbesondere für
Geflüchtete, zu vernachlässigen. Genau diesem Thema widmet sich das neue
Forschungsvorhaben "Frauen, Flucht - und Frieden? Friedensfördernde
Praktiken von Frauen in Flüchtlingslagern" an der Universität
Osnabrück.

Das Projekt geht konkret der Frage nach, welche Bedeutungen Menschen und
insbesondere Frauen, die vor gewaltsamen Konflikten geflohen sind, Frieden
zumessen und wie sie sich für Frieden einsetzen. Das Vorhaben ergänzt also
den Nexus von Konflikt und Flucht um die Komponente Frieden. Zur
Untersuchung wird die Projektmitarbeiterin Nadine Segadlo im kenianischen
Flüchtlingslager Kakuma Forschung durchführen und mit Geflüchteten
sprechen. Dadurch sollen gezielte Einblicke sowohl in die
Friedensverständnisse als auch in die friedensfördernden Handlungen der
geflüchteten Menschen und insbesondere der Frauen erhalten werden.

Mit der Wendung der Perspektive hin zu Frieden und den Ergebnissen möchte
das Forschungsvorhaben wissenschaftliche Debatten zur Rolle von Frieden
für und von Geflüchtete anregen. Neben der Schließung von Forschungslücken
verfolgt das Projekt friedenspolitische Anliegen. Es zielt auf den
Transfer von Erkenntnissen unter anderem mit humanitären Akteurinnen und
Akteuren, um Aufschluss über geflüchtete Frauen als handelnde Akteurinnen
und ihre friedensbezogenen Praktiken zu geben.

Das Projekt wird von Deutschen Stiftung Friedensforschung (DSF) gefördert
und unter der Leitung von Prof. Dr. Ulrike Krause von Nadine Segadlo am
Institut für Migrationsforschung und Interkulturelle Studien (IMIS) und
dem Institut für Sozialwissenschaften der Universität Osnabrück umgesetzt.


Weitere Informationen gibt es unter: 

https://www.imis.uni-osnabrueck.de/forschung/flucht_und_schutzsuchende/frauen_flucht_und_frieden.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution66
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Osnabrück, 21.01.2020
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/680: Frankfurt - "Gender- und diversitätsbewusste Sozialpädagogik in KiTA, Kinder- und Jugendarbeit", 20.03.2020


Frankfurt University of Applied Sciences - 21.01.2020

Fachtagung "Gender- und diversitätsbewusste Sozialpädagogik in KiTA,
Kinder- und Jugendarbeit"



Bilanz und Impulse: Symposium an der Frankfurt UAS beleuchtet
Entwicklungen und aktuelle Herausforderungen in der Kinder- und
Jugendarbeit / Veranstalter sind der Fachbereich Soziale Arbeit und
Gesundheit der Frankfurt UAS in Kooperation mit dem Frauenreferat der
Stadt Frankfurt am Main, der Heinrich-Böll-Stiftung Hessen e.V. und dem
Gender- und Frauenforschungszentrum der hessischen Hochschulen (gFFZ)

Die gender- und diversitätsbewusste Pädagogik spielt in
Kindertageseinrichtungen und in der Kinder- und Jugendarbeit eine immer
bedeutendere Rolle. Die Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen sind
komplexer und komplizierter geworden, Zukunftsängste stehen neben Wünschen
nach mehr Akzeptanz und der Wertschätzung vielfältiger Lebensentwürfe.
Demgegenüber zwingen rechtspopulistische Anfeindungen der Genderforschung
und Proteste gegen die Thematisierung sexueller und geschlechtlicher
Vielfalt pädagogische Fachkräfte, Haltungen zu überprüfen und sich zu
positionieren. Impulse dafür gibt die Fachtagung "Gender- und
diversitätsbewusste Pädagogik in KiTa, Kinder- und Jugendarbeit" an der
Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS) am 20. März 2020.
In Vorträgen, Workshops und einer Podiumsdiskussion kommen aktuelle
Herausforderungen zur Sprache, werden bewährte Ansätze dargestellt und
Zukunftsvisionen für eine gender- und diversitätsbewusste Pädagogik
entwickelt.

Die Tagung richtet sich an pädagogische Fachkräfte in Kindertagesstätten
(KiTA), in der Kinder- und Jugendarbeit sowie Lehrende an Hochschulen und
in der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung.

Veranstaltet wird sie vom Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit der
Frankfurt UAS in Kooperation mit dem Frauenreferat der Stadt Frankfurt am
Main, der Heinrich-Böll-Stiftung Hessen e.V. und dem Gender- und
Frauenforschungszentrum der hessischen Hochschulen (gFFZ). Anlass ist die
Beendigung der hauptberuflichen Tätigkeit von Prof. Dr. Margitta
Kunert-Zier am Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit zum Ende des
Wintersemesters 2019/20; somit dient dieser fachliche Austausch auch dazu,
eine Bilanz der bisherigen Erträge in der Genderpädagogik zu ziehen.

Eine Anmeldung ist erbeten bis zum 1. März 2020 unter:

https://www.frankfurt-university.de/tagung-gender; die Teilnahmegebühr
beträgt 38 Euro.

Termin: Freitag, 20. März 2020, 9:00 Uhr - 17:00 Uhr

Ort: Frankfurt University of Applied Sciences, Nibelungenplatz 1, 60318
Frankfurt, Gebäude 4, R. 111/112

Das Programm in Auszügen:

10:00 Uhr

Einführung in die Tagung und Moderation

Prof. Dr. Margitta Kunert-Zier, Frankfurt University of Applied Sciences

10:30 Uhr

Vortrag: Lebenslagen und Lebensgefühl von Mädchen und Jungen im Kindes-
und Jugendalter

Referent: Dr. rer. pol. Thomas Gensicke, selbstständiger Sozialforscher
und Berater, u. a. Autor der Shell-Studie von 2015

12:00 Uhr

Vortrag: Ethik der Wertschätzung - Ein Beitrag zur diversitäts- und
gendersensiblen Pädagogik

Referentin: Prof. Dr. i. R. Annedore Prengel, Universität Potsdam, Senior
Prof. Goethe-Universität Frankfurt am Main

14:00 Uhr

Workshops

1. Geschlechterbewusste Pädagogik in KiTas

Prof. Dr. Ute Schaich, Frankfurt UAS, und Prof. Dr. Tim Rohrmann, HAWK
Hildesheim

2. "We wanna raise our voices" - Feministische Mädchenarbeit

Linda Kagerbauer, Frauenreferat der Stadt Frankfurt am Main

3. Jungenarbeit, Quo Vadis? Handlungsspielräume in der
geschlechterreflektierten pädagogischen Arbeit mit Jungen

Marc Melcher, Paritätisches Bildungswerk Frankfurt am Main,
Lehrbeauftragter an der Frankfurt UAS

4. "All genders welcome" - reflektierende Arbeit mit allen
Geschlechtern

Dr. Claudia Wallner und Michael Drogand-Strud, u.a. Gender-Onlinemagazin
www.meinTestgelände.de

16:00 Uhr

Abschlusspodium


Weitere Informationen unter:

http://www.frankfurt-university.de/tagung-gender 

(Informationen zum Tagungsprogramm)

http://www.frankfurt-university.de/fb4 

(Informationen zum Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 21.01.2020
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SCHAUSPIEL/1327: Kiel - "demut vor deinen taten baby" von Laura Naumann, 20.2.-4.4.2020


Theater Die Komödianten

"demut vor deinen taten baby"

von Laura Naumann

Regie: Ivan Dentler

Premiere ist am 20. Februar 2020

weitere Termine: bis zum 4. April jeden Freitag und Samstag um 20 Uhr



Ein herrenloser Koffer in der Damentoilette eines deutschen Flughafens
löst Alarm aus. Zurück bleiben Bettie, Mia und Lore, die hilflos in
ihren Klokabinen festsitzen. Eben einander noch völlig fremd, erwarten
sie gemeinsam die Katastrophe. Aber der große Knall bleibt aus, die
Sicherheitskräfte geben Entwarnung und die drei entwickeln eine
zündende Idee ...

Anke Pfletschinger, Rafaela Schwarzer und Marie Dollenberg spielen in
dieser Action-Komödie ein Trio, dass mit unkonventionellen Mitteln die
Welt retten will.

Kartenreservierung: 

Telefonisch: 0431 / 55 34 01, online: www.komoedianten.com

Vorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber und Abendkasse

 * 

Quelle:

Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: 0431 / 55 34 01

E-Mail: theater@komoediantentheater.de

Internet: www.komoediantentheater.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FRAGEN/019: Den Erhalt der Biodiversität schaffen wir nur mit den Bürgerinnen und Bürgern (Umwelt Perspektiven)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ


Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - Dezember 2019

Den Erhalt der Biodiversität schaffen wir nur mit den Bürgern

Interview von Steffen Reichert mit Prof. Dr. Johannes Vogel





Ein Raunen geht durch die Wissenschaftswelt: Das Museum für
Naturkunde Berlin bekommt von Bund und Land Berlin 660 Millionen Euro
- für bauliche Investitionen, aber auch für die Entwicklung zu einem
Öko-Thinktank mit weltweiter Ausstrahlung. Maßgeblicher Inspirator
dieser Entwicklung ist Prof. Dr. Johannes Vogel. Anlässlich seines
Vortrages zur Helmholtz Environmental Lecture am UFZ sprach der
Biologe mit der UmweltPerspektiven-Redaktion über seine Visionen. Es
geht ihm um die Rettung der Biodiversität, aber auch um die richtigen
Wege dahin. Und die führen für den Botaniker über Wissenschaftsdialog
und Citizen Science.


Fast zwei Millionen Bayern erzwingen einen Volksentscheid zur
Rettung der Bienen. Wir vermissen tote Insekten auf unseren
Windschutzscheiben. Fühlen immer mehr Menschen, dass mit der Natur
etwas schief läuft?

Ich glaube, dass ganz viele Menschen über ihre Intuition verstehen,
dass es so, wie es ist, vielleicht nicht gut ist. Grundsätzlich
scheint es so zu sein, dass gerade in der Politik der Informationsgrad
der Menschen oftmals überschätzt, aber die Intuition unterschätzt
wird. Ich sehe das aber nicht nur als eine riesige Herausforderung für
die Politik, sondern natürlich auch für die Wissenschaft an.

Welche Dimension hat das Artensterben auf der Welt inzwischen
angenommen?

Es ist katastrophal. Wir haben in den letzten 200 Jahren gewaltige
Ressourcen für uns Menschen mobilisiert. Und das auf Kosten der
globalen Ökosysteme. Sei es in den Meeren, wo wir es überhaupt nicht
sehen, sei es an Land, wo wir eben beobachten können, wie viele
Fußballfelder Regenwald jeden Tag abgeholzt werden. Aber eben auch
hier in Europa, wo sich die Städte zu den biodiversitätsreichsten
Biotopen entwickelt haben. Das alles hat zwei Gründe: Zum einen, dass
viele Arten in Städte einwandern. Zum anderen, dass es außerhalb der
Städte ein großes Sterben gibt.

Wie entwickelt sich angesichts der dramatisch abnehmenden
Biodiversität das Problembewusstsein von Gesellschaften?

Wir als Menschen befinden uns in einem schwer lösbaren Widerspruch.
Wir möchten jeden Tag in den Supermarkt gehen und alles kaufen können,
wonach uns gerade der Sinn steht. Wir sehen aber durch die
Produktfülle und die leichte Zugänglichkeit gar nicht die
Wirkungsketten, die damit zusammenhängen. Wenn alle so konsumieren
würden wie wir hier in Deutschland, bräuchten wir drei Erden. Die
haben wir nicht. Ich bin aber kein Katastrophenverkünder, sondern eher
hoffnungsvoll, weil wir smart genug sind, auf dieser Erde für alle
Menschen ein Leben in und mit der Natur gestalten zu können. Wir
müssen es aber anders machen als bislang.

Denkt man an die politische Entwicklung in Brasilien, gibt es nach
wie vor Tendenzen, Natur und Artenvielfalt vorwiegend wirtschaftlichen
Interessen zu opfern ...

Mir macht Angst, wenn die beiden apokalyptischen Reiter - die
Ungleichheit und die Umweltzerstörung - gemeinsam vor einem Karren
stehen. Deren erstes Ziel wäre die Zerstörung der Demokratie. Ich
glaube aber, dass kein anderes System überhaupt die Grundlage bietet,
kluge Lösungen für die Herausforderungen zu finden. Je mehr nach
einfachen Antworten geschrien wird, je weniger haben wir in der
Gesellschaft die Widerstandskraft und Fähigkeit, uns diesen
Herausforderungen zu stellen. Kurzfristig mögen solche politischen
Akteure Erfolg haben, aber langfristig verlieren die Menschen die
Demokratie. Und dann haben wir alle verloren.

Was muss Politik leisten, um den Artenrückgang zu stoppen?

Das ist eine große Herausforderung. Ich glaube in Europa, und da
besonders in Mitteleuropa, kann man sich verschiedene Szenarien
vorstellen. Für mich ist zum Beispiel vorstellbar, dass wir sagen, wir
wollen in Europa wieder eine artenreiche Natur. Und dafür gibt es ganz
klare Strategien: Eine wäre es, die Intensität der Landwirtschaft
herunterzufahren und eine bestimmte Prozentzahl an Fläche der Natur
zurückzugeben. Wir wissen um die positiven mittelfristigen Effekte
solcher Maßnahmen. Alternativ könnte man sagen: Wir haben hier die
fruchtbaren Böden und die Wassersicherheit. Warum ist Europa nicht mit
Teilen von Nordamerika der Brotkorb der Welt, warum ernähren nicht wir
die Welt? Dafür könnten sich Länder wie Paraguay oder Brasilien, die
sehr biodiversitätsreich sind, verpflichten, mit der Zerstörung der um
vieles artenreicheren Lebensräume aufzuhören.

Am Ende kommt es aber darauf an, dass es nur globale Lösungen geben
kann, was natürlich Nationalismus und Populismus nicht leisten können.
Kein Land ist mehr eine Insel. Was sich heute niemand bewusst macht,
ist, dass vor 200 Jahren die Möglichkeit bestand, dass einzelne
Staaten Probleme der Ernährung oder der Sicherheit der Bevölkerung
tatsächlich weitgehend allein lösen konnten. Heute ist es für kein
einziges Land - nicht einmal für China, Russland oder die USA -
möglich, Klima-, Wasser- oder Ernährungssicherheit kurz- oder
mittelfristig zu garantieren. Und das müsste eigentlich dazu führen,
dass man zusammenfindet, anstatt irgendwelche "Land x
first"-Strategien zu fahren. Das macht mich traurig.

In welchen Bereichen sind die Deutschen am ehesten bereit, ihr
Konsumverhalten und ihren Lebensstil den Zwängen der
gesellschaftlichen Entwicklung anzupassen?

Die Frage impliziert ja auch den Vergleich mit anderen Ländern. Beim
Mülltrennen waren die Deutschen schon immer Vorreiter. Beim
Klimaschutz gibt es andere Länder, die durch Problembewusstsein und
Regulierung viel weiter sind als wir. Ein Beispiel ist Dänemark. In
Deutschland hat man sich lange nicht dem Regulierungsbedarf annähern
wollen. Politikerinnen und Politiker wissen, dass Regulierungen
Eingriffe in das Konsumverhalten von Bürgern darstellen. Sie haben
Angst, nicht wiedergewählt zu werden. Aber Regulierungen sind wirksam
und letztlich auch akzeptabel. Man sieht das in Skandinavien, wo seit
Jahrzehnten Innenstädte für den privaten motorisierten Verkehr
eingeschränkt sind. Das wird heute selbstverständlich akzeptiert und
als Gewinn empfunden. Man muss sich eben manchmal unbeliebt machen und
den Leuten etwas zumuten, um dadurch auf mittlere Sicht gute
Veränderungen und eine höhere Lebensqualität zu erzielen.

Und da sieht es im Moment nicht gut aus?

Ich denke, man sollte Demokratien nie unterschätzen. Auch nicht die
Vereinigten Staaten, die sich mehrmals selbst neu erfunden haben. Am
Ende kommt es darauf an, wie wir als Menschen, die in einer
demokratischen Wissensgesellschaft leben wollen, uns dieser
Herausforderung stellen. Und wie wir uns aktiv an der Stabilisierung
der demokratischen Wissensgesellschaft beteiligen. Da sind alle
aufgefordert mitzuarbeiten.

Welchen Sinn machen vor diesem Hintergrund zwischenstaatliche
Gremien wie der Weltbiodiversitätsrat IPBES?

Ich glaube, dass sie ganz wichtige Rollen spielen können. Sie müssen
aber noch besser unterstützt werden durch die Verbindung der
staatlichen Vertreter in diesen Gremien mit ihrer jeweiligen
nationalen Politik. Am Ende können diese Institutionen nur so stark
sein, wie es die staatlichen Vertreter wollen und können. Sonst
verkommen sie zu reinen Quasselbuden.

Zurück zu den Bienen. Drohen bei weiterer Negation der Probleme von
Bestäubern existenzielle Probleme für Mensch und Natur?

Der größte Teil der Bestäubungsleistung wird durch Wildbienen
erbracht. Wildbienen sind auf reich strukturierte diverse Landschaften
angewiesen, die jedoch sind bedroht oder werden vernichtet. Wenn es
aber nicht diese vielen verschiedenen Pflanzenarten gibt, dann wird es
auch keine verschiedenen Bienenarten geben, die davon abhängig sind.
Das ist ein großes Problem. Auch wichtig an diesem Thema ist meiner
Meinung nach: Die Bienen, genauer gesagt die Honigbienen, sind die mit
am längsten mit dem Menschen zusammenlebenden Organismen. Das ist eine
lange und tiefe Beziehung. Die Honigbiene ist auch das einzige Tier,
so glaube ich, das namentlich im Bürgerlichen Gesetzbuch benannt ist.
Dort geht es um die Haltung dieser Insekten. Es gibt ganz viele tiefe
emotionale, soziale, juristische und historische Zusammenhänge mit der
Biene. Und deswegen eignet sich die Biene sehr gut als ein Fokus für
Diskussionen um die Artenvielfalt.

Nicht mehr und nicht weniger als der Pflege des ökologischen
Gedächtnisses der Menschheit hat sich das Naturkundemuseum
verschrieben. Warum ist Berlin der ideale Ort für diese globale
Herausforderung.

Es gibt nach meiner Ansicht keinen besseren Ort als Berlin. Wenn sie
nach Washington schauen, sehen sie auf der einen Seite der
Prachtstraße die Ministerien und auf der anderen die Museen. Das ist
so gebaut werden, damit sich Kultur und Macht sozusagen spiegeln. Es
gibt da aber heute kaum Beziehungen zwischen diesen beiden Seiten der
Straße. In Deutschland hat man sich lange auf eine Diskurskultur
zwischen Macht, Wissenschaft und Kultur eingespielt. Und deswegen ist
die Entwicklung eines Ortes, wo Wissenschaft, Politik und Wirtschaft
miteinander in einen Diskurs für eine nachhaltige, aber auch smarte
Welt treten, in Berlin am besten aufgehoben. Das Naturkundemuseum hat
riesige Kulturbrüche durch den Zweiten Weltkrieg und später erlebt,
seine Entwicklung war für 90 Jahre gestoppt. Das erlaubt heute eine
Entwicklung, das schafft Spielräume, etwas Neues zu schaffen, was in
einer fertigen Organisation wie dem Natural History Museum in London
vielleicht gar nicht möglich wäre.

Ins Naturkundemuseum soll die unglaublich hohe Summe von 660
Millionen Euro fließen. Was wird mit dem Geld passieren?

Wir schauen jetzt auf die nächsten zehn Jahre. Es wird ein Prozess
sein, in dem wir uns neu erfinden wollen. Wir wollen vor allem starke
und herausfordernde Partner in Berlin, der Leibniz-Gemeinschaft oder
bei Helmholtz finden, die sich an dieser Entwicklung beteiligen
wollen. Das sehr viele Geld, das wir dankenswerterweise vom Bundestag
und vom Land Berlin bekommen konnten, sehe ich als Verantwortung und
als Mittel für Deutschland und Europa, nicht nur für das Museum
selbst.

Sie wollen die Grenzen zwischen Sammlung, Forschung und Ausstellung
durchbrechen - wie soll das genau aussehen?

Am wichtigsten ist, Menschen mit Menschen zusammenzubringen. Anfang
März bin ich in Berlin in den Invalidenpark gegangen, um mir die
Schülerdemonstrationen "Fridays for Future" anzusehen. Ich habe dort
mit einigen der Schülerinnen und Schüler geredet, bin dann zurück ins
Museum und habe gesagt, wir laden sie ein. Zwei Wochen später haben
wir die Museumstüren für die Schüler geöffnet ohne Eintritt zu
verlangen, haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
verschiedener Institutionen dazu geholt und einen Diskurs mit den
jungen Menschen gestartet. Das Haus war voll. Fast 7.000 Besucher sind
gekommen, sonst sind es 2.000 bis 3.000. Und alle haben an diesem
Nachmittag gelernt, die Forscher wie die Schüler. Das Museum für
Naturkunde Berlin ist eine Institution, wo die Menschen keine
Hemmschwelle haben müssen. Das ist ein Pluspunkt, den wir im
Wissenschaftssystem noch weiter ausbauen wollen. Junge Menschen und
wir als Wissenschaftler haben das gleiche Anliegen: Wir wollen gehört
werden.


Wie sehen Sie die stellenweise wachsende Wissenschaftsfeindlichkeit?


Mit großer Sorge. Wir wissen aus Umfragen, dass 85 Prozent der
Menschen in der westlichen Welt von der Evolution statt vom
Kreationismus überzeugt sind. Von diesen 85 Prozent können aber leider
nur zehn Prozent erklären, wie Evolution funktioniert. Fragt sich, was
die anderen sich da vorstellen, wenn sie es sich nicht erklären
können. Ähnlich sehe ich es bei der Wissenschaft. Ich glaube, dass
viele Menschen Vertrauen in die Wissenschaft haben, aber vielleicht
gar nicht wissen, was Wissenschaft ist und wie sie funktioniert. Und
da bewegen wir uns dann auf sehr wackligem Boden. Es liegt an der
Wissenschaft, nach draußen zu gehen, und den Prozess der Wissenschaft
als solchen und die Faszination der Wissenschaft noch viel besser und
mit viel mehr Energie zu erklären. Denn ich glaube, dass die laut
Wissenschaftsbarometer rund 60 Prozent der Wissenschaft zugewandten
Bürger auch ganz schnell 20 Prozent sein können. Es liegt an uns als
Wissenschaftler, diese Zahl zu stabilisieren oder zu entwickeln. Da
haben wir eine Bringschuld. Deswegen - und da wollen wir eng mit dem
UFZ zusammenarbeiten - spielt Citizen Science eine entscheidende
Rolle. Den Menschen muss Wissenschaft als etwas nicht außerhalb ihres
Lebens Existierendes nahegebracht werden. Da ist noch ganz viel Luft
nach oben.


Prof. Dr. Johannes Vogel - Jahrgang 1963, studierte
Biologie an der Universität Bielefeld und promovierte 1995 an der
University of Cambridge in Genetik. 1995 bis 2012 arbeitete er am
Natural History Museum in London, ab 2004 als Chefkurator der
botanischen Abteilung. Sein Forschungsgebiet waren vor allem die
Farne. 2012 wurde Johannes Vogel zum Generaldirektor des Museums für
Naturkunde Berlin ernannt. Diese Tätigkeit geht einher mit einer
Professur für Biodiversität und Wissenschaftsdialog an der
Humboldt-Universität Berlin. Er ist Vorsitzender der European Citizen
Science Assoziation, deren Sitz im Naturkundemuseum Berlin ist.
Johannes Vogel ist mit Sarah Darwin, einer Ur-Ur-Enkelin von Charles
Darwin, verheiratet.

 * 

Die Helmholtz Environmental Lecture (HEL) ist eine öffentliche
Veranstaltungsreihe des UFZ, in der seit 2009 herausragende
Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft zu wichtigen
ökologischen, sozio-ökonomischen und sozialen Fragen Stellung beziehen
und sie dann mit dem Plenum diskutieren.

Bisherige Gastredner: Klaus Töpfer, Hans Joachim Schellnhuber, Achim
Steiner, Jochen Flasbarth, Angelika Zahrnt, Frank Schirrmacher
†, Ernst Ulrich von Weizsäcker, Ottmar Edenhofer, Stephan
Kohler, Thilo Bode, Matthias Horx, Michael Braungart, Hartmut Rosa,
Stefan Juraschek, Claudia Kemfert und Ellen Matthies.
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MASSNAHMEN/269: Gegen Mikroplastik hilft nur Vermeidung (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, 07.01.2020

Gegen Mikroplastik hilft nur Vermeidung



Der Abrieb von Autoreifen, Kunstfasern aus Kleidung und
Plastikverpackungen von Lebensmitteln: Jeder Mensch verteilt
tagtäglich große Mengen an großen und kleinen Kunststoffteilchen in
die Umwelt. Meist unwissentlich aber trotzdem schädlich. Weil
Mikroplastik nicht biologisch abbaubar ist, verbleibt es extrem lange
in der Natur und schädigt Organismen.

"Ein Verzicht auf massenhaften Gebrauch von Kunststoffprodukten könnte
die Plastikflut in der Umwelt wirkungsvoll eindämmen", sagt Dr.
Andreas Köhler, Forscher am Öko-Institut. Plastikrecycling ist zwar
wichtig, reicht aber allein nicht aus, um Mikroplastik von der Natur
fernzuhalten. "Auch Ersatzmaterialien wie bioabbaubare Kunststoffe
oder Baumwolltextilien verlagern die Umweltprobleme lediglich statt
sie wirklich zu lösen."

Spendenprojekt gibt Antworten zur Plastikvermeidung

Köhler hat sich gemeinsam mit mehreren Experten des Öko-Instituts im
Projekt "Ohne Plastik leben - aber wie!?" mit den Ursachen des
heutigen Massenkonsums von Kunststoffen auseinandergesetzt. Das mit
privaten Spenden finanzierte Projekt analysiert außerdem Möglichkeiten
und Auswirkungen eines Plastikverzichts in drei Anwendungsgebieten.
Dabei wurden auch Erfahrungen von Verbraucherinnen und Verbrauchern
bei der Plastikvermeidung mit in Betracht gezogen. Auch die Politik
ist angesprochen, gesetzliche Rahmenbedingungen für eine Belohnung des
Plastikverzichts zu gestalten, etwa mittels ordnungsrechtlicher
Maßnahmen und steuerliche Entlastung zeit- und arbeitsintensiver
Alternativen wie Unverpackt-Logistik und Reparatur. Die
Projektergebnisse wurden jetzt in drei Texten zum Thema #plastikfrei
 im Blog des Öko-Instituts veröffentlicht.

(https://blog.oeko.de/kategorie/plastikfrei/)

"Die Plastikverschmutzung der Natur ist unumkehrbar, das Zurückholen
von Billionen kleinster Plastikfragmente aus Böden, Flüssen und Meeren
kann der Mensch nicht leisten", sagt Projektkoordinator Köhler. "Das
wirkliche Ausmaß der Schädigung ist momentan noch nicht abschätzbar."
Deshalb ist es jetzt umso dringlicher, die weitere Plastikfreisetzung
in die Umwelt deutlich zu vermindern.

Top-Verursacher: Fahrzeugreifen

Von den meisten Menschen unbemerkt sind Fahrzeugreifen die größten
Verursacher von Kunststoffpartikeln in der Umwelt. Fahren verursacht
Reifenabrieb und so gelangen jährlich rund 100.000 Tonnen Mikroplastik
in Deutschland in die Umwelt - etwa ein Drittel des gesamten
Aufkommens. Verbraucherinnen und Verbraucher können durch eine
schonende Fahrweise und mit seltenerer Pkw-Nutzung beeinflussen, wie
viel Mikroplastik in die Umwelt gelangt. Durch die Einführung einer
Kennzeichnung zum Reifenabrieb auf dem EU-Reifenlabel könnten
Verbraucherinnen und Verbraucher schon beim Reifenkauf dafür sorgen,
dass möglichst wenig Abrieb entsteht. Auch die Politik ist gefragt,
den Reifenabrieb langfristig zu mindern. Etwa mittels rechtlicher
Anforderungen an Reifenhersteller und die Automobilbranche.

Lösungen zur Plastikreduktion in Pkw-Reifen 

(https://blog.oeko.de /plastikfrei-leben-pkw-reifen-sind-die-top-verursacher-von-mikroplastik/)

Kunstfasertextilien

Polymer-Mikrofasern lösen sich beim Benutzen und Waschen aus der
synthetischen Kleidung. Etwa 77 Gramm davon setzt jede Person in
Deutschland pro Jahr frei. Das Meiste davon landet im Hausstaub und im
Waschwasser. Zudem gehen viele der abgelegten Kunstfasertextilien als
second-hand-Ware ins Ausland, wo sie nach Gebrauch oft einfach
weggeworfen werden. Müllkippen sind weltweit Quellen für die
Mikroplastikverschmutzung der Umwelt. Um das zu vermeiden, bedarf es
einer Neuorientierung der Konsumgewohnheiten: Weg von "Fast Fashion"
und hin zu einer Mode, die langlebige und reparierte Kleidung
wertschätzt. Der Text zu Kunstfasertextilien illustriert Ideen, wie
Verbraucherinnen und Verbraucher sich aus der Konsumfalle der
kurzlebigen Modetrends befreien können. Das schützt nicht nur die
Umwelt vor Mikrofasern sondern eröffnet auch ein selbstbestimmbares
Modeerlebnis. Die Politik könnte dieses Ansinnen durch die Einführung
einer ermäßigten Mehrwertsteuer auf Reparatur und Aufbereitung
gebrauchter Kleidung unterstützen. 

Text zum plastikfreien Umgang mit Textilien 

(https://blog.oeko.de /plastikfrei-leben-mikroplastik-ist-in-mode/)

Lebensmittel in Plastikverpackungen

Fertiggerichte, Käse- und Wurstaufschnitte sowie Joghurt in Einweg-
Verpackungen aus Kunststoff waren ursprünglich für Ausnahmesituationen
wie den Außer-Haus-Verzehr gedacht. Heute ist die so erzielte
Bequemlichkeit Alltag geworden - zwischen 80 und 90 Prozent aller
Lebensmittel gelangen in einer vorbereiteten Form in die Haushalte und
produzieren nebenher viel Plastikmüll. Eine Lösung Plastik zu
vermeiden wäre, die Einweg-Verpackungen durch ein System aus
unterschiedlich genormten Mehrweg-Behältertypen zu ersetzen. Auch der
Staat sollte regulierend eingreifen, etwa über die Ausweitung des
EU-Verbots von Einweg-Kunststoffen als Verpackungsmaterialien.

Text zur Vermeidung von Plastik in Lebensmittelverpackungen 

(https://blog.oeko.de/plastikfrei-leben-suppentopf-statt-tuetensuppe/)

Alle Texte zum Spendenprojekt #plastikfrei des Öko-Instituts in einem
PDF 

(https://blog.oeko.de/wp-content/uploads/2019/12/Plastikfrei-leben-ohne-Mikroplastik-oeko-institut.pdf)

Das Öko-Institut ist eines der europaweit führenden, unabhängigen
Forschungs- und Beratungsinstitute für eine nachhaltige Zukunft. Seit
der Gründung im Jahr 1977 erarbeitet das Institut Grundlagen und
Strategien, wie die Vision einer nachhaltigen Entwicklung global,
national und lokal umgesetzt werden kann. Das Institut ist an den
Standorten Freiburg, Darmstadt und Berlin vertreten.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news729559

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, 07.01.2020
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FORSCHUNG/805: Grünere Frühlinge verursachen trockenere Sommer auf der Nordhalbkugel (idw)


Universität Augsburg - 07.01.2020

Grünere Frühlinge verursachen trockenere Sommer auf der Nordhalbkugel 



Satelliten zeigen, dass Pflanzen in der nördlichen Hemisphäre mit
zunehmendem Kohlendioxid (CO2) in der Atmosphäre darauf reagieren,
indem sie den Blattaustrieb vorantreiben und die Pflanzenproduktivität
im Frühjahr verbessern. Gleichzeitige Messungen von Wetterstationen in
der gesamten Region lassen darauf schließen, dass Dürren und
Hitzewellen im Sommer häufiger und länger anhalten. Obwohl diese
beiden Phänomene zu verschiedenen Jahreszeiten auftreten, zeigen die
neuesten Erkenntnisse, dass es Verbindungen zwischen ihnen gibt.

Ein Forscherteam der Peking-Universität in China und der Universität
Augsburg hat in Zusammenarbeit mit weiteren Forscherinnen und
Forschern aus Deutschland, Großbritannien, Spanien, Belgien,
Frankreich, Australien und den USA festgestellt, dass die frühere
Begrünung des Frühlings einen großen Wasserverlust durch Verdunstung
verursacht. Dieser Verlust erhöht das Risiko von
Bodenfeuchtigkeitsdürren und Hitzeextremen in den folgenden
Sommermonaten, so die jüngste in der Fachzeitschrift Science Advances
veröffentlichte Studie.

Die Forscher entdeckten diesen Zusammenhang zwischen den Jahreszeiten
mit statistischen Methoden, indem sie Satellitenbilder von steigendem
Frühlingsgrün mit denen von sinkender Sommerbodenfeuchtigkeit
verknüpften. Sie stellen außerdem sicher, dass diese Verknüpfung in
Klimamodellen repliziert werden kann.

"Wie eine frühere Begrünung die Bodenfeuchtigkeit beeinflusst, ist
tatsächlich komplexer als bisher angenommen. Eine frühere Begrünung
führt zu schnelleren Wasserverlusten, indem mehr Wasser in die
Atmosphäre gepumpt wird. Das "verlorene Wasser" verschwindet jedoch
nicht, ein Teil davon kehrt später als Niederschlag über Land zurück.
Wir zeigen, dass dieser Mechanismus die durch Begrünung bedingten
Wasserverluste verringert, da sonst die Oberflächentrocknung
wesentlich intensiver ausfallen würde. Der Rest des "verlorenen
Wassers" kehrt jedoch nicht lokal als Niederschlag zurück, da die
Atmosphäre es zu verschiedenen geografischen Orten transportiert",
sagte Xu Lian von der Universität Peking, der der Hauptautor dieser
Studie ist.

Professor Buermann vom Geographischen Institut der Universität
Augsburg und Mitautor der Studie sagte: "Diese Forschung befasst sich
mit einer der größten Herausforderungen für die Klimaforschung,
nämlich der Quantifizierung des Beitrags von Wechselwirkungen zwischen
Biosphäre und Atmosphäre zu den gegenwärtig auftretenden extremen
Wetterereignissen wie den Dürren in den nördlichen Breiten in 2018.
Die in unserer Studie festgestellten inter-saisonalen Prozesse können
teilweise für anhaltende Extreme verantwortlich sein und dürften die
sommerliche Bodenfeuchtigkeit und die terrestrischen Ökosysteme unter
dem fortschreitenden Klimawandel zusätzlich unter Druck setzen. "

"Hydrologische Kompromisse wie die frühzeitige Begrünung im Frühling
im Vergleich zur potenziell erhöhten Bräunung oder Dürre im Sommer
sind ein weiteres Beispiel für die komplexen und oft unerwarteten
Wechselwirkungen des Klimawandels mit Ökosystemen", fügte Alan Knapp,
Professor für Ökologie an der Colorado State University, hinzu der
nicht an der Studie beteiligt war, "Diese Analyse bietet neue
Erkenntnisse in dieser Hinsicht und schlägt wichtige neue
Forschungspfade vor, um zu verstehen, wie sich der Klimawandel auf die
Ökosysteme auswirken kann, von denen wir abhängig sind."

Professor Josep Peñuelas vom Nationalen Forschungsrat von Spanien
fügte hinzu: "Diese Untersuchung deutet auf einen oft übersehenen
positiven Feedback hin: Steigende Treibhausgaskonzentrationen und die
damit verbundene Erwärmung verursachen eine frühere
Vegetationsphänologie, die die Sommerbodenfeuchtigkeit verringert, was
wiederum die durch die globale Erwärmung verursachten Sommerhitze
Extremereignisse weiter verstärkt".

Der in der Studie identifizierte Zusammenhang von "grüneren Frühlingen
verursachen trockenere Sommer" hält nicht überall an. Eine Ausnahme
stellen landwirtschaftliche Gebiete dar, in denen die intensive
Bewässerung die durch die Begrünung hervorgerufenen Signale außer
Kraft setzt. Eine andere herausragende Ausnahme ist Mittelsibirien, wo
das Vegetationswachstum zwar auch früher einsetzt, jedoch die Böden im
Sommer feuchter sind, und diese zusätzliche Bodenfeuchtigkeit wird
wahrscheinlich durch die Atmosphärische Zirkulation aus Europa
übertragen, wo durch Begrünung und erhöhte Verdunstungsraten sich
feuchtere Luftmassen bilden.

"Dies ist eine faszinierende 'Teleconnection' in unserem Erdsystem,
die durch die Veränderung des Klimas durch den Menschen und den damit
verbundenen Auswirkungen auf terrestrische Ökosysteme ausgelöst wird",
sagte Dr. Tim R. McVicar von der Commonwealth Scientific and
Industrial Research Organization (CSIRO), Australien.

"Diese Forschung trägt zu den wachsenden Beweisen bei, dass der
Klimawandel nicht einfach so ablaufen wird, das alles gleich ist,
außer den erhöhten Hintergrundtemperaturen. Stattdessen wird der
Klimawandel hochkomplexe Wechselwirkungen innerhalb des
Planetensystems auslösen, die lokal zu erheblichen Veränderungen
führen können ", fügte Chris Huntingford vom Centre for Ecology and
Hydrology, UK, hinzu.

Originalpublikation:

Xu Lian, Shilong Piao, Laurent Z. X. Li, Yue Li, Chris Huntingford,
Philippe Ciais, Alessandro Cescatti, Ivan A. Janssens, Josep Peñuelas,
Wolfgang Buermann, Anping Chen, Xiangyi Li, Ranga B. Myneni, Xuhui
Wang, Yilong Wang, Yuting Yang, Zhenzhong Zeng, Yongqiang Zhang, Tim
R. McVicar: Summer soil drying exacerbated by earlier spring greening
of northern vegetation. Im: Science Advances03 Jan 2020: eaax0255
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